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Regierungsbank:

P e t e r H a r r y C a r s t e n s e n , Ministerpräsident

U t e E r d s i e k - R a v e , Stellvertreterin des Minis-
terpräsidenten und Ministerin für Bildung und
Frauen

U w e D ö r i n g , Minister für Justiz, Arbeit und
Europa

L o t h a r H a y , Innenminister

D r . C h r i s t i a n v o n B o e t t i c h e r , Minister für
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume

R a i n e r W i e g a r d , Finanzminister

D r . J ö r n B i e l , Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr

D r . G i t t a T r a u e r n i c h t , Ministerin für Soziales,
Gesundheit, Familie, Jugend und Senioren

* * * *

Beginn: 10:04 Uhr

Präsident Martin Kayenburg:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich eröff-
ne die 44. Tagung des Schleswig-Holsteinischen
Landtags. Das Haus ist ordnungsgemäß einberufen
und beschlussfähig. Erkrankt ist der Herr Abgeord-
nete Thomas Stritzl. - Wir wünschen ihm von hier
aus gute Besserung.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, sich von
Ihren Plätzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich von ihren
Plätzen)

Am 17. Mai 2009 ist der ehemalige Abgeordnete
des Schleswig-Holsteinischen Landtages, Dr. Ri-
chard Bünemann, verstorben. Er gehörte diesem
Parlament von 1967 bis 1975 zunächst als Mitglied
der SPD-Fraktion und nach seinem Parteiausschluss
bis zum Ende der 7. Wahlperiode als fraktionsloser
Abgeordneter an. Herr Dr. Bünemann engagierte
sich mit großem Interesse in der Innenpolitik sowie
im Justiz- und später im Rechtsausschuss. In der
6. Wahlperiode gehörte er dem Untersuchungsaus-
schuss „Internatsgymnasium Schloss Plön“ und in
der 7. Wahlperiode dem Untersuchungsausschuss
„Fehmarn“ an.

Der Schleswig-Holsteinische Landtag gedenkt sei-
nes früheren Mitglieds Dr. Richard Bünemann in
Dankbarkeit. Unsere Anteilnahme gilt den Angehö-
rigen. - Ich bitte Sie um einen Augenblick des Still-
haltens im Gebet. - Meine Damen und Herren, Sie
haben sich zu Ehren des Verstorbenen von Ihren
Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, heute ist der
17. Juni. Dieser 17. Juni war über zwei Generatio-
nen lang der Tag der Deutschen Einheit. Ich denke,
das ist für uns immer noch ein wertvoller Gedenk-
tag. Bischof Gerhard Ulrich hat heute Morgen in ei-
ner kurzen Morgenandacht im Raum der Stille auf
diesen Tag und auch darauf hingewiesen, dass die
Machthaber in der DDR mit allem gerechnet hatten,
nur nicht mit Kerzen und Gebeten. Er hat daraus
abgeleitet, wie wichtig es ist, in der Mitte zusam-
menzuhalten und in schwierigen Situationen Lösun-
gen zu suchen. Er hat uns dies als Mahnung mitge-
geben. Mit dieser Mahnung überbringe ich Ihnen
gleichzeitig auch die herzlichen Grüße des Bi-
schofs.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe Ihnen ei-
ne Aufstellung der im Ältestenrat vereinbarten Re-
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dezeiten übermittelt. Der Ältestenrat hat sich ver-
ständigt, die Tagesordnung in der ausgedruckten
Reihenfolge mit folgenden Maßgaben zu behan-
deln: Zu den Tagesordnungspunkten 5, 7 bis 9, 11,
13, 25, 26, 34, 36, 38, 40 bis 42 und 47 ist eine
Aussprache nicht geplant. Von der Tagesordnung
abgesetzt werden sollen die Tagesordnungspunkte
3, 14, 37 und 39. Zur gemeinsamen Beratung vor-
gesehen sind die Tagesordnungspunkte 12 und 29,
Gesetzentwurf zur Änderung der Verfassung und
Antrag zum Einbau einer Schuldenbremse in die
Verfassung; 16 und 45, Bericht über bauliche Maß-
nahmen zur Herstellung von Barrierefreiheit im
Rahmen des Konjunkturpakets und Antrag zu
Lärmschutzmaßnahmen in Schulen und Kitas durch
das Konjunkturpaket II; 23 und 33, Anträge zu ei-
ner Alternativtrasse der Hinterlandanbindung der
festen Fehmarnbelt-Querung und zur Kostenkalku-
lation der Hinterlandanbindungen.

Anträge zur Fragestunde oder zu einer Aktuellen
Stunde liegen nicht vor. Wann die weiteren Tages-
ordnungspunkte aufgerufen werden, ergibt sich aus
der Ihnen vorliegenden Übersicht über die Reihen-
folge der Beratungen in der 44. Tagung. Wir wer-
den heute und morgen jeweils unter Einschluss ei-
ner zweistündigen Mittagspause längstens bis
18 Uhr tagen. Für Freitag ist keine Mittagspause
vorgesehen. Die Sitzung wird voraussichtlich gegen
13 Uhr enden. - Ich höre keinen Widerspruch, dann
werden wir so verfahren.

Auf der Tribüne begrüßen wir ganz herzlich Schü-
lerinnen und Schüler der Grund- und Regional-
schule der Stadt Heide und des Wolfgang-Borchert-
Gymnasiums aus Halstenbek mit ihren Lehrkräften.
- Seien Sie uns alle herzlich willkommen!

(Beifall)

Ebenso begrüße ich die früheren Kollegen Johna,
Plüschau und Professor Wiebe sehr herzlich.

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Erster Parlamentarischer Untersuchungsaus-
schuss

Antrag der Fraktionen von FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
Drucksache 16/2703

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU, SPD,
FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Ab-
geordneten des SSW
Drucksache 16/2730

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich gehe davon aus, dass Sie da-
mit einverstanden sind, dass der erste Antragsteller
auch als Erster das Rederecht bekommt. - Damit er-
teile ich für die Fraktion der FDP dem Fraktions-
vorsitzenden und Oppositionsführer, Herrn Abge-
ordneten Wolfgang Kubicki, das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In den letzten Tagen bin ich mit einer Flut von
Briefen und Mails von Bürgerinnen und Bürgern
aus Schleswig-Holstein und Hamburg konfrontiert
worden, die mich aufgefordert haben, heute mit den
Hasardeuren von der HSH Nordbank abzurechnen.
Diese Erwartung werde ich nicht erfüllen, denn die
Abrechnung steht am Ende einer Untersuchung, die
wir mit der Einsetzung eines Parlamentarischen
Untersuchungsausschusses heute beginnen wollen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, „Deutschland war
Weltmeister in riskanten Bankgeschäften“, sagte
der SPD-EU-Kommissar Günter Verheugen am
18. Mai 2009 in einem Interview gegenüber der
„Süddeutschen Zeitung“. Und weiter:

„Nirgendwo … auch nicht in Amerika, haben
sich Banken mit größerer Bereitschaft in un-
kalkulierbare Risiken gestürzt, allen voran
die Landesbanken.“

Herr Verheugen hat recht. Die Bankenaufsicht Ba-
Fin stellte kürzlich fest, dass die deutschen Ban-
ken im Mai 2009 688,9 Milliarden € an „toxischen“
Wertpapieren in ihren Bilanzen hatten. Davon wa-
ren 398,4 Milliarden €, also fast 60 %, bei den Lan-
desbanken - im Übrigen bei einer deutlich geringe-
ren Bilanzsumme als bei den Privatbanken. Beson-
ders viele dieser Papiere hat die HSH Nordbank in
ihren Büchern. Dafür haftet jeder schleswig-holstei-
nische Bürger - vom Neugeborenen bis zum Greis.

Doch die tatsächliche Lage der HSH Nordbank
wurde vom Finanzministerium viel zu lange schön-
geredet. Der Finanzminister hat Landtag und Be-
völkerung viel zu lange in dem Glauben gelassen,
dass sich die HSH Nordbank in keiner Krise befin-
det beziehungsweise die Krise der HSH Nordbank
seitens des Finanzministeriums beherrschbar sei.
Wie sonst ist es zu erklären, dass der Finanzminis-
ter noch im September des Jahres 2008 erklärt hat,
die HSH Nordbank habe ein tragfähiges, erfolgrei-
ches Geschäftsmodell. Sie manage die Krise besser
als jede andere Bank. Und rund vier Wochen später
beantragt diese 30 Milliarden € Deckungszusage
beim SoFFin.
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Im Geschäftsjahr 2008 hat die HSH Nordbank mit
2,7 Milliarden € erstmals in ihrer Geschichte einen
Konzernfehlbetrag ausgewiesen. Die Bank ist mehr
als andere Banken erhebliche Risiken eingegangen,
hat ein erhebliches Kreditersatzgeschäft aufgebaut
und war sehr stark im Bereich von nicht strategi-
schen Aktivitäten engagiert. Nur durch Stützungs-
maßnahmen der Eigentümer Hamburg und Schles-
wig-Holstein und erheblicher Inanspruchnahme des
vom Bund bereitgestellten Bankenrettungsfonds
konnte bislang verhindert werden, dass die BaFin
die gesetzlich vorgeschriebenen Schritte zur Schlie-
ßung der Bank eingeleitet hat. Nur durch diese
Stützungsmaßnahmen konnte bislang sicherge-
stellt werden, dass die Anteilseigner - also haupt-
sächlich die Länder Schleswig-Holstein und Ham-
burg - überhaupt noch Mitwirkungsrechte haben.

Und ich sage ganz bewusst bislang, denn glaube ich
dem haushaltspolitischen Sprecher der SPD-Bun-
destagsfraktion, Carsten Schneider, dann ist die La-
ge bei der HSH Nordbank noch viel dramatischer,
als uns die Landesregierung weismachen will.

Herr Schneider - kein Unbekannter - sagte am
15. Juni in einem Interview mit dem „Tagesspie-
gel“:

„Nehmen Sie die HSH Nordbank, die die
größten Probleme hat. Ich bezweifle, dass die
Rekapitalisierung von 3 Milliarden €, die
Schleswig-Holstein und Hamburg bisher ge-
leistet haben, ausreicht, um die Bank zu ret-
ten. Die Länder müssen also Geld nachschie-
ßen - was sie überfordern wird. Ich glaube,
dass viele Eigentümer sich nicht bewusst
sind, wie hoch die Risiken sind.“

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sowohl der Vor-
stand der Bank, aber auch der Aufsichtsrat haben
durch eine mangelhafte Risikobewertung der Ban-
kaktivitäten und fehlende Kontrolle die HSH in ei-
ne tiefe Krise gestürzt, unzählige hoch qualifizierte
Arbeitsplätze aufs Spiel gesetzt und dem Land
einen erheblichen Schaden zugefügt.

Die entscheidenden Fragen, die dieses Haus und
auch die Bürgerinnen und Bürger in Schleswig-
Holstein beschäftigen, sind: Wie konnte das passie-
ren? Wer trägt dafür im Einzelnen die Verantwor-
tung? Warum wurden die Verantwortlichen im
Vorstand der Bank durch die Mitglieder der Lan-
desregierung im Aufsichtsrat der Bank - nach mei-
ner Auffassung - völlig unzureichend kontrolliert?

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Am 31. März dieses Jahres erreichte die Staatsan-
waltschaft Hamburg eine Strafanzeige gegen Ver-
antwortliche der HSH Nordbank. Die Vorwürfe
lauteten: Sorgfaltspflichtverletzungen von Vorstän-
den und Aufsichtsratsmitgliedern, Verletzung der
Vermögensfürsorgepflicht und Beihilfe dazu. Die
Staatsanwaltschaft hat ein Ermittlungsverfahren
eingeleitet. Wenn die Staatsanwaltschaft schon un-
tersucht, ob strafrechtliche Tatbestände erfüllt sind,
dann hat das Parlament unweigerlich die Aufgabe,
die politische Verantwortlichkeit zu klären.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Aus diesem Grund haben die Oppositionsfraktionen
beantragt, einen Untersuchungsausschuss einzuset-
zen. Von dieser Stelle aus will ich den Regierungs-
fraktionen ausdrücklich Dank sagen, dass sie den
Kern der Untersuchung unterstützen. Es muss ge-
klärt werden, wie es zu den gravierenden Fehlent-
wicklungen bei der HSH kam, die dazu geführt ha-
ben, dass der Fortbestand der HSH Nordbank nur
durch Kapitalzuführungen sowie eine Garantieer-
klärung des Landes Schleswig-Holstein in Milliar-
denhöhe gesichert wird. In diesem Zusammenhang
gibt es einen ganzen Strauß an Fragen, von denen
ich nur einige aufführen werde.

Erstens. Warum hat die HSH Nordbank - offenbar
vom Aufsichtsrat gebilligt - im Geschäftsjahr 2006
ein Wertpapierportfolio von 44,5 Milliarden € auf-
gebaut, wovon weniger als die Hälfte für eine Refi-
nanzierung bei der Deutschen Bundesbank brauch-
bar war? Welcher sorgfältige Investor investiert
schon für seine mittelständische Bank ein Fünftel
der Bilanzsumme in ausländische, weitgehend un-
bekannte Wertpapiere? Ist dies eigentlich die Auf-
gabe einer Landesbank, für die der Steuerzahler
Schleswig-Holsteins und Hamburgs haftet?

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Zweitens. Warum hat die HSH Nordbank für den
Aufbau ihres Kreditersatzgeschäftes ausländische
Zweckgesellschaften in Steueroasen gegründet, so-
dass zumindest ein Teil dieser Papiere bilanziell
nicht erfasst war und dafür auch keine einheitliche
Portfolioverwaltung existierte? Ausweislich des
Geschäftsberichts 2006 wurden 164 solcher Zweck-
gesellschaften „wegen ihrer untergeordneten Be-
deutung für die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge der HSH Nordbank AG“ in die Bilanz nicht auf-
genommen, darunter zum Beispiel die auf der schö-
nen Kanalinsel Jersey installierte Carrera Capital
mit einem Portfolio von 3,2 Milliarden € oder das
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Conduit Poseidon, das im Geschäftsbericht des Jah-
res 2006 mit keinem Wort Erwähnung findet.

Drittens. Warum wurden die Vorgaben des Baseler
Ausschusses für Bankenaufsicht schlicht missach-
tet, indem keine ausreichende Eigenkapitalausstat-
tung existierte und auch kein Risikocontrolling be-
stand? Im Geschäftsbericht 2007 heißt es zwar,
dass seit 2005 jährlich eine konzernweite Risikoin-
ventur durchgeführt werde. Das heißt aber noch
lange nicht, dass tatsächlich auch eine Risikokon-
trolle etabliert war, und zwar noch nicht einmal im
April 2008, als der Geschäftsbericht für das Jahr
2007 veröffentlicht wurde; denn dort heißt es:

„Aufbauend auf der Risikoinventur sollen im
Einzelfall Szenarioanalysen zur Einschät-
zung der Gefährdung durch besonders
schwerwiegende operationelle Risikoereig-
nisse durchgeführt werden.“

Das heißt im Klartext: Es wurde nie eine umfassen-
de Risikobetrachtung durchgeführt. Warum hat der
Aufsichtsrat dies gebilligt?

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Viertens. Warum wurde den seit Mitte Mai 2005
einsetzenden Warnungen - übrigens auch der Deut-
schen Bundesbank - hinsichtlich der Immobilien-
und Kreditblase in den USA anscheinend mit
Blindheit begegnet? Warum wurde noch im Früh-
jahr 2007 für das laufende Jahr eine Eigenkapital-
rendite von 15,5 % zum Geschäftsziel erhoben? Hat
der Aufsichtsrat, haben die Ex-Minister und aktuel-
len Minister Dr. Stegner, Hay und Wiegard ihre
Vermögensfürsorgepflicht hinsichtlich des Kredi-
tersatzgeschäftes ausreichend wahrgenommen? Ha-
ben die Mitglieder der Landesregierung im Auf-
sichtsrat und in seinen Gremien ihre Kontrollpflich-
ten ordnungsgemäß erfüllt?

Sowohl der Finanzinvestor Flowers - im Frühsom-
mer 2007 - als auch der ehemalige Wirtschaftsmini-
ster Marnette - im Sommer 2008 - haben nach eige-
nen Angaben früh auf Probleme in diesem Ge-
schäftssegment hingewiesen. Der Deutschlandchef
von Flowers, Ravi Sinha, hat dies am 15. Juni im
„Handelsblatt“ erneut bestätigt. Schon im Sommer
2007 habe er auf den Abbau des riskanten Krediter-
satzgeschäftes gedrängt. Er sagte:

„Wir haben bereits frühzeitig auf Probleme
hingewiesen und hier immer wieder eine
Kursänderung angemahnt. Gehört wurden
wir jedoch nicht.“

Es muss dringend geklärt werden, ob der Auf-
sichtsrat seinen Pflichten nach dem Aktiengesetz
ordnungsgemäß nachgekommen ist und ob das Par-
lament ordnungsgemäß informiert wurde.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich frage in den
Raum hinein: Glaubt wirklich jemand ernsthaft,
dass das Parlament einer Kapitalerhöhung im Mai
2008 ohne weiteres zugestimmt hätte, wenn diese
Informationen bereits damals vorgelegen hätten?

Die schleswig-holsteinischen Bürgerinnen und Bür-
ger haben das Recht zu erfahren, ob das Handeln
der Mitglieder der Regierung im Aufsichtsrat und
weiteren Gremien der HSH Nordbank in den Jahren
2003 bis Juni 2009 geeignet war, die Interessen des
Landes Schleswig-Holstein zu vertreten und das
Land vor finanziellem Schaden zu bewahren. Ge-
nauso haben die schleswig-holsteinischen Bürgerin-
nen und Bürger das Recht zu erfahren, welche Ver-
antwortung die Mitglieder der Regierung für die
Fehlentwicklungen bei der HSH Nordbank seit ih-
rer Gründung im Jahr 2003 bis zum Juni 2009 tra-
gen. Echte Verantwortung gibt es nur dann, wenn
es Antworten gibt.

Wir haben als Opposition unsere Verantwortung
wahrgenommen und bereits diverse Fragen im Un-
tersuchungsauftrag gestellt. Weitere Fragen werden
im Ausschuss folgen. Wir werden - das sage ich für
mich ausdrücklich zu - in aller Sachlichkeit und
Fairness diese Fragen im Ausschuss stellen und
nach Antworten suchen. Ich kündige Ihnen aber
auch gleich an, dass niemand geschont werden
wird. Die Verpflichtung, plausible Antworten zu
liefern, haben andere. Das sind insbesondere die für
das Land Schleswig-Holstein entsandten Vertreter
im Aufsichtsrat der HSH Nordbank. Das ist ihre
Verantwortung gegenüber den Bürgerinnen und
Bürgern dieses Landes. Wir wollen uns bemühen,
diese Arbeit bis zum Ende dieses Jahres abzuschlie-
ßen.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der CDU erteile ich Herrn Abge-
ordneten Tobias Koch das Wort.

Tobias Koch [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich bin mir nicht ganz sicher, ob Herr Kol-

8440 Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 114. Sitzung - Mittwoch, 17. Juni 2009

(Wolfgang Kubicki)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D351&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8659&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8659&format=WEBVOLLLANG


lege Kubicki seinem eigenen Anspruch gerecht ge-
worden ist, Urteile erst am Ende der Arbeit des Un-
tersuchungsausschusses zu fällen. Vorgefasste Mei-
nungen müssen die Arbeit des Untersuchungsaus-
schusses aber nicht beeinträchtigen.

Gemäß § 2 des Untersuchungsausschussgesetzes
sind die Unterschriften von einem Fünftel der Mit-
glieder des Landtages erforderlich, um die Einset-
zung eines solchen zu beantragen. An dieser Stelle
könnte die heutige Debatte ihr Ende finden; denn
die antragstellenden Fraktionen von FDP, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie die Abgeordneten des
SSW haben zusammen vier Abgeordnete weniger,
als für die Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses erforderlich sind.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das solltet ihr euch mal trauen!)

- Gemach, gemach.

Wenn der Landtag heute dennoch der Einsetzung
eines Parlamentarischen Untersuchungsausschusses
zustimmt, dann ist das somit keine Selbstverständ-
lichkeit, Herr Kollege Hentschel. Darauf wollte ich
lediglich hinweisen.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Unglaublich! Traut euch mal da-
gegen zu stimmen!)

Auch die Tatsache, dass sich die Fraktionen von
CDU und SPD in ihrem Koalitionsvertrag darauf
verständigt haben, die Mitwirkungs- und Kontroll-
rechte der Opposition zu sichern, macht aus der
heutigen Abstimmung noch lange keinen formalen
Akt; denn wenn eine Opposition mit einem Parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss eine ihrer
schärfsten politischen Waffen zückt und die Regie-
rungsfraktionen dann diesen Weg mit der Oppositi-
on gemeinsam gehen, dann ist das meines Erach-
tens schon etwas Besonderes, was es hier auch ent-
sprechend zu würdigen gilt. Den Dank der Opposi-
tion habe ich dementsprechend erfreut zur Kenntnis
genommen.

Für die CDU-Fraktion kann ich sagen, dass wir
nicht nur für die fehlenden vier Stimmen sorgen
werden, sondern dass wir insgesamt dem heutigen
Antrag zustimmen werden. Wir tun dies, weil wir
ein eigenes Interesse daran haben, die Vorkomm-
nisse bei der HSH Nordbank über die bisherigen
Beratungsergebnisse hinaus weiter aufzuklären.

Kaum ein anderes Thema hat uns in dieser Wahlpe-
riode so intensiv beschäftigt wie die Vorgänge um
die HSH Nordbank. Bis heute gibt es fast täglich
Neuigkeiten, die die HSH Nordbank betreffen. Das

Ergebnis für das erste Quartal 2009 wies erneut
einen Verlust auf, der mit 188 Millionen € jedoch
um rund 60 Millionen € niedriger ausfiel als in den
Planungen vorgesehen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Aber nur durch
Bilanztricks, Herr Kollege!)

Mit Hilmar Kopper konnte ein über die Grenzen
Deutschlands hinaus anerkannter Experte als Kan-
didat für den Vorsitz des Aufsichtsrats gewonnen
werden. Mit seinen Erfahrungen, und zwar gerade
in der Tätigkeit als Aufsichtsrat, und mit seinen
vielfältigen Kontakten wird er mit Sicherheit einen
wichtigen Beitrag zur Neuaufstellung der HSH
Nordbank leisten können.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Zu guter Letzt hat der Finanzausschuss einstimmig,
also auch mit den Stimmen der anwesenden Oppo-
sitionsvertreter, festgestellt, dass die Landesregie-
rung die vom Landtag beschlossenen Resolutionen
bis jetzt vollständig umgesetzt hat. Es gibt also
nach langer Zeit auch einmal wieder gute Nachrich-
ten von der HSH Nordbank und so ein wenig An-
lass zur Hoffnung, was aber keineswegs bedeuten
muss, dass wir damit bereits über den Berg sind.
Zugleich zeigen diese Meldungen, dass Vorstand,
Aufsichtsrat und Anteilseigner noch viel Arbeit vor
sich haben. Trotz dieser täglich neuen Herausforde-
rungen ist es meiner Auffassung nach dennoch rich-
tig und sinnvoll, den Blick nicht nur in die Zukunft
zu richten, sondern auch nach Ursachen und Fehl-
entwicklungen in der Vergangenheit zu suchen, wie
es der Untersuchungsauftrag vorsieht.

Der Antrag der Opposition grenzt dabei den zu be-
trachtenden Zeitraum auf die Jahre 2003 bis Juni
2009 ein. Die HSH Nordbank ist im Jahr 2003 aus
der Fusion der Landesbanken von Hamburg und
Schleswig-Holstein hervorgegangen. Dennoch ist
dieses Datum im Hinblick auf das kritisch zu hin-
terfragende Kreditersatzgeschäft relativ willkür-
lich gewählt. Uns allen ist aus den bisherigen Bera-
tungen des Finanzausschusses bekannt, dass beide
Landesbanken zu diesem Zeitpunkt bereits Gelder
in jeweils zweistelliger Milliardenhöhe in entspre-
chende Wertpapiere investiert hatten. Die eigentli-
chen Wurzeln liegen also sehr viel tiefer, und genau
genommen müsste der Untersuchungsauftrag bis
Mitte der 90er-Jahre zurückreichen. Die Eingren-
zung des Untersuchungsauftrags durch die Antrag-
steller mag der Regierungsbeteiligung der Grünen
in diesen Jahren geschuldet sein.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 2005!)
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Erwähnen will ich in diesem Zusammenhang nur
eine Aussage der Kollegin Birk aus der vergange-
nen Woche, als sie einer Schülergruppe bei deren
Landtagsbesuch sinngemäß erklärte: Während un-
serer Regierungszeit haben wir uns als Grüne über-
haupt nicht um die HSH Nordbank gekümmert,
sondern dabei ganz allein auf unseren Koalitions-
partner vertraut.

(Lachen bei der FDP - Angelika Birk
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Unzulässige
Verkürzung! Wir waren nicht im Aufsichts-
rat vertreten! Das habe ich gesagt!)

So viel zum Regierungsverständnis der Grünen.
Frau Kollegin Birk, ich glaube, ich habe Ihre Worte
ziemlich präzise wiedergegeben.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Scheinbar nicht!)

Gleichwohl verzichten wir darauf, eine diesbezügli-
che Erweiterung des Untersuchungsauftrags zu be-
antragen, damit auch nicht der geringste Eindruck
entsteht, wir würden uns vor unserer eigenen Ver-
antwortung in den letzten vier Jahren drücken wol-
len. Als designierter Obmann der CDU-Fraktion
kann ich Ihnen vielmehr die konstruktive Mitarbeit
der CDU-Abgeordneten im Untersuchungsaus-
schuss zusagen. Ebenso wie die Antragsteller haben
auch wir das Ziel, diesen Untersuchungsauftrag in
der verbleibenden Zeit bis zur nächsten Landtags-
wahl vollständig abzuarbeiten. Wir wollen Hinter-
gründe ermitteln und Verantwortlichkeiten klären.

Im Hinblick auf die jüngsten Äußerungen vonseiten
Flowers hat jedoch der Kommentator der Tageszei-
tung „Die Welt“ recht, wenn er darauf hinweist,
dass jeder Anteilseigner der HSH Nordbank sei-
ne eigenen Interessen verfolgt. Herr Flowers muss
sich gegenüber seinen Kapitalgebern genauso recht-
fertigen wie die Sparkassenvertreter vor ihren Ver-
bandsmitgliedern. Ich möchte deshalb davor war-
nen, entsprechende Aussagen als die alleinige
Wahrheit zu betrachten. Diese Puzzleteile müssen
wir im Rahmen des Untersuchungsausschusses erst
mühsam zusammensetzen, statt jetzt voreilige
Schlussfolgerungen zu ziehen. Im Übrigen bin ich
zuversichtlich, dass die vonseiten der Opposition
erhobenen Vorwürfe im Hinblick auf das Krisen-
management der Landesregierung im Rahmen des
Untersuchungsausschusses entkräftet werden.

Im Grunde genommen wird dies bereits aus den ge-
stellten Fragen deutlich. Lediglich der letzte von
vier Abschnitten beschäftigt sich mit dem Krisen-
management der Landesregierung in den vergan-
genen Monaten. Er ist dabei mit lediglich acht Fra-

gen zugleich der kürzeste Abschnitt von allen.
Selbst diese wenigen Fragen beschäftigen sich im
Wesentlichen mit den Aussagen von Herrn
Dr. Marnette. Dagegen wird die alles entscheidende
Frage, die uns vor der Landtagsabstimmung am
3. April so intensiv beschäftigt hat, nämlich die
Frage nach den Alternativen und deren Prüfung
durch die Landesregierung, nur mit einer einzigen
Frage aufgegriffen, die bezeichnenderweise auch
die allerletzte Frage in diesem Fragenkatalog ist.
Ich glaube, bereits diese von der Opposition selbst
vorgenommene Gewichtung spricht Bände und
lässt eine gewisse Einsicht dahin gehend erkennen,
dass an der Entscheidung des Landtags zur Rettung
der HSH Nordbank tatsächlich kein Weg vorbeige-
führt hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vor den
Mitgliedern des Untersuchungsausschusses wartet
ein Berg an Arbeit mit zahlreichen Sitzungstermi-
nen. Auch wenn ein solcher Ausschuss immer ein
Mittel der politischen Auseinandersetzung sein
wird, so habe ich dennoch die Hoffnung, dass die
sachliche Aufklärung der Fakten im Vordergrund
steht. Wir alle sollten uns dabei auch der Verant-
wortung bewusst sein, die wir mit jeder neuen
Schlagzeile und mit jeder neuen Presseberichter-
stattung gegenüber der HSH Nordbank und den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern haben, die der-
zeit um ihren Arbeitsplatz bangen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der SPD hat Herr Abgeordneter
Jürgen Weber das Wort.

Jürgen Weber [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Kollege Koch, so viel vorweg: Wünschen
Sie sich lieber nicht, dass wir ein bisschen intensi-
ver über Besuchergruppen plaudern. Da passiert so
manches Überraschende, wovon man hinterher ein-
geholt wird. Das gilt für viele. Zum Thema will ich
gern Folgendes sagen: Es ist nicht neu, die SPD
wird dem Antrag zur Einsetzung eines Parlamenta-
rischen Untersuchungsausschusses mit den vorlie-
genden Änderungen zustimmen. Wir beschränken
uns dabei nicht darauf, das nötige Quorum herzu-
stellen. Ich sage ausdrücklich, dass wir dem vorlie-
genden Antrag vollständig und inhaltlich in vollem
Umfang zustimmen.
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(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Das schließt ein, dass wir in dem Ausschuss selbst-
verständlich konstruktiv mitarbeiten werden. Wir
wollen unseren Beitrag dazu leisten, dass die Arbeit
des Ausschusses erfolgreich abgeschlossen werden
kann. Man darf nicht vergessen, dass mit einem sol-
chen Untersuchungsausschuss eine deutliche öf-
fentliche Erwartungshaltung geweckt wird. Es liegt
an allen Mitgliedern des PUA, dafür Sorgen zu tra-
gen, dass die Art der Beratung und die Art und
Weise, wie wir zu Ergebnissen kommen, diese Er-
wartungen auch in einem gewissen Maß erfüllen
können. Deshalb ist es müßig, die Diskussion dar-
über zu führen, ob ein PUA tatsächlich das geeigne-
te Mittel ist, um Grundlagen dafür zu erhalten, die
Fehlentwicklung bei der HSH Nordbank zu analy-
sieren und Erkenntnisse für die Zukunft zu gewin-
nen. Jetzt geht es darum, den eingeschlagenen Weg
der Untersuchung zügig, sachlich und konsequent
zu beschreiten.

An Vermutungen, Behauptungen und Unterstellun-
gen über die Ursachen der Krise bei der HSH Nord-
bank gab und gibt es keinen Mangel. Man könnte
hier eine lange Liste an Zitaten aufblättern. Es gibt
viele, die schon wissen, wie das Ergebnis aussehen
wird. Zu diesen zählen wir nicht. Wir wollen die
Fragen ernsthaft untersuchen, um zukünftig zu Re-
gelungen zu kommen, die die Dinge verbessern.
Dabei fangen wir natürlich nicht bei null an. Der
Finanzausschuss hat in den letzten zehn Monaten
umfängliche Diskussionen zur Lage der HSH Nord-
bank und den Konsequenzen daraus geführt. Das ist
etwas, worauf wir aufbauen können. Ich füge hinzu,
dass die vier Komplexe, die aufgeschrieben sind, in
der Tat wichtige Bereiche sind, weil sie auch Ursa-
chen der Finanzmarktkrise insgesamt mit beleuch-
ten.

Die Ausgestaltung der Kreditersatzgeschäfte, die
Entwicklung des Instruments der Zweckgesell-
schaften - im Wesentlichen zur finanziellen Aus-
gliederung von Risiken - und das Risikocontrolling
durch Vorstand und Aufsichtsrat sind Bereiche, die
für Fehlentwicklungen im Banken- und Finanz-
marktsektor insgesamt relevant sind; die HSH
Nordbank ist diesbezüglich sicherlich kein Unikat.
Es gilt aber insbesondere, die Entwicklung der Ge-
schäftspolitik der HSH Nordbank, die die Bank in-
folge der weltweiten Finanzmarktkrise mit den
uns allen wohlbekannten drastischen Folgen für un-
ser Land in enorme Schwierigkeiten gebracht hat,
und die Verantwortlichkeit dafür zu klären.

Ein besonderes Augenmerk des Untersuchungsaus-
schusses wird darauf liegen zu klären, ob die Lan-
desregierung und ihre Vertreter im Aufsichtsrat und
in anderen Gremien der HSH Nordbank ihren
Pflichten nachgekommen sind und die Interessen
des Landes angemessen vertreten haben. Dazu zählt
insbesondere die Pflicht zur Information des Par-
laments und seiner Ausschüsse über die Geschäfts-
entwicklung, die Risikovorsorge, die Geschäftspoli-
tik sowie die Reaktionen auf die sich im letzten
Jahr abzeichnende Krise auf den Weltfinanzmärk-
ten und die Handlungsoptionen, die zur Stabilisie-
rung der Bank und zur Schadensbegrenzung für
Schleswig-Holstein und die Steuerzahler zur Verfü-
gung standen. Das ist durchaus ein sehr umfängli-
cher Auftrag.

Wir alle wissen, dass es ein Spannungsfeld zwi-
schen dem Interesse an Aufklärung und den Anfor-
derungen des Aktiengesetzes gibt. Wir erwarten
aber von allen Beteiligten ein Höchstmaß an Offen-
heit, um die Fehler analysieren und Lehren daraus
ziehen zu können. Dazu bedarf es eines sachlichen
Aufklärungsklimas und keiner vordergründigen
Skandalisierung. Skandalisierung - wir wissen es
alle - fällt oft auf ihre Verursacher zurück. Das darf
nicht das Klima im Untersuchungsausschuss sein.

Wir haben in diesem Land einige Erfahrung mit
Untersuchungsausschüssen. Deswegen sage ich
ganz unaufgeregt und prophylaktisch: Wo Sachlich-
keit durch politische Vorwahlkampfmanöver besei-
te geschoben wird, diskreditiert ein Untersuchungs-
ausschuss sich selbst - und damit auch seine Ergeb-
nisse.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen bin ich davon überzeugt, dass keine
Fraktion in diesem Haus den Untersuchungsauftrag
des Untersuchungsausschusses konterkarieren will.
Ich bin gleichermaßen optimistisch, dass wir uns
auf eine sachliche Arbeit im Ausschuss einstellen
können. An Konsequenz bei der Aufklärung ohne
Ansehen von Institutionen oder Personen werden
wir uns - das will ich aufgrund mancher anderslau-
tender Gerüchte noch einmal unterstreichen - von
niemanden in diesem Haus überbieten lassen.

Sinn und Zweck dieses wie jeden Untersuchungs-
ausschusses sollte es nicht nur sein, Dinge zu unter-
suchen und kritisch zu beleuchten, sondern auch zu
Schlussfolgerungen für künftige Regelungen und
Verfahren zu kommen. Für die SPD-Fraktion hätte
es deshalb nahe gelegen, den Untersuchungsaus-
schuss auch damit zu beauftragen, Vorschläge vor-
zulegen, wie in Zukunft Vermögensschäden und
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unvertretbare finanzielle Risiken durch Fehlent-
wicklungen in Unternehmen, an denen das Land
maßgeblich beteiligt ist, vermieden werden können.
Die Hamburger Bürgerschaft hat übrigens einen
entsprechenden Passus in den Untersuchungsauf-
trag ihres Untersuchungsausschusses aufgenom-
men.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Die haben auch
mehr Zeit!)

Ich bedauere, dass die anderen Fraktionen diesen
von uns vorgeschlagenen Weg nicht mitgegangen
sind. Wir bleiben dabei, dass es sinnvoll wäre zu
prüfen, welche Regelungen zu überarbeiten und neu
zu schaffen sind und welche Instrumente geeignet
und erforderlich sind, um die Kontroll- und Steue-
rungsmöglichkeiten von Landesregierung und Par-
lament zu stärken. Das hätte zugegebenermaßen et-
was mehr Zeit beansprucht als vorgesehen, was
aber im Hinblick auf den Aufwand, den wir bei der
Analyse und Aufklärung zu Recht betreiben,
durchaus vertretbar gewesen wäre.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden nach Abschluss des Untersuchungsaus-
schusses also Wege finden müssen, auf denen wir
die gewonnenen Erkenntnisse in die parlamentari-
sche Arbeit einführen können.

Ich erwarte eine konstruktive gemeinsame Arbeit
und denke, dass wir sehr schnell zu einem vernünf-
tigen und strukturierten Arbeitsablauf kommen
werden. Auch wir haben ein Interesse daran, die
Untersuchungen zum Ende des Jahres abzuschlie-
ßen.

(Beifall bei SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Meine Damen und Herren, auf der Tribüne nimmt
der Landesvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Herr Dr. Robert Habeck, an der Sitzung
des Landtags teil. - Seien Sie uns herzlich willkom-
men!

(Beifall)

Nunmehr erteile ich für die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN der Frau Abgeordneten Monika
Heinold das Wort.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ein Par-
lamentarischer Untersuchungsausschuss kostet Zeit

und Geld, bindet viel Kraft und beschäftigt sich
über Monate hinweg mit der Vergangenheit statt
mit den drängenden Fragen der Zukunft. Deshalb
muss seine Einsetzung gut begründet sein. Die Ein-
setzung des heute von der Opposition gemeinsam
beantragten Untersuchungsausschusses ist nicht nur
gut begründet, sondern zwingend notwendig.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Herr Koch, ich gehe sogar so weit zu sagen, dass es
verantwortungslos wäre, den Untersuchungsaus-
schuss nicht einzusetzen. Durch Missmanagement
und hochriskante Kreditgeschäfte ist aus dem größ-
ten Vermögen des Landes das größte Haushaltsri-
siko aller Zeiten geworden. Unsere ehemals gut
aufgestellte Landesbank ist nur haarscharf an einem
desaströsen Bankrott vorbeigeschlittert, und im
Worst Case sieht das Land keinen Cent der in die
Rettung der Bank gepumpten Milliarden wieder.
Der Untersuchungsausschuss muss klären, wer da-
für verantwortlich ist.

Augenscheinlich sind die Mitglieder des Auf-
sichtsrats ihrer Aufsichts- und Kontrollpflicht in
keiner Weise angemessen nachgekommen und ha-
ben sich stattdessen von phantastischen Gewinn-
margen und hohen Dividenden blenden lassen. Wie
sonst konnte es geschehen, dass die HSH Nordbank
in den vergangenen Jahren so viele Risikoaktiva
im Verhältnis zu ihrer Bilanzsumme angehäuft hat
wie sonst keine andere deutsche Bank?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

„Wir waren alle mehr oder minder besoffen von der
Idee, dass die HSH Nordbank als Global Player im-
mer satte Gewinne einfährt“, offenbarte die Auf-
sichtsratsvorsitzende und ehemalige Ministerpräsi-
dentin Heide Simonis. Was für eine Goldgräber-
stimmung muss im Aufsichtsrat geherrscht haben,
dass Frau Simonis solch deutliche Worte fand? -
Ich bringe gerade dieses Zitat, um deutlich zu ma-
chen, dass wir uns im Untersuchungsausschuss
schonungslos für Aufklärung einsetzen werden, und
zwar unabhängig von der jeweiligen Regierungs-
verantwortung.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Der Ausschuss muss die Geschäftspolitik der HSH
Nordbank von ihrer Gründung als privatrechtliche
Aktiengesellschaft im Jahr 2003 bis zur Verab-
schiedung des Rettungspakets in Höhe von 13 Mil-
liarden € im Frühjahr 2009 beleuchten. Es ist schon
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gesagt worden, dass die Landesbank auch früher
schon riskante Kredite aufgenommen hat. Aber die
Situation hat sich dramatisch verschärft, als die
EU-Kommission im Jahr 2003 auf Druck der Pri-
vatbanken die Gewährträgerhaftung als Wettbe-
werbsverzerrung einstufte und eine Übergangsfrist
für die Inanspruchnahme der staatlichen Haftung
bis 2005 setzte.

Dies führte zu einer Art Torschlusspanik bei allen
Landesbanken; sie nutzten die Übergangszeit, um
sich mit günstigen Krediten gnadenlos vollzusau-
gen. Dies ist auch bei der HSH Nordbank gesche-
hen. Bei den Stammkunden gab es aber gar keinen
Bedarf für diese Kredite, und so wurde das frische
Geld zu großen Teilen in hoch riskanten Wertpa-
pierspekulationen eingesetzt. An dieser Stelle wäre
es die Pflicht des Aufsichtsrats gewesen einzu-
schreiten. Er hätte die Spekulationsgeschäfte rigo-
ros untersagen und vor allem das staatliche Haf-
tungsrisiko in der Höhe begrenzen müssen. Aber
nichts dergleichen ist geschehen. So wurde ein Ri-
sikoportfolio in Höhe von 30 Milliarden € aufge-
baut, welches jetzt der Bank das Genick zu brechen
droht. Der Untersuchungsausschuss muss die Ver-
antwortung für diese hoch riskante Geschäftspolitik
der Bank in den Jahren 2003 bis 2008 klären.

Es wird immer deutlicher, dass es durchaus War-
nungen gab, dass aus den Expansionsträumen
schnell horrende Verluste werden könnten. Herr
Kubicki hat bereits angesprochen, dass der Europa-
Chef von Flowers erst vor wenigen Tagen den un-
glaublichen Vorwurf erhoben hat, dass er bereits im
Sommer 2007 auf eine Reduzierung des riskanten
Kreditersatzgeschäftes gedrängt hat und damit bei
den Miteigentümern der Bank auf taube Ohren ge-
stoßen ist. Warum hat der Aufsichtsrat diese und
andere Warnungen ignoriert? Warum hat der Auf-
sichtsrat nicht spätestens zu diesem Zeitpunkt dar-
auf gedrängt, das schon damals als mangelhaft er-
kannte Risikomanagement der Bank schnellstmög-
lich nachzubessern? Warum hat der Aufsichtrat
nicht bemerkt, dass sich in der Bank immer mehr
Klumpenrisiken anhäuften? Warum hat der Auf-
sichtsrat nicht bemerkt, dass die Immobilienblase in
den USA zu platzen drohte, obwohl Experten dies
bereits wie die Spatzen von den Dächern pfiffen?
Es ist kaum zu glauben, aber hat tatsächlich nie-
mand der Verantwortlichen das Marktgeschehen
verfolgt? Waren die Verantwortlichen in der New
Yorker Außenstelle mit anderen Dingen beschäftigt
als mit einem konsequenten Risikomanagement?

Wer zeichnete dafür verantwortlich, dass die Ge-
schäfte der Bank zunehmend in Steuer- und Regu-

lierungsoasen verlagert wurden und dass das Kern-
geschäft der Bank, die Versorgung der regionalen
Wirtschaft mit Krediten, eine immer kleinere Rolle
spielte? Wer ist verantwortlich dafür, dass Gewinn-
margen von über 15 % vorgegeben wurden?

Es ist doch ungeheuerlich, dass Aufsichtsratsmit-
glieder jetzt behaupten, sie hätten gar nicht ge-
wusst, dass die Bank 160 ausländische Zweckge-
sellschaften und Beteiligungen in Steuer- und Re-
gulierungsoasen hatte. Bei der Frage nach den Ver-
antwortlichkeiten werden wir uns nicht damit ab-
speisen lassen, dass auch andere Banken eine derart
verantwortungslose Geschäftspolitik mit den glei-
chen katastrophalen Auswirkungen betrieben ha-
ben. Schließlich kann sich ein Falschparker auch
nicht damit herausreden, dass schon andere vor ihm
im Halteverbot gestanden haben.

Meine Damen und Herren, der Untersuchungsaus-
schuss muss sich außerdem mit dem dilettantischen
Vorgehen der Landesregierung in den Jahren
2007 bis 2009 beschäftigen. Dem Parlament wurde
die desaströse Lage der Bank über Monate ver-
schwiegen. Statt einer transparenten Informations-
politik gab es Schönfärberei und Falschaussagen, es
wurde getrickst und getäuscht. Im Glauben, es müs-
se lediglich die Eigenkapitalquote der Bank verbes-
sert werden, billigte das Parlament noch im Früh-
jahr 2008 eine weitere Kapitalspritze in Höhe von
1 Milliarde €.

Sogar im Herbst 2008 wurde dem Parlament noch
ein rosiges Bild von der finanziellen Situation der
HSH Nordbank vorgegaukelt, obwohl schon da-
mals klar war, dass die Geschäfte der Bank hoch ri-
sikobehaftet waren und die Finanzmarktkrise dra-
matische Folgen für die HSH Nordbank haben wür-
de.

Diese skrupellose Desinformationspolitik des Ban-
kenvorstands und der Landesregierung gegenüber
dem Parlament und gegenüber der Öffentlichkeit
war der Auftakt für eine lange Serie von Fehlinfor-
mationen. Es ist doch unsäglich, dass das Parla-
ment aus der Presse erfahren hat, dass der eigenen
Landesbank die Schließung durch die Bundesban-
kenaufsicht gedroht hatte.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Herr Finanzminister, warum haben Sie das Parla-
ment damals nicht sofort darüber informiert, son-
dern in Geheimverhandlungen mit dem SoFFin
freimütig die Zusage gegeben, dass das Land das
Rettungspaket allein schultern würde? Wie kann es
angehen, dass die Landesregierung die von der
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Bank erarbeiteten über 20 Geschäftsmodelle selbst
gar nicht kannte und sich blind das für die Bank
vorteilhafteste Modell in die Feder hat diktieren las-
sen?

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat
schon lange die Rolle des Kellners übernommen,
Küchenchef ist der Vorstand der HSH Nordbank,
der unerbittlich den Takt vorgibt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Dementsprechend heftig fiel auch die Kritik von
Ex-Wirtschaftsminister Marnette aus, der das ama-
teurhafte Handeln der Landesregierung nicht mehr
mitverantworten wollte und sein Ministeramt unter
lautstarkem Protest hinschmiss. Herr Marnette hat
Finanzminister Wiegard und Ministerpräsident Car-
stensen vorgeworfen, dass sie ihn massiv daran ge-
hindert hätten, das neue Geschäftsmodell der Bank
gründlich und gewissenhaft zu prüfen, und er hat
ihnen vorgeworfen, dass all seine Warnungen igno-
riert wurden. Dieser Vorwurf wiegt schwer.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Mit Biel wird das
nicht passieren!)

Der Untersuchungsausschuss muss nun klären, ob
die Landesregierung ihre Sorgfaltspflicht tatsäch-
lich so sträflich vernachlässigt hat.

Meine Damen und Herren, der Untersuchungsaus-
schuss muss auch klären, warum sich die Landesre-
gierung bis heute beharrlich weigert, eine Sonder-
prüfung der HSH Nordbank nach Aktiengesetz
einzuleiten, obwohl diese längst überfällig ist. Was
gibt es zu vertuschen?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Meine Damen und Herren, in diesem Untersu-
chungsausschuss geht es nicht um Peanuts, es geht
um Milliarden. Diejenigen, die den Steuerzahlerin-
nen und Steuerzahlern diese kostspielige Suppe ein-
gebrockt haben, müssen zur Verantwortung gezo-
gen werden. Der Untersuchungsausschuss muss
sich gründlich mit allen Vorwürfen und mit allen
Tatsachen beschäftigen sowie die offenen Fragen
klären.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Abgeordneten des SSW hat jetzt Herr Ab-
geordneter Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Gemeinsam stellt die Opposition heute
einen Antrag zur Einrichtung eines Parlamentari-
schen Untersuchungsausschusses zur HSH Nord-
bank. Um zu verstehen, wie es so weit kommen
konnte und warum die Opposition dieses scharfe
Schwert zieht, muss man sich anschauen, was ei-
gentlich in den letzten Monaten geschehen ist. Der
Landesregierung sei nämlich versichert, es hätte
nicht zu einem PUA kommen müssen - aber sie hat
es herausgefordert.

Ein PUA ist nicht nur ein unentbehrliches Instru-
ment der parlamentarischen Kontrolle, sondern
auch ein Instrument, um sich mit politischen Ge-
schehnissen im Fokus der Öffentlichkeit auseinan-
derzusetzen. Den Sinn und die Notwendigkeit eines
PUA zur HSH Nordbank sieht der SSW nicht darin,
die Mitglieder der Landesregierung in den verschie-
denen Gremien der HSH Nordbank vorzuführen
und ihren Rücktritt zu fordern.

Es geht uns stattdessen erstens darum aufzuklären,
wie es dazu kommen konnte, dass die HSH Nord-
bank ohne erhebliche staatliche Kapitalaufstockun-
gen und Garantiegewährungen heute mitten in ei-
nem Insolvenzverfahren stecken würde.

Zweitens geht es uns darum aufzuklären, wieso die
Mitglieder der Landesregierung in den verschie-
denen Gremien nicht frühzeitig gemerkt haben,
dass diese Bank völlig aus dem Ruder läuft, und so
lange gewartet haben, bis die schlechteste Lösung
für Schleswig-Holstein - laut Landesregierung - die
einzige Lösung war.

Um Ihnen allen die Dimensionen noch einmal
klarzumachen: Wir reden hier nicht über Peanuts.
Wir reden über 2 Milliarden € Kapitalaufstockung
durch Hamburg und Schleswig-Holstein im Früh-
jahr 2008. Wir reden über 3 Milliarden € Kapital-
aufstockung durch die beiden Länder genau ein
Jahr später. Wir reden über 10 Milliarden € Garan-
tien durch die beiden Länder und dann noch einmal
30 Milliarden € Garantien durch den SoFFin des
Bundes.

Als wenn diese Summen nicht schon längst unsere
gesamte Vorstellungskraft und unser Verständnis
sprengen, kann noch niemand sagen, welche weite-
ren Summen möglicherweise noch auf unser Land
zukommen, um der HSH Nordbank in Zukunft ihre
miserable Geschäftspolitik zu finanzieren. Die Lan-
desregierung hat in den letzten Monaten nämlich
sehr deutlich gemacht, dass sie auch bei weiteren
Verlusten der HSH Nordbank kein Interesse daran
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hat, die Hilfeangebote des Bundes völlig in An-
spruch zu nehmen.

Schon frühzeitig wurde vor verschiedenen Geschäf-
ten der HSH Nordbank und ihren Auswirkungen
gewarnt. Nicht nur der ehemalige Wirtschaftsminis-
ter, Herr Marnette, hat zeitig kritische Nachfragen
gestellt und Informationen eingefordert. Wie am
Montag im „Flensburger Tageblatt“ nachzulesen
war, hat auch die Investorengruppe um J. C. Flo-
wers frühzeitig auf Probleme hingewiesen und im-
mer wieder einen Kurswechsel angemahnt. Trotz-
dem hat dem Anschein nach in den entscheidenden
Gremien niemand verstehen wollen, was eigentlich
passiert. Mit der Finanzkrise ließen sich die Gefah-
ren der riskanten Geschäftspolitik der HSH Nord-
bank aber nicht mehr verhehlen und sind nun völlig
außer Kontrolle geraten.

Die Landesregierung trägt die Verantwortung für
das Land Schleswig-Holstein in den verschiedenen
Gremien der Bank. Ihre Aufgabe ist es, dafür zu
sorgen, dass diese private Geschäftsbank in über-
wiegend öffentlicher Trägerschaft ihre besondere
Verpflichtung wahrnimmt und dementsprechend
handelt.

(Beifall bei SSW und [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Von dieser Verantwortung hat man in den letzten
Monaten allerdings reichlich wenig gemerkt. Die
HSH Nordbank ist kaum daran interessiert, dass sie
eine öffentliche Verantwortung trägt.

Was uns stattdessen geboten wurde, lässt jegliche
Distanz zwischen Landesregierung und HSH Nord-
bank vermissen. Die Landesregierung und insbe-
sondere Herr Wiegard haben eindrucksvoll bewie-
sen, dass sie ihre Interessen von einer Bank leiten
lassen und am Wohl des Landes Schleswig-Hol-
stein scheinbar nicht interessiert sind.

Da ist zum einen die geplante Auszahlung der Di-
videnden für 2008 zu nennen, die bei allen Interes-
sierten nur noch Kopfschütteln erzeugte. Da ist der
Umgang mit den verabschiedeten Resolutionen der
Großen Koalition zu nennen, die gutgläubig mit
„sollte“, „könnte“ und „müsste“ versucht, zum Ziel
zu kommen und nicht verstehen will, dass weder
Landesregierung noch HSH Nordbank daran inter-
essiert sind, was sich die Parlamentarier so alles
wünschen.

Dann ist auch noch das Wichtigste zu nennen: die
Kapitalaufstockung und Garantiegewährung so-
wie die damit verbundene strategische Neuaus-
richtung der HSH Nordbank. Seit November letz-

ten Jahres haben sich die Parlamentarier um Kopf
und Kragen diskutiert, um herauszufinden, welche
Handlungsspielräume und welche Alternativen es
gibt, damit Schleswig-Holstein nicht für die Ret-
tung der Bank aufkommen muss.

Die Landesregierung und ebenso die Vertreter der
Bank haben mit nebulösen Darstellungen und einer
katastrophalen Informationspolitik geglänzt, sodass
erst nach einer ganzen Weile deutlich wurde, was
hier gespielt wird. Die Entscheidung für einen Mi-
ni-SoFFin durch die Länder Schleswig-Holstein
und Hamburg war schon längst gefällt, und die stra-
tegische Neuausrichtung der Bank war längst ge-
plant. Der Landesregierung ging es nur noch dar-
um, diesen Alleingang möglichst unauffällig allen
Entscheidungsträgern unterzujubeln. Das hat ja
auch geklappt, könnte man denken. Stimmt aber
nicht ganz. Hat nicht geklappt. Vor allem die Oppo-
sition hat es gemerkt und sich gewehrt.

In den Ausschüssen hat die Opposition wiederholt
dafür gesorgt, dass das Thema HSH Nordbank auf
der Tagesordnung stand und dass ganz langsam
Licht in das dunkle Handeln der Landesregierung
kam.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten
Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wir haben Kleine Anfragen gestellt, Unterlagen an-
gefordert, den verantwortlichen Personen Fragen
gestellt und mit ihnen auch gestritten. Spätestens
mit dem Steinbrück-Papier wurde deutlich, dass
sich die Landesregierung frühzeitig gegen eine Re-
kapitalisierung über den SoFFin entschieden hat
und dass damit völlig unverantwortlich und ohne
Rücksicht auf Verluste die finanzielle Zukunft die-
ses Landes aufs Spiel gesetzt wurde.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Für dieses Handeln muss die politische Verant-
wortung eingefordert werden.

Wir brauchen daher vor allem einen Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss, um zu klären, ob
die Mitglieder der Landesregierung in den Gremien
der HSH Nordbank im Interesse des Landes Schles-
wig-Holstein gehandelt und alles getan haben, um
Schaden vom Land abzuweisen. Um dies zu klären,
müssen wir nachvollziehen können, was in den Jah-
ren 2003 bis 2009 in der HSH Nordbank passiert
ist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Dabei steht das Kreditersatzgeschäft neben der
Gründung von Zweckgesellschaften und des Risi-
kocontrollings der Bank im Fokus des Untersu-
chungsausschusses. Hierzu ergeben sich zahlreiche
Fragen, zum Beispiel, wieso das Kreditersatzge-
schäft von einem Tochterunternehmen in Luxem-
burg aufgebaut wurde, fernab von jeglicher Auf-
sicht durch die Zentrale. Oder ob die Mitglieder der
Landesregierung ihre Kontrollpflicht in den Gre-
mien der Bank überhaupt wahrgenommen haben.
Auch die Frage, ob es notwendig war, in verschie-
densten Regionen der Erde Geschäfte zu machen,
und ob wir es bei der HSH noch mit einer Landes-
bank mit öffentlichem Auftrag oder längst mit einer
internationalen Geschäftsbank zu tun haben, ist von
Bedeutung.

Für den SSW ist der vierte Punkt des Antrags zu
den Informationspflichten der Landesregierung
gegenüber dem Parlament und den zuständigen
Ausschüssen am wichtigsten. Aus Sicht des SSW
besteht der Verdacht, dass die Landesregierung
nicht alles getan hat, um Schaden vom Land abzu-
weisen, und dass vielmehr die Interessen der Bank
als die des Landes vertreten wurden. Teilweise hat
man den Eindruck bekommen, dass die Landesre-
gierung nicht komplett informiert war oder Infor-
mationen vorenthalten hat. Außerdem besteht der
Verdacht, dass Landesregierung und Bankenvor-
stand ein Rettungsmodell favorisiert und selbstge-
fällig durchgedrückt haben. Ganz egal, welcher
Verdacht sich im Untersuchungsausschuss verhär-
ten wird, spricht dies nicht gerade für diese Regie-
rung.

Die Landesregierung muss offenlegen, wie ihre In-
formations- und Entscheidungswege ausgesehen
haben. Dies gilt sowohl für Finanzminister Wiegard
und seine lückenhafte Information des Parlaments
als auch für Ministerpräsident Peter Harry Carsten-
sen, der sich den Vorwurf gefallen lassen muss, kri-
tische Stimmen innerhalb der Landesregierung zum
Schweigen gebracht zu haben. Sonst, glaube ich,
wäre Herr Marnette nicht gegangen.

Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss in
Schleswig-Holstein wird aufgrund der kommenden
Landtagswahl zügiger arbeiten müssen als der
Hamburger PUA. Aber lassen Sie sich gesagt sein:
Wenn die Untersuchungen behindert und die Er-
gebnisse herausgezögert werden, wird es in der
neuen Legislaturperiode einen neuen Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss zur HSH Nordbank
geben. Wir lassen uns nicht mehr mit undurchsich-
tigen Darstellungen abspeisen.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das Parlament trägt im Endeffekt die finanzielle
Verantwortung für das Modell 3+10. Da darf es
nicht sein, dass die Landesregierung das Modell
hintergeht und weder ausreichend über die Alterna-
tiven informiert noch das Parlament in die Ent-
scheidungsprozesse einbezieht. Auch mit einem
Parlamentarischen Untersuchungsausschuss können
wir das Modell 3+10 nicht rückgängig machen.
Aber wir können unabhängig und selbständig die
Sachverhalte prüfen, begangene Fehler aufdecken
und vor allem die Verantwortlichen zur Rechen-
schaft ziehen. So bleibt uns die Hoffnung, dass aus
den Fehlern gelernt wird und das Land Schleswig-
Holstein in Zukunft nicht noch einmal in eine sol-
che Situation gebracht wird.

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Martin Kayenburg:

Zu einem Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4 der Ge-
schäftsordnung erteile ich dem Herrn Abgeordneten
Wolfgang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe mich nach den Beiträgen des Kollegen
Koch und des Kollegen Weber noch einmal gemel-
det, weil mich die innere Logik der Beiträge des
Kollegen Koch immer wieder begeistert. Herr Kol-
lege Koch, Sie sollten die Quantität von Fragestel-
lungen nicht mit der Qualität des Untersuchungsge-
genstandes verwechseln.

(Beifall bei der FDP)

Sie werden sehr schnell eines Besseren belehrt wer-
den. Die Frage der Unterrichtung des Parlaments
ist ein ganz zentraler Punkt, weil das das Verhältnis
Regierung zu Parlament betrifft. Wir sind nicht da-
zu da, Fehlverhalten von Bankmitarbeitern oder an-
deren zum Gegenstand unserer intensiven Untersu-
chungen zu machen.

(Beifall bei FDP und SSW)

Herr Kollege Koch, Sie haben eingeworfen, mein
Redebeitrag sei nicht ergebnisoffen gewesen. Das
kann er auch gar nicht sein, weil Grundlage eines
jeden Untersuchungsgegenstandes und -auftrages
ein Verdacht, eine Vermutung ist. Während des Un-
tersuchungsverfahrens muss sich herausstellen, ob
sich der Verdacht bestätigt oder ob er widerlegt

8448 Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 114. Sitzung - Mittwoch, 17. Juni 2009

(Lars Harms)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D351&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D323&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D323&format=WEBVOLLLANG


werden kann. Das ist das ganz normale, reguläre
Verfahren. Hätten wir keine Vermutung oder kei-
nen Verdacht von Fehlverhalten, brauchten wir kei-
nen Untersuchungsausschuss.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Dass es eine ganze Reihe von Indizien dafür gibt,
dass das Parlament zumindest durch den Banken-
vorstand unzureichend unterrichtet worden ist, will
ich Ihnen an zwei Dingen deutlich machen.

Während der Finanzausschusssitzung am 15. Januar
dieses Jahres hat Herr Professor Nonnenmacher als
Vorstandsvorsitzender der HSH Nordbank deutlich
erklärt - ich zitiere sinngemäß -: Wenn die HSH
Nordbank in Steueroasen keine Offshore-Gesell-
schaften mehr unterhalten könne, sei das Geschäfts-
modell der Bank tot. Der Finanzminister unseres
Landes sitzt daneben und sagt dazu kein Wort. Ich
als Parlamentarier muss mich und auch die Sozial-
demokraten fragen: Ist das der Sinn einer mit Steu-
ermitteln finanzierten Bank, in Steueroasen, die von
wesentlichen Kräften des Parlaments bekämpft
werden, Offshore-Gesellschaften zu unterhalten,
und der Vorstandsvorsitzende dieser Bank teilt uns
mit, wenn er dies nicht mehr machen könne, sei die
Bank tot?

Zweiter Punkt - viel gravierender -: Uns wird vom
Chefjustiziar der HSH Nordbank erklärt - -

(Günter Neugebauer [SPD]: Ich habe große
Zweifel, dass Sie richtig zitiert haben!)

- Herr Kollege Neugebauer, ich kann es belegen.
Ich weiß, wovon ich rede. Ich bin gern bereit, das
beim nächsten Tagesordnungspunkt wörtlich einzu-
führen. Meine Mitarbeiter hören hier, was ich sage,
und können das Protokoll herunterreichen.

Die nächste Geschichte ist: Der Chefjustiziar wird
gefragt, ob die bayerische Lösung der EU-Kommis-
sion auch Auswirkungen auf die HSH Nordbank
hat. Die HSH Nordbank sagt Nein. Ihre Überlegun-
gen, Dividenden auszuzahlen anstelle Beteili-
gungsausschüttungen vorzunehmen, sei rechtlich
einwandfrei. Drei Monate später sagt die EU-Kom-
mission: schlichter Unsinn! Jeder hätte doch sehen
können, wie die Entscheidung der EU-Kommission
für die BayernLB gewesen sei. Es ist doch geradezu
naiv anzunehmen, dass sich das nur auf Bayern be-
zieht.

(Beifall bei der FDP)

Die nächste Geschichte. Da erklärt uns der Vor-
standsvorsitzende der HSH Nordbank, man müsse

jetzt an die Großanleger Dividenden zahlen, an die
stillen Beteiligten Geld ausschütten, denn sonst
würden die mit einem Mausklick - daran kann ich
mich erinnern - mal schlicht und ergreifend 10 Mil-
liarden € von der Bank abziehen, und damit wäre
sie illiquide. Wir fragen: Ist das richtig? Er sagt: Ja,
unbedingt. Der Finanzminister sitzt daneben. Zwei
oder drei Monate später sagt die EU-Kommission:
Ist nicht! Es gibt keinen Mausklick.

Ich muss mich doch fragen: Brauchen wir Frau
Kroes und die EU-Kommission immer dazu, um
die Interessen des Landes Schleswig-Holstein
wahrzunehmen?

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die 200 Millionen € hätten wir aus Steuerzahler-
mitteln bereitstellen müssen. Das ist doch die Fra-
ge: Wer nimmt hier eigentlich wessen Interessen
wahr? Hat sich die Bank ein Land erobert, oder hat
das Land seine Interessen in der Bank ordnungsge-
mäß durchgesetzt? Das ist die zentrale Frage, die
wir untersuchen werden.

Ich warne alle Beteiligten davor, so zu tun, als in-
teressiere das die deutsche Öffentlichkeit nicht. Die
interessiert sehr wohl, ob hier ordnungsgemäß gear-
beitet worden ist. Ich habe meine Zweifel daran.
Aber wir werden durch die Befragungen der vielfäl-
tigen Personen im Untersuchungsausschuss sehen,
ob diese Zweifel begründet sind oder ob sie ausge-
räumt werden können.

Eines ist jedenfalls klar: Wir, die wir hier sitzen -
bis auf einige wenige, die in Gremien der HSH
Nordbank gesessen haben -, sind für die Milliarden-
verluste, für die die Steuerzahler aufkommen, nicht
verantwortlich. Das sind andere. Zu dieser Verant-
wortung müssen sie sich im Zweifel bekennen, und
zwar ohne Ansehen der Person.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Martin Kayenburg:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratungen. Es ist beantragt worden,
über die Anträge in der Sache abzustimmen. Ich
lasse zunächst über den interfraktionellen Ände-
rungsantrag Drucksache 16/2730 abstimmen. Wer
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist einstim-
mig so beschlossen worden. Der Änderungsantrag
ist angenommen.
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Ich lasse über den Antrag Drucksache 16/2703 in
der soeben geänderten Fassung abstimmen. Wer
dem Antrag in der geänderten Fassung zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Damit ist der Untersu-
chungsausschuss einstimmig eingesetzt.

Ich rufe nunmehr Tagesordnungspunkt 32 auf:

Neuordnung und Konsolidierung des Landes-
bankensektors

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 16/2714

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Mit dem Antrag ist ein Bericht in dieser Tagung be-
antragt. Wer dem Antrag 16/2714 zustimmen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Dieser Antrag ist offensichtlich an-
genommen. Ich erteile zur Berichterstattung für die
Landesregierung Herrn Ministerpräsidenten Peter
Harry Carstensen das Wort.

Peter Harry Carstensen, Ministerpräsident:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zurzeit
finden auf Bundesebene Gespräche zur weiteren
Stabilisierung des Finanzmarktes statt. Insbesonde-
re auf Drängen der Länder wird an dem Finanz-
marktstabilisierungsfortentwicklungsgesetz gear-
beitet. Dies geschieht auch im Sinne unseres Bun-
deslandes; dafür sorgen schon Minister Rainer Wie-
gard und Staatssekretär Dr. Wulff, die ich beauf-
tragt habe, in den Gesprächen mit der Bundesregie-
rung und dem Parlament unsere Interessen wahrzu-
nehmen. Da man sich noch in der parlamentari-
schen Beratung befindet, kann ich Ihnen allerdings
noch keine abschließenden Ergebnisse darlegen.

Was ist der Grund für dieses weitere Gesetz? Sie al-
le wissen, dass die strukturierten Wertpapiere den
Banken wie ein Mühlstein am Hals hängen. Diese
wirken sich negativ auf das Eigenkapital der Ban-
ken aus, belasten so die Eigenkapitalquote und be-
einträchtigen damit die Möglichkeiten zur Refinan-
zierung. Diese sind aber für die Kreditinstitute der
Schlüssel zum Erfolg. Wir wollen und wir müssen
den Banken diesen Schlüssel wieder in die Hand
geben.

Als Miteigentümer der HSH Nordbank ist das für
uns von großer Wichtigkeit. Es geht um die Wert-
haltigkeit unseres Engagements, und es geht um das

Vermögen der Schleswig-Holsteinerinnen und
Schleswig-Holsteiner. Allerdings: Die anfängliche
Fokussierung auf die Einrichtung einer „Bad
Bank“, in die nur toxische Assets ausgelagert wer-
den dürfen, mag zwar für die Geschäftsbanken hilf-
reich sein; für die Landesbanken ist sie aber nicht
hilfreich und nicht ausreichend. Deshalb haben
Bund und Länder nun Maßnahmen getroffen, um
die Konsolidierung der Landesbanken voranzu-
treiben. Drei Punkte dieses erweiterten Gesetzent-
wurfs, des sogenannten Konsolidierungsmodells,
will ich Ihnen nennen.

Erstens. Künftig können die Landesbanken nicht
nur ihre strukturierten Wertpapiere, sondern auch
ihre nicht strategischen Geschäftsbereiche in dezen-
trale „Bad Banks“ ausgliedern. Unter dem Dach der
Finanzmarktstabilisierungsanstalt können dazu Ab-
wicklungsanstalten gegründet werden, ursprüng-
lich Anstalt in der Anstalt, AidA, genannt. Das wird
die Bilanzen entlasten, weil die strukturierten Wert-
papiere und die nicht strategischen Geschäftsberei-
che dann von den Regeln des Kreditwesengesetzes
befreit sind und nach den Vorschriften des Handels-
gesetzbuchs bilanziert werden dürfen. Markt-
schwankungen übertragener Aktiva müssen also
nicht fortlaufend ausgewiesen werden.

Es gehört zur Ehrlichkeit dazu und folgt dem Prin-
zip der Verantwortlichkeit, wenn gesagt wird: Die-
se Leistungen werden für die Banken nicht zum
Nulltarif zu haben sein.

Meine Damen und Herren, dieses Modell folgt im
Wesentlichen unseren Vorstellungen; denn die
HSH Nordbank ist bereits weiter als andere Lan-
desbanken. Kernbank und Abbaubank werden
bereits definiert und sind mit diesem Modell kom-
patibel.

Zweitens. Die Landesbanken brauchen wieder ein
tragfähiges Geschäftsmodell. Sie müssen sich neu
aufstellen und effizienter arbeiten. Bis zum 31. De-
zember 2010 müssen die Konsolidierungsschritte
erfolgt sein.

Wir wollen eine Landesbank, die ihren Aufgaben
vor allem in der Region nachkommt, die Kreditver-
sorgung der heimischen Wirtschaft sichert und sich
auf das Kerngeschäft, vor allem auf die Finanzie-
rung von Schiffbau und Flugzeugbau, konzentriert.
Zugleich sind wir offen für Kooperationen und für
Fusionen. Wir werden gemeinsam mit den Sparkas-
senverbänden eine Lösung finden müssen. Die
Sparkassen sind Anteilseigner und sollten sich auch
im eigenen Interesse einbringen.
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Meine Damen und Herren, die drastische Reduzie-
rung der Bilanzsumme ist bereits beschlossene Sa-
che. Die Bank wird sich etwa von den internationa-
len Immobiliengeschäften und von Projekten für er-
neuerbare Energien in den USA trennen. Dies wird
zu einem erheblichen Personalabbau führen, zu
dem es aber keine Alternative gibt. Dies zeigt: Wir
haben ein klares Konzept und sind auch weiter als
andere Institute.

Drittens. Der Schirm des SoFFin wird für Stabili-
sierungsmaßnahmen bis zum 31. Dezember 2010
aufgespannt, also um ein Jahr verlängert. - Ur-
sprünglich sollte damit zum 31. Dezember 2009
Schluss sein. - Damit wird die Möglichkeit des
SoFFin verlängert, sich an der Rekapitalisierung ei-
ner Bank zu beteiligen.

Auch Sie, meine Damen und Herren, hatten Beden-
ken; denn ursprünglich lief die Frist Ende dieses
Jahres aus. Ich habe mich persönlich bei unserer
Bundeskanzlerin, Angela Merkel, für die Verlänge-
rung starkgemacht und bin auf Zustimmung gesto-
ßen. Sie wissen, dass wir dies auch schon als An-
trag im Bundesrat formuliert hatten. Jetzt gewinnen
wir Zeit, um gefasste Beschlüsse sorgfältig umzu-
setzen, und wir gewinnen auch neue Sicherheit,
weil in turbulenten Zeiten der Schirm des SoFFin
länger geöffnet ist. Das ist notwendig, das wird so
gemacht, und ich habe auch darauf bestanden.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum
Abschluss noch etwas zu den Perspektiven unserer
Landesbank sagen. Viele Varianten sind im Mo-
ment im Gespräch: Landesbanken, die sich speziali-
sieren, Fusionen zwischen einzelnen Landesbanken
oder eine einzige Bank deutscher Länder. Ich mei-
ne, für eine Festlegung ist es noch zu früh. Jetzt hat
das Vorrang, was stabilisiert.

Fest steht aber auch: Wenn die Entscheidung auf
dem Plan steht, entscheiden wir nicht allein. Dabei
sitzen immer mehrere in einem Boot. Allerdings ist
unsere Rolle eindeutig definiert: Wir vertreten die
Interessen der Bürgerinnen und Bürger in Schles-
wig-Holstein. Es geht um den Bankenplatz Kiel,
vor allem aber geht es um sehr viel schleswig-hol-
steinisches Geld. Das werden wir nicht verschleu-
dern. Wir erkennen unsere große Verantwortung,
und wir übernehmen sie ernst und entschlossen und
im Vertrauen auf neue Möglichkeiten, auch in neu-
en Strukturen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Ministerpräsidenten. - Es ist
eine halbe Minute zusätzliche Redezeit für alle
Fraktionen entstanden.

(Ministerpräsident Peter Harry Carstensen:
Das konnte ich aber nicht sehen!)

- Wir danken Ihnen ja, Herr Ministerpräsident. Es
geht nur um die Parität. Wir passen hier oben gut
auf. Ich habe zwei gute Beisitzer, die mich unter-
stützen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile für den An-
tragsteller, die FDP-Fraktion, dem Oppositionsfüh-
rer und Fraktionsvorsitzenden, Herrn Wolfgang
Kubicki, das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Bevor ich auf den eigentlichen Tagesordnungs-
punkt zu sprechen komme, möchte ich aus dem
Protokoll der 112. Sitzung des Finanzausschusses
vom 15. Januar 2009 zitieren. - Herr Kollege Neu-
gebauer, Sie hatten ja keine Erinnerung mehr daran.
- Auf Seite 14 ist festgehalten:

„Auf Fragen der Abg. Koch und Hentschel
antwortet Prof. Dr. Nonnenmacher, Offsho-
re-Gesellschaften der international agieren-
den Bank seien seit mindestens zehn Jahren
gegründet worden. Die Niederlassung auf
den Cayman Islands sei 2003 gegründet wor-
den und unterliege dem amerikanischen
Steuerrecht.“

Jetzt kommt der Satz:

„Wenn die Bank keine Offshore-Gesellschaf-
ten mehr unterhalten dürfte, könnte sie ihr
Geschäftsmodell nicht mehr aufrechterhal-
ten; denn Investoren erwarteten aus Gründen
der Rechtssicherheit die Gründung von Ob-
jektgesellschaften außerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland, weil sich das deutsche
Steuerrecht permanent ändere. Nicht umsonst
habe sich auf Bermuda der größte Versiche-
rungsmarkt der Welt entwickelt, weil das
dort geltende englische Recht stabil sei und
sich Investoren sicher fühlten.“

Etwas später heißt es dann:

„In diesem Zusammenhang bejaht er eine
Frage von Abg. Herdejürgen, dass deutsche
Unternehmen ‚Steueroasen’ vor allem wegen
einer stabilen Rechtslage und eines großen
Dienstleistungsangebots dem Standort
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Deutschland vorzögen, ihre Erträge aber in
Deutschland versteuerten.“

Herr Kollege Neugebauer, entscheidend ist der
Satz: Wenn es keine Objektgesellschaften in Off-
shore-Gegenden mehr geben kann, ist das Ge-
schäftsmodell der HSH Nordbank erledigt.

(Günter Neugebauer [SPD]: Sie haben nicht
vom Geschäftsmodell gesprochen!)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Wir sind bei Tagesordnungspunkt 32.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Kollege Neugebauer, wollen Sie mir vielleicht
einmal erklären - so weit reicht wahrscheinlich Ihre
Kompetenz noch -, wie eine Bank ohne Geschäfts-
modell überlebensfähig sein soll?

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten
Martin Kayenburg [CDU])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben bean-
tragt, dieses Thema heute auf die Tagesordnung zu
setzen, weil wir glauben, dass das Parlament an ei-
ner Entwicklung beteiligt werden muss, die über
uns hinwegzurollen droht. Herr Ministerpräsident,
ich hätte mir inhaltsreichere Aussagen zu dem ge-
wünscht, was die Landesregierung in den Prozess
der Entwicklung auf Bundesebene gegenwärtig ein-
bringt. Denn ich mache keinen Hehl daraus, dass
wir Anlass zur Sorge sehen. Schließlich war der
bisherige Umgang mit dem Thema nicht sehr ziel-
führend, und auch Ihre bisherigen Ausführungen
lassen meine Sorgen nicht kleiner werden.

Ich hätte gern aus erster Hand von Ihnen erfahren,
was genau am 9. Juni in Luxemburg mit der EU-
Kommission diskutiert wurde. Leider waren als Ge-
sprächspartner nur die Ministerpräsidenten Bayerns
und Nordrhein-Westfalens beteiligt. Aber die HSH
Nordbank hat ja im Landesbankensektor eine be-
sondere Stellung, weil sie als Aktiengesellschaft or-
ganisiert ist und sich nicht allein in öffentlich-recht-
licher Hand befindet.

Zugegebenermaßen ist die Antwort des Staatsrats
der Hamburger Finanzbehörde, Robert Heller, am
10. Juni in NDR-Info besorgniserregend. Er erklär-
te:

„Im Moment, muss man sagen, hat die HSH
Nordbank ein eigenes Modell, und dieses
Modell wird bei uns vorrangig gefahren.“

Ist das die Position der Landesregierung von
Schleswig-Holstein? Ist das etwas, was wir gegen-
über der EU-Kommission vertreten? Ist das etwas,
was wir auf Bundesebene in die Diskussion über ei-
ne Neustrukturierung der Landesbanken, des
Landesbankensektors einbringen können?

Was bedeutet das „Bad Bank“-Modell des Bundes?
Wir können Risikopositionen auslagern, zahlen da-
für eine Gebühr, haften dafür aber weiter in vollem
Umfang. Zugleich, so heißt es in dem Entwurf,
müssen bis zum 31. Dezember 2010 wesentliche
Konsolidierungsschritte im Landesbankensektor
vollzogen sein. Das beinhaltet einen Kapazitätsab-
bau in einer beachtlichen Größenordnung und eine
Schwerpunktsetzung. Aber was bedeutet das genau
für Schleswig-Holstein und für die HSH Nordbank?
Auch dazu waren Ihre bisherigen Ausführungen
dürftig.

Ich bitte darum - weil ich meine, dass das Plenum
dafür der falsche Ort ist -, dass die Regierung Gele-
genheit nimmt, in dieser Frage den Beteiligungs-
ausschuss - dafür ist er extra gegründet worden -
stärker einzubeziehen, als es bisher geschehen ist.

(Beifall bei FDP und SSW)

Ich will das insbesondere vor dem Hintergrund ei-
ner mich sehr besorgt stimmenden Meldung der
„Financial Times Deutschland“ erklären, in der die
sozialdemokratische Bundestagsfraktion, vertreten
durch ihren finanzpolitischen Sprecher Schultz, er-
klärt, auf Bundesebene dürften maximal noch zwei
Institute agieren. Wörtliches Zitat:

„Wenn die Ministerpräsidenten das nicht ver-
bindlich zusagen, kommt das Gesetz nicht so
wie geplant.“

Die SPD-Bundestagsfraktion droht mit der Strei-
chung des entscheidenden Teils in dem „Bad-
Bank“-Gesetzentwurf der Bundesregierung.

Ein Teil der Mitteilung ist besonders für uns be-
sorgniserregend: Sonderfinanzierungen wie durch
die HSH Nordbank, die vor allem in der Schiffsfi-
nanzierung aktiv ist, darf es nach Auffassung des
Sozialdemokraten Schultz, eines immerhin nicht
ganz unbedeutenden Mannes der SPD-Bundestags-
fraktion, in Zukunft nicht mehr geben.

Wir haben bis zur Sommerpause nur noch wenig
Zeit; wir reden nur über wenige Wochen. Bis dahin
entscheidet sich die Frage, wie es mit der Fortent-
wicklung der HSH Nordbank und unserer Beteili-
gung weitergehen kann. Wir erwarten eine klare
Positionierung des Landes Schleswig-Holstein hier-
zu, und zwar getragen durch die Fraktionen dieses
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Hauses, das heißt in möglichst großer Übereinstim-
mung. Ich denke, die Befürchtung, die Frau Kolle-
gin Monika Heinold in der Debatte zum vorherigen
Tagesordnungspunkt geäußert hat, dass wir es an-
sonsten erleben werden, dass wir von dem einge-
setzten Kapital nichts, aber auch gar nichts zurück-
bekommen und jede Einfluss- und Entscheidungs-
möglichkeiten verlieren, wird dann begründet sein.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
sowie Beifall der Abgeordneten Monika Hei-
nold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und
Anke Spoorendonk [SSW])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Kubicki. - Das Wort
für die CDU-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter
Tobias Koch.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Nicht nur in der Ökonomie verwendet man
den Begriff der „Konsolidierung“, sondern auch in
der Medizin. Hier wird er als Synonym für die Hei-
lung von Wunden und Knochenbrüchen genutzt.
Daneben bezeichnet er das Nicht-Fortschreiten von
Erkrankungen. Insofern finde ich es absolut zutref-
fend, wenn die Ministerpräsidenten vereinbart ha-
ben, den Landesbankensektor neu zu ordnen und
dabei wesentliche Konsolidierungsschritte bis zum
31. Dezember 2010 zu vollziehen. Mein Dank gilt
deshalb dem Ministerpräsidenten für seinen heuti-
gen Bericht zu diesem Thema.

Etwas verwundert darf man allerdings schon sein,
wenn manch ein Redner in der April-Tagung des
Landtages unter „Konsolidierung“ ausschließlich
die Fusion von Landesbanken zu verstehen schien.
Wer glaubt denn ernsthaft, dass die Schaffung einer
neuen Mega-Landesbank mit einer Bilanzsumme
von rund 2.000 Milliarden € Vorteile bei der Risi-
kosteuerung und der Transparenz bieten würde, zu-
mal wenn anschließend neun Bundesländer als An-
teilseigner mit am Tisch sitzen? Nun kommt der
Konsolidierung der Landesbanken nicht zuletzt
deshalb eine Bedeutung zu, weil sie vom Bund als
Voraussetzung für die Auslagerung von riskanten
Papieren in eine „Bad Bank“ verlangt wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei den
Diskussionen in den vergangenen Monaten waren
wir uns über Fraktionsgrenzen hinweg darin einig,
dass wir im Falle von weiteren Risiken, welche die
jetzt beschlossenen Kapitalmaßnahmen überstei-
gen, auf die Hilfe des Bundes angewiesen sind. Der

jetzt vorliegende Gesetzentwurf des Bundesfinanz-
ministers für die Einrichtung von „Bad Banks“
scheint mir jedoch noch keine derartige Hilfe zu
sein. Der Hamburger SPD-Haushaltsexperte Peter
Tschentscher rät deshalb mit Recht zur Vorsicht.
Als Bedingung für eine Teilnahme an einer solchen
„Bad Bank“ wird er in der „Welt“ vom 6. Juni mit
den Worten zitiert:

„Entweder das Ausfallrisiko für die Länder
Hamburg und Schleswig-Holstein nimmt ab,
oder die Kosten sinken.“

Damit hat er recht. Beides ist bislang aber nicht an-
satzweise erkennbar. Im Gegenteil, die Einbringung
von Wertpapieren löst nach dem „Bad-Bank“-Ge-
setz unmittelbar einen erneuten zehnprozentigen
Abschreibungsbedarf aus und belässt trotzdem alle
zukünftigen Risiken bei den bisherigen Anteilseig-
nern. Der Aufschrei, den wir von den Sparkassen
zurzeit hören, gilt, glaube ich, genauso für uns.

Auch wenn sich der Bund mit einer sachgerechten
Unterstützung der Landesbanken offenkundig wei-
terhin sehr schwertut, führt dennoch an einer Kon-
solidierung der Landesbanken kein Weg vorbei.
Dabei können wir mit Selbstbewusstsein sagen:
Wir in Schleswig-Holstein haben die Signale be-
reits richtig gestellt!

Der Vorstand der Bank hat mit der Aktion „Wetter-
fest“ Maßnahmen ergriffen, um effizientere Struk-
turen zu schaffen und Kosten zu senken. Wir haben
ein Geschäftsmodell für die HSH Nordbank be-
schlossen, das eine Fokussierung auf solche Ge-
schäftsfelder vorsieht, die einen klaren regionalen
Bezug haben. Wir haben die Trennung von Kern-
bank und Abbaubank vereinbart, wobei nicht nur ri-
sikobelastete Papiere, sondern auch nichtstrategi-
sche Geschäftsfelder ausgelagert werden. Als Er-
gebnis dieser Maßnahmen soll die Bilanzsumme
der HSH Nordbank in den nächsten Jahren um rund
die Hälfte reduziert werden.

All dieses sind im medizinischen Sinne Konsolidie-
rungsmaßnahmen, die der Heilung des Patienten
HSH Nordbank dienen sollen. Darüber hinaus ist
das beschlossene Konzept für weitere Lösungen
kompatibel, sodass am Ende durchaus eine Fusion
stehen kann, genauso aber auch eine vollständige
Privatisierung. Beides würde übrigens gleicherma-
ßen zu einer Reduzierung der Anzahl der Landes-
banken führen.

Lassen Sie mich abschließend anmerken, dass da-
mit ein Urteil über den Standort Kiel weder in dem
einen noch in dem anderen Fall gefällt wird. Wir
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sollten es daher der Belegschaft der HSH Nordbank
ersparen, sie diesbezüglich zu verunsichern.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Koch. - Das Wort
für die SPD-Fraktion hat nun deren Vorsitzender,
Herr Abgeordneter Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Landesbanken sind wichtige Finanzie-
rungspartner der regionalen Wirtschaft und der
Sparkassen. Sie erfüllen ein öffentliches Interesse
bei bestimmten Spezialfinanzierungen und sind ge-
rade für unseren Industriezweig Werften nicht weg-
zudenken. Außerdem sind sie Teil unseres Banken-
systems, das aufgrund seiner Vielfalt stabiler ist als
manches andere. Die USA mussten deutlich mehr
Banken stützen; andere sind dort vollständig zu-
sammengebrochen.

Wie wir spätestens in der aktuellen Krise gemerkt
haben, haben die Landesbanken allerdings eine zu
schwache Eigenkapitalausstattung, die auch nur
schwer aufzustocken ist, wobei ich daran erinnern
möchte, dass die Vorgängerregierung über die Ein-
behaltung von Gewinnen dies teilweise durchaus
realisiert hat.

Zusätzlich sind Landesbanken wegen des fehlenden
und stabilisierend wirkenden Privatkundengeschäf-
tes stärker vom Finanzmarkt abhängig als andere
Banken. Das sind Probleme, die durch den Wegfall
der Anstaltslast und der Gewährträgerhaftung - üb-
rigens ein liberal-konservatives Ziel; es war nicht
unsere Vorstellung, dass das so geschieht, aber es
musste hinterher akzeptiert werden, weil es in
Europa nun einmal so beschlossen worden ist - ver-
schärft wurden.

Wir haben festgestellt: Je stärker sich Landesban-
ken daraufhin der privatwirtschaftlichen Logik un-
terworfen haben, desto schwerer können sie ihren
öffentlichen Auftrag erfüllen. Landesbanken sind
also von der Finanzkrise auch getroffen - wie die
privaten Banken; auch die Deutsche Bank hat Milli-
ardenverluste gemacht -, allerdings können Landes-
banken das schwerer verkraften, da Puffer nicht
vorhanden sind.

Landesbanken haben einen wichtigen öffentlichen
Auftrag. Diesen müssen sie wahrnehmen, und das
müssen wir ihnen ermöglichen.

Wo kann also die Lösung liegen? Die Zeiten der
Landesbanken als international agierende Univer-
salbanken sind vorbei. Bund und Länder sollten
dieses gemeinsam betreiben, um so die Zukunftsri-
siken zu minimieren. Das hat die SPD seit vielen
Monaten hier vorgetragen. Ich freue mich sehr dar-
über, dass die Ministerpräsidenten der Länder die-
ser Richtung gefolgt sind, nachdem das im letzten
Jahr noch zurückgewiesen wurde.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen eine grundlegende Neustrukturierung
für alle Landesbanken. Uwe Döring und ich haben
dazu vor etwa zwei Wochen ein Modell vorgestellt.
Es könnte so aussehen, dass in einem ersten Schritt
die Kreditinstitute Risikopapiere und nicht zu-
kunftsfähige Geschäftsfelder in Zweckgesellschaf-
ten ausgliedern. In Schritt zwei würden die neuen
Kernbanken in eine Holdinggesellschaft überführt
werden; ob sie nun „Bank deutscher Länder“ heißt,
ist nicht so wichtig. Starke regionale Außenstellen
wären dann für bestimmte Geschäftsbereiche zu-
ständig. In einem solchen Modell könnte Kiel die
Schiffsfinanzierung und Hamburg den Flugzeugbau
übernehmen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und Beifall
der Abgeordneten Monika Heinold [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dies würde den regionalen Erfordernissen genügen
und viele Arbeitsplätze am Standort Kiel halten
können.

Für solche grundlegenden Entscheidungen müssen
wir über den Aufsichtsrat dafür Sorge tragen, dass
eine entsprechende Entwicklung angestrebt wird.
Das heißt auch - ich sage das ausdrücklich für die
SPD-Landtagsfraktion -, dass wir erwarten, dass
diejenigen, die politisch verantwortlich sind, auch
weiterhin im Aufsichtsrat vertreten sind.

(Beifall bei der SPD)

Sonst können wir, das Parlament, nur noch beten,
dass das, was wir beschließen, auch umgesetzt
wird. Das muss parlamentarisch verantwortlich ge-
schehen.

Die HSH Nordbank und die Länder müssen deut-
lich machen, dass sie nach der internen Umstruktu-
rierung bereit sind, eine Neuaufstellung der Landes-
banken über Fusionen oder Holdingmodelle aktiv
voranzutreiben. Dabei wünsche ich mir eine aktive-
re Rolle der Sparkassen und der Sparkassenver-
bände, auch um dort aktiv werden zu können, wo
eine regionale Außenstelle vielleicht nicht mehr so
stark wirken kann. Gerade bei den Sparkassenver-
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bänden sollten auch Lehren aus der Krise gezogen
werden und eine breitere Aufstellung überlegt wer-
den. Ich vermisse da ein bisschen die Phantasie.
Auch da kann man Zweckgesellschaften gründen.
Wir waren damals gegen die Fusion mit Nieder-
sachsen, weil man das um Hamburg herum machen
wollte. Das wäre nicht vernünftig gewesen. Aber
eine breitere Aufstellung wäre sehr wohl richtig.

Eine solche Neuaufstellung von Landesbanken und
Sparkassen ist im schleswig-holsteinischen Interes-
se. Wir benötigen weiterhin neben den Geschäfts-
banken einen starken öffentlichen Bankensektor mit
einer Art Regionalbank für die mittelständische
Wirtschaft und einen Schiffsfinanzierer. Beide Be-
reiche müssen jedoch in einem größeren Rahmen
eingebettet sein. Ich will deutlich sagen, dass ich
die Äußerung des Kollegen Reinhard Schultz ge-
genüber der „Financial Times Deutschland“ in der
Form für anmaßend halte.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

In der Zielrichtung hat er durchaus recht. Das habe
ich gerade beschrieben. Die SPD fordert das auch
schon seit Langem. Aber die Art und Weise, wie
wir das machen, muss schon so sein, dass das auch
mit den regionalen Besonderheiten passiert. Ich
glaube, da ist Zentralismus nicht die richtige Vari-
ante.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Die aktuelle Krise hat uns die Grenzen des freien
Marktes ebenso gezeigt wie die des Staates. Schles-
wig-Holstein ist an der Grenze dessen, was an fi-
nanziellen Risiken zu tragen ist, unsere Wirtschaft
ist aber auch an der Grenze dessen, was sie an Kre-
ditklemme ertragen kann. Versuchen wir also, uns
innerhalb vernünftiger Grenzen einer tragfähigen
und nachhaltigen Lösung zu nähern.

Übrigens anders als vorhin der Kollege Harms
möchte ich sagen, das, was wir in unseren Resolu-
tionen des Landtages beschlossen haben, gilt für
uns nach wie vor als Priorität in dieser Situation,
nämlich dass wir erstens die Risiken für die Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler in Schleswig-Holstein
minimieren wollen. Zweitens wollen wir so viele
Arbeitsplätze wie möglich sichern. Und drittens
wollen wir ein zukunftsfähiges Modell haben, das
weder den Sparkassen ruinöse Konkurrenz macht
noch in die Sackgasse führt, sondern uns in die La-
ge versetzt, gemeinsam mit dem Bund zu einer ver-
nünftigen Lösung zu kommen. So haben wir das
dreimal hier im Landtag formuliert. Dabei bleibt es.
Das ist immer noch unsere Auffassung.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Stegner. - Das
Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN hat jetzt Frau Abgeordnete Monika Heinold.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
fange mit dem letzten Gedanken von Herrn Stegner
an, weil wir da in eine ähnliche Richtung denken.
Auch wir haben vorgeschlagen, dass die Landes-
banken große Teile ihrer derzeitigen Geschäftsfel-
der abbauen und aufgliedern. Wir können uns eine
Holding gut vorstellen. Die hätte dann auch - Herr
Koch - bei Weitem nicht mehr die Bilanzsumme
von 2 Billionen €. Das sehen Sie schon an der HSH
Nordbank, die praktisch geteilt wird. Der große
Vorteil ist auch, dass man dann über Filialen dafür
sorgen kann, dass Arbeitsplätze vor Ort in der Regi-
on erhalten bleiben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Holger Astrup [SPD])

Das ist auch die Schwäche bei der Idee, zwei oder
drei fusionierte große Landesbanken zu schaffen.
Da werden Sie den Bankenstandort Kiel mit Sicher-
heit in keinster Weise halten können. Da wird alles
weg sein. Außerdem sitzt dann die Landesregierung
in einem Gremium, in dem sie ein Drittel der Repu-
blik kontrollieren sollte, wo es schon jetzt im Auf-
sichtsrat schwierig ist.

Deshalb - da ist dann der Unterschied - sagen wir
auch, aus dieser Holding, die gegründet wird, müs-
sen sich die Länder mittelfristig zurückziehen. Wir
glauben, dass die Sparkassen die Richtigen wären,
dieses Geschäft zu übernehmen. Denn das Ge-
schäft, das dort stattfindet, ist sozusagen das etwas
größere Sparkassengeschäft, das regional von den
einzelnen Instituten der Sparkassen vor Ort nicht
geleistet werden kann.

Wenn wir uns über Konstruktionen, wie es denn ge-
hen kann, unterhalten, müssen wir doch als Allerer-
stes die Frage stellen: Gibt es noch eine Begrün-
dung für die Vorhaltung eines öffentlich-rechtli-
chen Kreditinstituts oberhalb der Sparkasse? Die
zweite Frage ist: Was braucht unsere regionale
Wirtschaft? Hier setzt auch meine Kritik wieder an.
Ich habe das schon oft vorgetragen, Herr Minister-
präsident: Wirtschaftsminister Marnette hatte - vor
circa einem halben Jahr - eine Expertise vorgelegt,
die sich relativ gut damit auseinandersetzte, was die
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regionale Wirtschaft in Schleswig-Holstein über-
haupt noch von öffentlich-rechtlichen Finanzinsti-
tuten an Unterstützung braucht. Aber diese Experti-
se haben Sie nicht einmal an den Landtag weiterge-
leitet. Dieses Gutachten habe ich dann im Finanz-
ausschuss verteilt, deshalb konnten wir dort den-
noch darüber diskutieren. Denn wir müssen doch zu
allererst klären, was wir tatsächlich in der Region
brauchen, und dann überlegen, wie wir das am bes-
ten organisiert bekommen.

Herr Ministerpräsident, ich bin sehr enttäuscht über
das, was Sie uns heute präsentiert haben. Es war
nichts Neues. Es heißt immer diffus, man habe sich
auf einen grundsätzlichen Umbau der Landesban-
ken geeinigt. Der Ministerpräsident sagt dann - gut
gelaunt, wie er meist ist -: „Wir sind einen guten
Schritt weiter“, und die Landesregierung sei offen
für Kooperationen. - Na, das erstaunt mich ja. Herr
Ministerpräsident, wenn Sie sich hier hinstellen und
sagen würden, wir sind nicht offen für Kooperatio-
nen, wir wollen, dass unsere HSH Nordbank so
bleibt, wie sie ist, und sieben Landesbanken sind
wunderbar, dann würden Sie sich ganz schön lä-
cherlich machen - bundesweit. Deshalb ist die Bot-
schaft, dass Sie für Kooperationen offen sind, keine
Botschaft. Das ist nicht neu.

Die zentrale Frage ist vielmehr: Womit können Sie
sich denn anfreunden? Würden Sie auch zustim-
men, wenn bundesweit vereinbart wird: Es gibt nur
noch ein Institut? Oder würden Sie sagen: Auf kei-
nen Fall? Würden Sie auch zustimmen, wenn ge-
sagt wird, es soll zwei oder drei fusionierte Landes-
banken geben? Wollen Sie, dass die Länder
Haupteigentümer bleiben? Wollen Sie, dass sich die
Länder ganz rausziehen? Wollen Sie den Sparkas-
sen mehr Verantwortung geben?

Meine Erwartung als Parlamentarierin ist doch,
dass ich weiß, wo die Landesregierung steht, um
auch als Parlament die Chance zu haben, bei Bedarf
gegenzusteuern und der Landesregierung bestimm-
te Dinge mit auf den Weg zu geben.

Die Große Koalition ist da deutlich hinter der Zeit.
Wir haben vor einigen Wochen einem Berichtsan-
trag von CDU und SPD zugestimmt, der besagt, die
Landesregierung möge am 1. Oktober 2009 über
ein Konzept berichten. Ich befürchte, dass dann die
meisten Pflöcke schon eingerammt sind.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unser Anspruch als Parlament muss es doch sein,
der Landesregierung auch bestimmte Leitlinien vor-
zugeben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Ministerpräsident, Sie haben uns freundlicher-
weise einen Brief geschrieben, dass Sie mit uns und
mit den Vertretern aller Fraktionen in den Dialog
eintreten und uns informieren möchten. Ich begrüße
das, sage aber: Wichtig wäre, nun einen Termin
festzulegen, und notwendig wäre es, dass wir alle
entscheidenden Informationen erhalten, damit wir
uns nicht immer im Kreis drehen. Das tun wir seit
Wochen und Monaten, weil die Landesregierung
keine Position bezieht. Was Sie in Berlin vertreten,
weiß vielleicht das Mäuschen im Keller, wir wissen
es nicht. Das ist enttäuschend. Das wird auch der
Tatsache nicht gerecht, dass diese HSH Nordbank
noch immer - ich habe es vorhin gesagt - das größte
Vermögen des Landes ist, in das wir Milliarden in-
vestiert haben. Als Parlament müssen wir ein hohes
Interesse daran haben, dass die Neuaufstellung der
Bank so organisiert wird, dass die Steuerzahlerin-
nen und Steuerzahler die Milliarden, die investiert
worden sind, zumindest teilweise wieder zurücker-
halten.

Insofern noch einmal mein dringender Appell an
die Landesregierung: Informieren Sie uns, und
stimmen Sie gemeinsam mit dem Parlament eine
Position ab, die Sie dann in Berlin hart durchfech-
ten - im Interesse des Landes.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Frau Abgeordneter Monika Heinold. -
Das Wort für den SSW im Landtag hat nun deren
Vorsitzende, Frau Abgeordnete Anke Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Keiner glaubt mehr daran, dass die Landesbanken
so weiter existieren werden, wie sie es bisher getan
haben. Bis Ende 2010 soll also nunmehr ein Umbau
der Landesbankenstruktur mit Schwerpunkten und
effizienteren Strukturen geschehen. Außerdem be-
kommen die Landesbanken vom Bund die Mög-
lichkeit, ihre faulen Wertpapiere und nicht strategi-
schen Geschäftsfelder in eine Abbaubank auszula-
gern und so die eigenen Bilanzen zu bereinigen.

Aus Sicht des SSW heißt dies: Es müssen konkrete
Vorstellungen her, wie es mit der HSH Nordbank
weitergehen soll, ohne dass das Land weiteren
Schaden davonträgt. Von der Landesregierung er-
warten wir vor diesem Hintergrund, dass eine Lehre
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aus der bisherigen katastrophalen Informationspoli-
tik gezogen und das Parlament an weiteren Ent-
scheidungsprozessen beteiligt wird. Die Zeit drängt,
denn laut Medienberichten drohen der HSH Nord-
bank weitere enorme Abschreibungen.

Mit der Neuordnung des Landesbankensektors
kommen also neue Richtungsentscheidungen auf
uns zu. Die HSH Nordbank hat die Chance, mit an-
deren Landesbanken zu fusionieren und unter-
schiedliche Kompetenzfelder und auch nicht strate-
gische Geschäftsfelder zu erhalten. Besonders für
den Standort Kiel birgt eine Fusion die Möglich-
keit, sich auf die Schiffsfinanzierung zu konzentrie-
ren und so auch in Zukunft Arbeitsplätze in der Re-
gion zu erhalten.

Voraussetzung dafür ist aber, dass es für die Re-
strukturierung der HSH eine realistische Grundlage
gibt. Ich denke, genau dies ist weiterhin der sprin-
gende Punkt. Wenn also der ehemalige Wirtschafts-
minister Marnette im NDR Info-Radio hervorhebt,
dass die tatsächlichen Risiken aus den Bereichen
Shipping und Kreditersatzgeschäft bisher nicht sehr
realitätsnah beschrieben worden seien, dann gibt
das - um es einfach einmal ganz milde zu formulie-
ren - schon zu denken.

Daher fordern wir, dass der Erhalt des Banken-
standortes Kiel bei der Neuausrichtung der Landes-
bankenstruktur für die Landesregierung unabding-
bar ist. Ob es mit der Neuordnung des Landesban-
kensektors überhaupt zu einer Ausrichtung der
HSH als Schiffsfinanzierer kommt, das scheint mir
nach den Aussagen des SPD-Finanzpolitikers Rein-
hard Schultz im heutigen Pressespiegel mehr als
fraglich. Darum erwarten wir von der Landesregie-
rung, dass sie in Berlin mit harten Bandagen ver-
handelt.

Die alles entscheidende Frage wird aber die Ausge-
staltung der geplanten „Bad Bank“ für die Landes-
banken und - damit einhergehend - die Inanspruch-
nahme der „Bad Bank“ des Bundes durch die HSH
Nordbank sein. Dass der Kabinettsvorschlag der
Bundesregierung vom Bundestag nicht sang- und
klanglos übernommen wird, dürfte dabei jedem klar
sein. Krach scheint vorprogrammiert zu sein, nicht
zuletzt deshalb, weil schon jetzt die Sparkassen und
die Kommunen scharfe Kritik an der Gesetzesvor-
lage der Bundesregierung geäußert haben.

Hinzu kommt, dass immer noch nicht klar erkenn-
bar ist, wie eine HSH-eigene „Bad Bank“ im Ein-
zelnen funktionieren soll. Die Arbeit daran scheint
in vollem Gange zu sein, zumal die Pläne der Bun-
desregierung noch vom Bundesgesetzgeber be-

schlossen werden müssen. Wie unbefriedigend die
Situation ist, wird auch daran deutlich, dass immer
noch unklar ist, was die Landesbanken konkret in
eine bundesweite Abbaubank ausgliedern dürfen
und was nicht. Unsere Forderung lautet daher, dass
eine HSH-eigene „Bad Bank“ auch auf eine künfti-
ge „Bad Bank“ auf Bundesebene ausgerichtet sein
muss. Alles andere würde nun wirklich keinen Sinn
machen.

Dabei dürfen wir eines nicht aus dem Auge verlie-
ren: Ganz egal, ob die HSH Nordbank die Abbau-
bank des Bundes oder eine eigene Abbaubank favo-
risiert, müssen die Alteigentümer für weitere Verlu-
ste von ausgelagerten Papieren und Geschäftsfel-
dern aufkommen. Die HSH hat Schleswig-Holstein
bereits in Form von Garantien und Kapitalauf-
stockungen mit über 7 Milliarden € belastet. So
oder so ist also schon jetzt klar: Wenn es mit der
HSH Nordbank weiter den Bach runtergeht, müssen
die Steuerzahler dafür aufkommen. Dann heißt es:
Gute Nacht, Schleswig-Holstein!

Für Schleswig-Holstein muss es also einzig und al-
lein darum gehen, mit einem vernünftigen Krisen-
management die katastrophale Schieflage der HSH
Nordbank zu beenden und das Land vor weiterem
Schaden zu bewahren. Mit den derzeitigen Bedin-
gungen, der „Bad Bank“ des Bundes ist den Lan-
desbanken und auch den Sparkassen daher über-
haupt nicht geholfen.

Für den SSW sage ich, dass es nicht sein kann, dass
der Bund - zum Beispiel bei den Haftungsfragen -
private Geschäftsbanken besser behandelt als die
Landesbanken. Wir brauchen eine Gleichbehand-
lung der Institute und erwarten von der Landesre-
gierung, dass sie sich dafür einsetzt.

Die Landesregierung muss endlich im Sinne des
Landes auf Bundesebene aktiv werden und dafür
sorgen, dass keine weiteren Verluste auf uns zu-
kommen und möglichst viele Arbeitsplätze in
Schleswig-Holstein erhalten bleiben.

Diese Ziele muss auch Herr Kopper vertreten, den
unser Ministerpräsident doch extra im Alleingang
als Aufsichtsratsvorsitzenden der HSH gewinnen
konnte. Auch mit Herrn Kopper im Aufsichtsrat
kann es nicht darum gehen, dass so getan wird, als
gäbe es die politische Verantwortung nicht mehr.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auch die Herren Finanzminister Wiegard und Frey-
tag dürfen sich jetzt nicht aus ihrer Verantwortung
stehlen. Schleswig-Holstein und Hamburg besitzen
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gemeinsam über 85 % der HSH Nordbank; da brau-
chen wir im Aufsichtsrat auch Politiker, die dem
Parlament gegenüber Rede und Antwort stehen.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Abgeordneten Spoorendonk. -
Mir liegen Wortmeldungen zu Dreiminutenbeiträ-
gen vor. Als Erster hat Herr Abgeordneter Frank
Sauter das Wort.

Frank Sauter [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich möchte dem Herrn Kollegen Stegner
herzlich dafür danken, dass er klargestellt hat, wel-
che Auffassung die Sozialdemokraten zu dem The-
ma der Neuordnung der Landesbanken aus Sicht
der HSH Nordbank haben. Ich muss aber darauf
hinweisen, dass die Auffassung der SPD-Landtags-
fraktion absolut gegensätzlich zur Auffassung der
SPD-Bundestagsfraktion ist.

(Beifall bei der CDU)

Herr Kollege Kubicki hat bereits darauf hingewie-
sen. Die Aussage des finanzpolitischen Sprechers
der SPD-Bundestagsfraktion lautet: Sonderfinanzie-
rer wie die HSH Nordbank, die vor allem im Be-
reich der Schiffsfinanzierung aktiv sind, darf es
nach Auffassung der Sozialdemokraten in Zukunft
nicht mehr geben.

Meine Damen und Herren, wenn wir das zusam-
menrechnen, dann heißt das unter dem Strich, dass
aus Sicht der SPD-Bundestagsfraktion die HSH
Nordbank in Gänze eine „Bad Bank“, eine Abwick-
lungsbank ist. Das heißt, all das, was wir immer an
Spezial-Know-how herausgestellt haben, was uns
im Bereich der Geschäftsfelder und der Geschäfts-
politik von anderen Landesbanken abhebt, genau
das wird jetzt zum Problem erklärt. Das kann es
aber nicht sein.

Herr Dr. Stegner, deshalb bitte ich Sie, nicht nur
diesen Widerspruch aufzuklären, sondern auch in
Ihre Gremien hineinzuwirken, dass klargestellt
wird, dass das weder Ihre Auffassung ist noch unse-
re Auffassung sein kann. Denn nur so können wir
sicher sein, dass wir in diesem kurzen Zeitfenster -
der Bundestag wird nur noch einmal vor der Som-
merpause tagen - Klarheit darüber erhalten, dass
wir durchaus für zwei Standorte sind, aber nicht der
Landesbanken bundesweit, sondern der HSH Nord-
bank. Dabei können wir Ihnen durchaus folgen,

Herr Dr. Stegner. Diese Klarheit muss aber gegeben
sein. Es kann nicht sein, dass wir in Schleswig-Hol-
stein von schönem Wetter reden, während sich in
Berlin die dunklen Wolken auftürmen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Als nächster Redner hat Herr Abgeordneter Wolf-
gang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist sehr schön, dass Herr Kollege Stegner und
der Herr Kollege Döring ein eigenes Modell einer
neuen Landesbankenstruktur entwickelt haben. Die
spannende Frage ist aber, inwieweit sich dieses in-
nerhalb der SPD und darüber hinaus „durchgefres-
sen“ hat, sodass es zur realen Grundlage einer wei-
teren Erörterung werden kann.

Herr Dr. Stegner, was mich besonders besorgt
macht, ist ein Teil Ihrer Aussage, der sich auf die
Standorte Kiel und Hamburg bezog, deren Erhal-
tung auch ich mir im Hinblick auf die künftige ge-
schäftliche Tätigkeit wünsche. Ist es denn wirklich
Ihre Überlegung, dass die HSH Nordbank künftig
weiter ein Global Player sein soll, gleich in welcher
Form der Finanzierung? Ist es denn Aufgabe der
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler des Landes
Schleswig-Holstein, die „global Risks“, die damit
verbunden sind, abzusichern und zu finanzieren?
Ich glaube das nicht. Ich glaube, dass im Bereich
von Schiffs- und Luftfahrtfinanzierungen deutlicher
als bisher darauf geachtet werden muss, was zum
Aufgabenfeld einer mit Steuerzahlermitteln finan-
zierten Landesbank gehört oder nicht gehört.

(Beifall bei der FDP)

Da ich glaube, dass einige im Oktober zurück-
schauen werden auf das, was wir heute sagen, will
ich in Form von Fragestellungen einige Dinge zu
bedenken geben. Ich habe das schon einmal ge-
macht. Wie soll die Fusion einer öffentlich-rechtli-
chen Landesbank mit einer Aktiengesellschaft
funktionieren? Ist ein Squeeze-out für Herrn Flo-
wers geplant? Wenn ja, in welcher Form? Wie soll
das bezahlt werden?

Werden wir denn nicht zeitlich komplett überlau-
fen, wenn das „Bad Bank“-Gesetz des Bundes nicht
in der vorliegenden Form verabschiedet wird? Ich
weise darauf hin, dass sowohl Herr Weber als auch
Herr Sanio öffentlich erklärt haben, dass die näch-
ste große Abschreibungswelle im Herbst kommen
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werde und die Zeit dränge. Ich stelle nun die Frage:
Reicht denn tatsächlich der Risikoschirm, den die
Länder Schleswig-Holstein und Hamburg für die
HSH Nordbank aufgespannt haben, oder haben wir
dann nicht das Problem, das Herr Schneider schon
angesprochen hat, dass wir im Herbst neues Eigen-
kapital zuführen oder neue Garantieerklärungen ab-
geben müssen, weil die bisherigen nicht ausrei-
chen?

Herr Ministerpräsident, erlauben Sie mir in diesem
Zusammenhang einen Hinweis. Herr Kollege Koch
hat darauf hingewiesen, der Q1-Abschluss der HSH
Nordbank sei sehr erfolgreich gewesen. Dies ist
aber nur aufgrund eines Bilanztricks möglich gewe-
sen. In Wahrheit ist der Abschluss 190 Millionen €
schlechter als ausgewiesen ausgefallen. Herr Sanio
hat darauf hingewiesen, dass das zwar korrekt, aber
nicht koscher sei. Er hat gesagt, dass dies geändert
werden müsse, dass sie ihre eigenen Papiere, die sie
zu 100 % einlösen muss, in den Bilanzen nun min-
der bewerten darf, weil der Marktpreis gefallen ist.

Warten wir einmal den Q2-Abschluss ab. Ich höre
sehr Interessantes von der weiteren Entwicklung.
Ist es nicht zutreffend, was der neue Aufsichtsrats-
vorsitzende, Herr Kopper, gesagt hat, dass eine Ri-
sikovorsorge von 0,9 % im Schiffsfinanzierungsbe-
reich eher unterdurchschnittlich ist? 5 % seien wohl
das Mindeste, hat er gesagt.

Ich kann Ihnen sagen, was das bedeuten würde. Ei-
ne fünfprozentige Risikovorsorge würde bedeuten,
dass 2 Milliarden € nachgeschossen werden müs-
sen. Das Geld haben wir aber nicht. Das Eigenkapi-
tal wäre dann wieder aufgezehrt. Ich erinnere daran,
dass Herr Sanio gesagt hat, dass es Probleme geben
werde, wenn wir die Grenze von 7 % unterschrei-
ten, und zwar nicht nur mit dem SoFFin, sondern
auch mit der BaFin.

Die spannende Frage - deshalb bin ich auch ganz
ruhig, was den Untersuchungsausschuss angeht -
wird uns im Herbst wieder einholen, wenn wir nicht
vor der Sommerpause zu einer Lösung kommen,
die den Bund einbindet.

Von den naiven und kindischen Überlegungen, die
einige dieses Hauses und darüber hinaus noch ha-
ben, Schleswig-Holstein sei stark genug, die Pro-
bleme der Welt zu stemmen, von diesen Überlegun-
gen sollte man sich schleunigst verabschieden;
denn sonst wird es ein böses Erwachen geben, Herr
Finanzminister.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat Herr Abgeord-
neter Dr. Ralf Stegner das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Sauter, ich habe sehr deutlich
zum Ausdruck gebracht, dass ich die Äußerungen
des Kollegen Schultz in keiner Weise teile. Mir ist
nicht präsent, dass dies die Beschlussfassung der
SPD-Bundestagsfraktion sein soll. Im Gegenteil,
ich weiß, dass Bundesfinanzminister Peer Stein-
brück, SPD, der Meinung ist, dass das Geschäfts-
modell der HSH Nordbank das Beste war, was es
überhaupt für Landesbanken gegeben hat. Insofern
müssen die Dinge, die Sie bei mir angesprochen ha-
ben, von mir gar nicht angemahnt werden. Sie sind
vielmehr ein Teil.

Ich teile das, was Herr Schultz unter anderem ge-
sagt hat, nur nicht in der Konsequenz, die er zieht.
Ich teile die Aussage, dass in der Tat Druck erfor-
derlich ist. Wenn ich nämlich höre, was die Herren
Seehofer, Koch und Wulff zu dem Thema sagen,
dann sind wir noch nicht an dem Punkt angekom-
men, uns über das zu verständigen, was die SPD
seit Langem fordert. Hier muss es noch Druck ge-
ben. Wenn ich Sie so verstanden habe, dass Sie hier
mitwirken, dann ist das prima, Herr Sauter.

Nun zu dem, was der Herr Oppositionsführer hier
gesagt hat. Herr Kollege Kubicki, manchmal sind
Sie von Ihren Reden und von denen, die Sie noch
halten wollen, so berauscht, dass Sie nicht zuhören.
Sonst hätten Sie nämlich mitbekommen, dass ich
den folgenden Satz zitiert habe. Ich zitiere ihn zur
Wiederholung für Sie noch einmal:

„Die Zeiten der Landesbanken als internatio-
nal agierende Universalbanken sind vorbei.“

Das stand in meinem Redemanuskript, das habe ich
vorgetragen. Das ist das Gegenteil dessen, was Sie
mir gerade unterstellt haben. Zuhören ist manchmal
ganz schlau, weil man sich dann die einen oder an-
deren Redebeiträge sparen kann. Das entlastet Sie,
und das entlastet uns alle, lieber Herr Kollege Ku-
bicki.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Insofern sind wir durch Ihren Beitrag leider wieder
einmal nicht schlauer geworden. Man hat es vorhin
wieder gegenüber dem Kollegen Neugebauer ge-
merkt. Manchmal sind Sie ein bisschen versucht, zu
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verkennen und zu vergessen, dass Arroganz ein
Zeichen von Schwäche und nicht von Stärke ist.

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abgeordne-
ten Wolfgang Kubicki [FDP])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat Frau Abgeord-
nete Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe zwei Bemerkungen, weil die Aussagen des
SPD-Finanzpolitikers auf Bundesebene - so denke
ich - uns allen etwas zu denken gegeben haben.
Lieber Kollege Astrup, ich werde das jetzt nicht
vorlesen. Ich will aber zwei Bemerkungen loswer-
den. Ich möchte daran erinnern, dass im Herbst
vonseiten des Bundes - von Vertretern des Bundes-
finanzministeriums und auch von den Vertretern
von BaFin und SoFFin - im Finanzausschuss gesagt
wurde: Die HSH Nordbank ist eine systemisch re-
levante Bank.

Ich möchte von der Landesregierung hören, wie mit
dieser Aussage in den weiteren Verhandlungen um-
gegangen worden ist. Daher kann ich nur noch ein-
mal deutlich hervorheben: Wir gehen weiterhin da-
von aus, dass das Wort des Bundesfinanzministers
in dieser Sache steht und dass die HSH Nordbank
eine systemisch relevante Bank ist.

Zu einer weiteren Aussage aus unseren Gesprächen
im Finanzausschuss: Ich kann mich noch sehr gut
daran erinnern, dass Herr Finanzminister Wiegard
in einer Ausschusssitzung deutlich hervorgehoben
hat, dass in dem Staatsvertrag zwischen Hamburg
und Schleswig-Holstein zur Fusion der HSH Nord-
bank ausdrücklich das steht, was wir auch wissen,
nämlich dass beide Standorte - Kiel und Hamburg -
gleichberechtigt zu sehen und zu erhalten sind. Die-
se Aussage hat für uns weiterhin Gültigkeit. Darum
bleibe ich dabei: Ich erwarte von der Landesregie-
rung, dass sie sich vehement für den Bankenstand-
ort Kiel einsetzt.

(Beifall beim SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Ich stelle fest, dass der Be-
richtsantrag Drucksache 16/2714 durch die Bericht-
erstattung der Landesregierung seine Erledigung
gefunden hat. Anträge sind nicht gestellt, damit ist
der Tagesordnungspunkt erledigt.

Auf der Tribüne begrüße ich weitere Schülerinnen
und Schüler sowie die sie begleitenden Lehrer der
Grund- und Regionalschule der Stadt Heide und des
Wolfgang-Borchert-Gymnasiums Halstenbek. -
Seien Sie uns herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf:

Sozialstaffelregelung für Kindertageseinrich-
tungen

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 16/2669

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache und
erteile für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN Frau Abgeordneter Monika Heinold das Wort.

Lassen Sie mich noch darauf hinweisen, dass man
im Ältestenrat eine Vereinbarung dahin gehend ge-
troffen hat, dass die Grünen als Antragsteller zu
diesem Tagesordnungspunkt zehn Minuten reden.
Alle anderen - einschließlich der Landesregierung -
reden dazu fünf Minuten. Frau Heinold, Sie haben
das Wort.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wer
sich in Schleswig-Holstein mit der Sozialstaffel für
Kindertagesstätten beschäftigt, der stellt schnell
fest, dass die jetzige Regelung unübersichtlich und
ungerecht ist. Fünfzehn Kreise und kreisfreie Städte
haben hoch komplexe Sozialstaffeln konzipiert. In
jedem Kreis gibt es andere Bestimmungen für die
Ermäßigung der Kindertagesstättengebühren. Ge-
meinsam mit den unterschiedlich hohen Kitakosten
und Elternbeiträgen führt dies dazu, dass die Kin-
dertagesstättengebühren für Familien in Schleswig-
Holstein je nach Wohnort extrem unterschiedlich
sind. Der Landesrechnungshof monierte schon vor
zwei Jahren, dass die unterschiedliche Ausgestal-
tung der Sozialstaffel nicht mit dem Gebot der all-
gemeinen und gleichen Lebensbedingungen zu ver-
einbaren ist.

Wir teilen diese Auffassung und fordern in unserem
heutigen Antrag drei Dinge: Wir fordern, dass wie-
der die vollen Regelsätze bei der Bemessung der
Sozialstaffelreglung zugrunde gelegt werden, dass
die entstehenden Kosten aus den durch die Einfüh-
rung des beitragsfreien Kindertagesstättenjahres
frei werdenden Mitteln finanziert werden und dass
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spätestens 2010 eine landesweit einheitliche Sozial-
staffel umgesetzt wird.

Um die jetzige Regelung im Kindertagesstättenge-
setz nachvollziehen zu können, müssen wir einen
Blick zurück auf den Dezember 2004 werfen. Da-
mals gab es eine schwierige Gefechtslage. Durch
die Verabschiedung von Hartz IV erhöhten sich die
Regelsätze für Transferempfänger und -empfänge-
rinnen. Die einmaligen Bedarfe wurden pauscha-
liert und zum Bestandteil der monatlichen Zahlun-
gen. Der Regelsatz der alten Sozialhilfe von 296 €
wurde zum neuen Sozialgeld beziehungsweise zum
Arbeitslosengeld II in Höhe von 345 €. Die verän-
derte Bundesgesetzgebung hatte konkrete Auswir-
kungen auf die Sozialstaffel in Schleswig-Holstein.

Hätten wir damals die erhöhten Regelsätze zur
Grundlage für die Freistellung von Kitagebühren
gemacht, so wären zusätzlich eine ganze Reihe von
gering verdienenden Familien beitragsfrei gestellt
worden. Die Kommunen meldeten sofort Konnexi-
tät an. Wir haben den Wissenschaftlichen Dienst
gefragt. Er bestätigte diese Rechtsauffassung der
Kommunen. Unser damaliger Koalitionspartner
SPD war nicht bereit, mehr Geld in den Landes-
haushalt einzustellen. Die SPD blieb hart, obwohl
wir Grüne in mehreren Runden versucht hatten,
einkommensschwache Haushalte an dieser Stelle
von den Kindertagesstättengebühren zu entlasten.
Nach zähem Ringen zwischen SPD und Grünen
wurde im Gesetz verankert, dass die bisherigen
296 € fortgeschrieben und folgerichtig nur 85 % der
Regelsätze für die Beitragsfreiheit berücksichtigt
werden müssen. Das Einzige, was wir Grünen errei-
chen konnten, war eine Revisionsklausel mit dem
Ziel, die Sozialstaffel erneut zu diskutieren und
auch zu ändern, wenn sich daraus negative Ergeb-
nisse ergeben sollten.

Diese Vereinbarung beinhaltete, dass die Landesre-
gierung über die praktischen Auswirkungen berich-
ten sollte. Unsere Hoffnung war, dass die Kreise -
auch ohne Verpflichtung des Landesgesetzgebers -
zumindest Eltern mit Transfereinkommen zu 100 %
von den Kindertagesstättengebühren freistellen
würden. Einige - die meisten - Kreise haben ihre
soziale Verantwortung wahrgenommen, das möchte
ich hervorheben. Das ist gut und richtig. Andere ha-
ben dies nicht. Der vom Bildungsministerium im
Herbst 2005 vorgelegte Bericht war nicht sehr aus-
sagekräftig. Das Ministerium machte nicht den An-
schein, als würde es an dieser Thematik Interesse
haben.

Inzwischen liegen Fakten auf dem Tisch, die uns
nicht nur beunruhigen müssen, sondern die uns zum

Handeln zwingen. Die Bürgerbeauftragte führt in
ihrem Bericht 2008 ein kurioses Beispiel an. Eine
fünfköpfige Familie mit zwei Kindergartenkindern
und mit Hartz-IV-Einkommen muss einen monatli-
chen Kindertagesstättenbeitrag von 136 € zahlen
und diesen aus dem Regelsatz finanzieren. Wie soll
das gehen, meine Damen und Herren?

Beim Verband alleinerziehender Mütter und Väter
häufen sich solche erschreckenden Beispiele. Ge-
spräche mit Leiterinnen von Kindertagesstätten,
aber auch die Gespräche mit dem Verband für al-
leinerziehende Mütter und Väter haben ergeben,
dass Eltern ihre Kinder aufgrund von Kindertages-
stättengebühren, die sie nicht zahlen können, ab-
melden. Es gibt auch immer mehr Beitragsrückstän-
de. So ist in der Stadt Kiel inzwischen ein Beitrags-
rückstand von ungefähr 3 Millionen € entstanden.
Immer mehr Eltern verdienen zu und sind als
Hartz-IV-Empfänger und -empfängerinnen Auf-
stocker, aber auch diese Aufstockung wirkt sich so
aus, dass davon Kindertagesstättengebühren gezahlt
werden müssen.

Wie soll eine Familie von den 211 €, die sie für ein
Kind unter 13 Jahren erhält, 10 € oder auch 15 €
Kita-Gebühren bezahlen, zumal dann noch das Es-
sensgeld in Höhe von 20 € bis 40 € hinzukommt?
Dem einen oder anderen von uns mag die Summe
von 10 € gering erscheinen. Für die Betroffenen ist
sie aber nicht gering. Schließlich ist der Regelsatz
für ein Kind ohnehin knapp bemessen, und Betreu-
ungsgebühren werden bei seiner Berechnung
schlichtweg nicht berücksichtigt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb sprechen wir uns in unserem Antrag dafür
aus, die betroffenen Eltern in Schleswig-Holsein
zukünftig von den Kita-Gebühren zu befreien.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das würde bedeuten, dass ein Zweipersonenhaus-
halt - Elternteil plus Kind - bei einem Monatsein-
kommen von circa 1.050 € Anspruch auf einen ge-
bührenfreien Kindertagesstättenplatz hat. Wenn wir
die Bekämpfung von Kinderarmut wirklich ernst
nehmen, dann ist dies eine unverzichtbare Maßnah-
me.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alle Kinder müssen die Chance haben, eine Kin-
dertagesstätte zu besuchen. Aus materieller Armut
darf keine Bildungsarmut werden!
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(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Dr. Ekkehard Klug
[FDP])

Meine Damen und Herren von der SPD, ich möchte
insbesondere noch einmal an Sie appellieren. Sie
führen derzeit - wahrscheinlich auch heute Abend
wieder - eine Debatte über die Beitragsfreiheit von
Kindertagesstätten. Sie wissen aber selbst, dass
wir die von Ihnen geforderte dreijährige Beitrags-
freiheit in Schleswig-Holstein nicht von heute auf
morgen bekommen werden. Setzen Sie sich deshalb
bitte dafür ein, dass erst einmal die dringlichsten
Probleme gelöst werden

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

und dass die Eltern entlastet werden, die es am
dringendsten nötig haben, statt für die dreijährige
Beitragsfreiheit, die Sie in ihr Wahlprogramm auf-
nehmen wollen, zu kämpfen!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und vereinzelt bei der CDU)

Die von Ihnen geforderte Beitragsfreiheit bezieht
sich außerdem nur auf eine Betreuung von fünf
Stunden pro Tag. Viele Eltern mit geringem Ein-
kommen müssen ihr Kind aber nicht nur für fünf
Stunden am Tag und nicht nur drei Jahre lang in ei-
ne Kindertagesstätte geben. Diese Eltern hätten also
nur begrenzt etwas von der dreijährigen Beitrags-
freiheit und sind deshalb auf eine vernünftige Sozi-
alstaffel angewiesen.

Zuletzt möchte ich noch an die Kreise und kreis-
freien Städte appellieren, das durch die Einführung
eines beitragsfreien Kindertagesstättenjahres einge-
sparte Geld in der Sozialstaffel zu belassen, um
Menschen mit einem geringen Einkommen von der
Kita-Gebühr zu entlasten. Ich hätte es für sinnvoll
erachtet, mit den Kommunen bereits vor Einfüh-
rung des beitragsfreien ersten Kita-Jahres darüber
zu verhandeln; dann wäre vieles einfacher gewesen.
Nun sind wir ein Stück weit auf die Kompro-
missbereitschaft der Kommunen angewiesen.

Ich würde mich freuen, wenn wir diesen Antrag in
den Ausschuss überweisen und dann schnell zu den
Beratungen und zu einem Ergebnis kommen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Abgeordneten Heinold. - Für die
CDU-Fraktion hat nun Frau Abgeordnete Heike
Franzen das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Sozialstaffelregelungen bei den Kindertagesstätten
in Schleswig-Holstein beschäftigen uns nicht zum
ersten Mal in dieser Legislaturperiode. 2005 haben
wir einen Passus in das Kindertagesstättengesetz
aufgenommen, der vorsieht, dass bei der Ermittlung
der Belastungsgrenzen für die Heranziehung zu ei-
nem Eigenanteil zu den Kita-Gebühren 85 % der
Regelsätze der Sozialhilfe berücksichtig werden
können.

Ich möchte noch einmal daran erinnern, warum
§ 25 des Kindertagesstättengesetzes geändert wor-
den ist. Es ging darum, das Gesetz an die neuen Ge-
gebenheiten aufgrund der Zusammenlegung von
Sozialhilfe und Arbeitslosengeld anzupassen und
die Zuwendungsempfänger über die Sozialstaffel
nicht stärker zu belasten als vor der Zusammenle-
gung. Die Kreise und kreisfreien Städte befürch-
teten damals Mehrbelastungen in Millionenhöhe.
Der Landesrechnungshof hat sich in seinem Kom-
munalbericht 2007 mit den Regelungen der Sozial-
staffeln befasst, die in der Verantwortung der Trä-
ger der Jugendhilfe - also letztlich der Kreise und
kreisfreien Städte - liegen. Er hat dabei zu Recht
darauf hingewiesen, wie unterschiedlich diesbezüg-
lich verfahren wird.

Nun haben wir das Jahr 2009, und in der Kinderta-
gesstättenlandschaft hat sich einiges getan. Ab Au-
gust dieses Jahres wird das letzte Kindergartenjahr
vor der Schule für die Eltern gebührenfrei sein; das
ist bereits eine massive Entlastung für die Eltern.

(Beifall bei CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SSW und vereinzelt bei der SPD)

Sowohl die Bürgerbeauftragte als auch das zustän-
dige Bildungsministerium haben mitgeteilt, dass
nur drei der 15 Kreise und kreisfreien Städte in
Schleswig-Holstein von der 85-%-Regelung Ge-
brauch machen. Abgesehen von dem Beispiel im
Bericht der Bürgerbeauftragten haben wir keine Er-
kenntnisse zu den tatsächlichen Auswirkungen auf
die betroffenen Eltern. Auch das Bildungsministeri-
um konnte in der Antwort auf meine Kleine Anfra-
ge keine zuverlässigen Angaben machen.

Eine Aufhebung dieser Regelung würde übrigens
nicht automatisch dazu führen, dass der Besuch von
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Kindertagesstätten für die Kinder aller Arbeitslo-
sengeld-II-Empfänger kostenfrei wird. Laut Lan-
desrechnungshof erhebt beispielsweise der Kreis
Pinneberg, der die 85-%-Regelung nicht anwendet,
eine Mindestgebühr von 15,50 € pro Kind. Auf der
anderen Seite sind Arbeitslosengeld-II-Empfänger
im Kreis Stormarn, der die 85-%-Regelung anwen-
det, gänzlich von Gebühren für Kindertagesstät-
ten befreit.

Die Grünen fordern in ihrem Antrag, dass zum
1. Dezember 2009 die vollen Regelsätze bei der Be-
messung von Einkommensgrenzen für die Sozial-
staffelregelungen zugrunde gelegt werden. Die da-
durch entstehenden Kosten sollen aus den angeb-
lich frei werdenden Mitteln der Sozialstaffeln auf-
grund der Einführung des beitragsfreien letzten
Kindergartenjahres gedeckt werden. Die Sozialstaf-
feln der Kreise und kreisfreien Städte sind aber be-
reits über den Pakt für Familien in die Finanzierung
des letzten Kindergartenjahres einbezogen. Die
Gelder sind also bereits ausgegeben, und zweimal
werden wir sie nicht ausgeben können!

Darüber hinaus fordern die Grünen eine landesweit
einheitliche Sozialstaffel. Das ist aber nicht sinn-
voll. Denn wir haben schließlich auch keine landes-
weit einheitlichen Gebühren für die Kindertages-
stätten. Die Sozialstaffeln werden sich immer an
den örtlichen Gegebenheiten und an den Besonder-
heiten des Einzelfalles orientieren müssen.

Die CDU-Fraktion will langfristig weitere Kinder-
gartenjahre für die Eltern beitragsfrei machen, so-
lange wir das nicht über zusätzliche Schulden fi-
nanzieren müssen. Bis es so weit ist, sollten wir mit
den Kommunen über die Ausgestaltung der Sozial-
staffeln in Schleswig-Holstein reden. Dabei müssen
wir auch noch einmal die Vorschläge des Landes-
rechnungshofes diskutieren. Dieser fordert unter
anderem eindeutige und nachvollziehbare Hand-
lungsvorschriften, die zum einen zu einer Gleichbe-
handlung der Antragsteller führen und zum anderen
den Verwaltungsaufwand reduzieren können. Daran
müssten eigentlich auch die Kommunen ein großes
Interesse haben.

Die Voraussetzungen für Leistungen der Sozialstaf-
feln sollten die örtlichen Träger der Jugendhilfe,
auch im eigenen Interesse, enger miteinander ab-
stimmen. Dadurch könnte eine einheitliche Behand-
lung der Eltern in Schleswig-Holstein gewährleistet
werden. Um diesbezüglich weitere Schritte gehen
zu können, sollten wir im Ausschuss den kommu-
nalen Landesverbänden Gelegenheit geben, sich zu
dem Verfahren der Sozialstaffeln zu äußern. Außer-
dem schlage ich vor, den Landesrechnungshof im

Ausschuss anzuhören, von dem viele gute Vor-
schläge zum Umgang mit den Sozialstaffeln in
Schleswig-Holstein gekommen sind. Wir brauchen
ein einheitlicheres Verfahren in Schleswig-Hol-
stein.

(Beifall bei der CDU sowie vereinzelt bei
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Abgeordneten Heike Franzen. -
Für die SPD-Fraktion hat nun Frau Abgeordnete
Astrid Höfs das Wort.

Astrid Höfs [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die Bürgerbeauftragte für soziale
Angelegenheiten hat in ihrem Tätigkeitsbericht
2008, der für uns alle eine wichtige Arbeitsgrundla-
ge ist, auf die Folgen der sogenannten 85-%-Rege-
lung im Kindertagesstättengesetz hingewiesen. In
§ 25 Kindertagesstättengesetz sind die Grundlagen
für die bisher noch gültigen Elternbeiträge festge-
legt. Danach können die Kreise mit den Standort-
gemeinden Vereinbarungen über eine kreisweit gel-
tende Staffelung der Gebühren abschließen. Wenn
es diese Vereinbarung nicht gibt, erlässt der Kreis
beziehungsweise die kreisfreie Stadt eine Sozial-
staffelregelung. Grundsätzlich sind dabei die Be-
darfsgrenzen nach SGB XII zu berücksichtigen. Die
Kreise haben jedoch die Möglichkeit, davon abwei-
chend nur 85 % der Regelsätze zu berücksichtigen.

Diese Regelung wurde 2005 auf ausdrückliches
Verlangen des Landkreistags eingeführt, um die
Kreise und kreisfreien Städte von den Folgen des
neuen Sozialhilferechts zu entlasten, die eine
Mehrbelastung von über 10 Millionen € befürchte-
ten. Allerdings hatten die finanziell schwachen Fa-
milien durch die gesetzliche Neuregelung bekannt-
lich nicht mehr Geld in der Tasche als vorher, son-
dern müssen aus dem 2004 angehobenen Regelbe-
darf Rücklagen bilden, um Dinge zu finanzieren,
die vorher gesondert beantragt werden konnten.
Das hat unter anderem in einem von Frau Wille-
Handels zitierten Fall dazu geführt, dass ein Ehe-
paar mit drei Kindern - wie hier bereits angeführt -
einen Monatsbeitrag von 136 € entrichten soll, was
natürlich in keinem Verhältnis zum tatsächlichen fi-
nanziellen Spielraum der Familie steht.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)
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Die 85-%-Klausel wird nur von drei Kreisen ange-
wendet - das wurde bereits gesagt -, einige orientie-
ren sich an den 100 % der Regelsätze nach
SGB XII oder haben eigene Regelungen entwickelt.
In der Regelsatzbemessung nach SGB XII sind al-
lerdings überhaupt keine Aufwendungen für Kin-
derbetreuung vorgesehen. Eine solche Regelung
spricht natürlich unseren gemeinsamen Bemühun-
gen Hohn, möglichst viele Kinder und ganz beson-
ders diejenigen aus sozial schwächeren Familien in
die Kindertagesstätten zu bekommen und ihnen Zu-
gang zur vorschulischen Bildung und zur
Sprachförderung zu ermöglichen.

Die 2004 beschlossene Revisionsklausel hat im
September 2005 zu einer Berichterstattung der Mi-
nisterin für Bildung und Frauen an die Ausschüsse
geführt, jedoch nicht zu einer Änderung des Ge-
setzes.

Der Antrag von BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN for-
dert Gespräche der Landesregierung mit den Kreis-
en und kreisfreien Städten, um die Regelsätze zu
100 % bei der Bemessung der Einkommensgrenzen
anzusetzen, daraus entstehende Mehrkosten durch
die frei werdenden Mittel aus den Sozialstaffeln für
das gebührenfreie letzte Kita-Jahr zu decken und
ab 2010 eine landeseinheitliche Sozialstaffelrege-
lung durchzusetzen. Ich begrüße es sehr, dass die
antragstellende Fraktion nicht einfach einen Antrag
zur Gesetzesänderung eingebracht hat, der unwei-
gerlich Konnexität ausgelöst hätte.

Regelmäßige und intensive Gespräche zwischen al-
len Partnern, die Verantwortung für den quantitati-
ven Ausbau und die qualitative Verbesserung der
Betreuung von Kindern unter drei Jahren und derje-
nigen im Kindergartenalter tragen, sind notwendig
und finden auch regelmäßig statt. Hinsichtlich der
Erfolgsaussichten einer solchen Konsensfindung ist
nun allerdings zu berücksichtigen, dass die
85-%-Regelung gerade auf Wunsch eines kommu-
nalen Landesverbandes ins Kita-Gesetz aufgenom-
men wurde. Die Bereitschaft zu einer grundsätzli-
chen Neuordnung wird daher äußerst gering sein.
Es scheint mir auch eine irrige Annahme zu sein,
dass die Neuregelungen zur Beitragsfreiheit des
letzten Kindergartenjahres zu verminderten Kosten
der Kreise bei der Ausgestaltung der Sozialstaffel
führen.

Was wir uneingeschränkt teilen, ist der Wunsch
nach einer einheitlichen und transparenten Sozial-
staffel. Diese werden wir auch in Zukunft brauchen,
auch dann, wenn wir Mehrheiten für unseren
Wunsch nach Kostenfreiheit aller drei Jahre erhal-
ten haben, weil für die Betreuungszeit über fünf

Stunden pro Tag hinaus auch künftig Beiträge erho-
ben werden. Das Grundanliegen des Antrags der
Grünen teilen wir; wir sind nicht davon überzeugt,
dass der von ihnen aufgezeigte Weg der richtige ist.
Ich schlage deswegen vor, dass wir uns damit im
Bildungsausschuss und im Sozialausschuss befas-
sen, und beantrage Überweisung an diese Aus-
schüsse.

(Beifall bei SPD und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Abgeordneten Höfs. - Das Wort
für die FDP-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter
Dr. Ekkehard Klug.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
im Antrag der Grünen erhobene Forderung nach
landesweit einheitlichen Rahmenbedingungen für
die Sozialstaffel der Kindertageseinrichtungen ent-
spricht seit Langem der Position der FDP. Ich habe
zuletzt im Februar 2008 im Rahmen der Diskussion
über die Initiative „Kein Kind ohne Mahlzeit“ auf
diese Thematik hingewiesen und diese Forderung
für meine Fraktion im Landtag erhoben.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Die Sozialministerin und die Bildungsministerin,
die beiden zuständigen sozialdemokratischen Kabi-
nettsmitglieder, haben es aber bislang nicht zustan-
de gebracht, eine solche landeseinheitliche, trans-
parente Sozialstaffelregelung für Schleswig-Hol-
stein einzuführen. Die Initiative der Grünen wird
von uns - das ist klar - selbstverständlich unter-
stützt. Ich möchte aber resümieren: Was wir hier
diskutieren, ist wirklich ein Bankrott sozialdemo-
kratischer Politik.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es gibt keine landeseinheitliche Sozialstaffel. Die
Beitragshöhe richtet sich nach der Postleitzahl. Ich
brauche nur die „Kieler Nachrichten“ von heute mit
ihrem Artikel über die Kita-Thematik zu zitieren,
dessen Untertitel lautet: „Geringverdiener zahlen
die bundesweit höchsten Elternbeiträge“.

Meine Damen und Herren, Schleswig-Holsteins So-
zialdemokraten sind damit verantwortlich für die
unsozialste Kita-Politik in ganz Deutschland.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)
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Bereits im Februar letzten Jahres hat eine Studie,
die die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft ge-
meinsam mit der Zeitschrift „Eltern“ in Auftrag ge-
geben hat, im bundesweiten Vergleich dargelegt,
dass die schleswig-holsteinischen Kommunen die
Bezieher geringer und mittlerer Einkommen -
um es zu konkretisieren: bis zur Höhe von maximal
25.000 € Jahreseinkommen - am stärksten belasten.
Eltern, die ein Kind im Kindergarten haben, zahlen,
wenn sie zu dieser Einkommensgruppe gehören, in
Baden-Württemberg maximal 80 € im Monat, in
Schleswig-Holstein betragen die Kita-Gebühren
für sie zwischen 90 und 130 €.

Dazu noch ein konkretes Beispiel, das sich auf die
Hansestadt Lübeck bezieht. Dort haben Eltern, die
zu dieser Einkommensgruppe gehören, im Jahr für
ein Kind Kita-Beiträge in Höhe von 1.692 € zu zah-
len - 1.692 €! Bezogen auf das zu dieser Einkom-
mensgruppe zählende maximale Jahreseinkommen
von 25.000 € bedeutet das, dass sie 7 % ihres Jah-
reseinkommens für die Finanzierung der Kita-Ge-
bühren für ihr Kind aufwenden müssen - 7 %!

(Zurufe von der FDP: Für ein Kind!)

- Eines Kindes!

Meine Damen und Herren, wenn frühkindliche För-
derung über spätere Chancen im Leben entscheidet
- und das ist ja so -, dann sind in Schleswig-Hol-
stein die Hürden für Kinder aus einem Elternhaus
mit geringem Einkommen zu hoch.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Chancengleichheit hängt in Schleswig-Holstein
vom Wohnort ab: nicht nur bei den Kindergartenge-
bühren, sondern auch bei der Frage, für wie viele
Stunden am Tag die Sozialstaffel gilt. In einigen
Kreisen, etwa Plön und Ostholstein, sind es nur vier
Stunden, in anderen Regionen, etwa Kiel, sind es
acht Stunden. Wie sozial ist die Sozialstaffel, wenn
ausgerechnet die Kinder aus Elternhäusern mit ge-
ringem Einkommen früher nach Hause geschickt
werden müssen, weil die Eltern nicht in der Lage
sind, einen Kita-Platz für mehr Stunden zu finan-
zieren?

Chancengleichheit sieht anders aus. Das regelmäßi-
ge Beschwören der Chancengleichheit durch den
Genossen Stegner bekommt hier einen ziemlich fa-
den Beigeschmack. Immerhin ist die SPD seit 20
Jahren in der Landesregierung für die Bereiche Bil-
dung und Soziales zuständig. Die immer wieder
auch an dieser Stelle betonten sozialdemokratischen
Forderungen, dass Bildung nicht vom Geldbeutel

abhängen dürfe, entpuppen sich in der Praxis als
reine Sonntagsreden, als pure politische Seifenbla-
sen.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Meine Damen und Herren, wer auf der einen Seite
Beitragsfreiheit für alle Kinder in den Kindergär-
ten fordert und auf der anderen Seite nicht einmal
in der Lage ist, einheitliche Rahmenbedingungen
für alle Kinder bei der Sozialstaffel herzustellen, ist
schlicht und ergreifend unglaubwürdig.

(Beifall bei der FDP)

Über eine Reihe von Punkten, die im Zusammen-
hang mit der Initiative der Grünen im Detail zu er-
örtern sein werden - das eine oder andere ist schon
angesprochen worden -, werden wir im Ausschuss
diskutieren. Ich freue mich auf die Beratungen und
hoffe sehr, dass diese Landtagsmehrheit der noch
existierenden Großen Koalition in der Lage sein
wird, hier in einem erkennbar mit Handlungsbedarf
verbundenen Punkt zu einer Entscheidung zu kom-
men, und zwar noch in dieser Wahlperiode.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Klug. - Das
Wort für den SSW im Landtag hat nun Herr Abge-
ordneter Lars Harms.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Großkonzernen
helfen, aber den anderen nicht! - Zuruf des
Abgeordneten Jürgen Weber [SPD])

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wie der Kollege Dr. Klug gerade sagte,
stellt eine Studie im Auftrag der Zeitschrift „Eltern“
bei einer bundesweiten Untersuchung fest, dass El-
tern mit einem Jahreseinkommen von unter
25.000 € für den Besuch ihrer Kinder in einer Kin-
dertagesstätte in Schleswig-Holstein am meisten
bezahlen. Das ist das absolut verkehrte Signal.

Geringverdiener sollen in den Genuss der soge-
nannten Sozialstaffel kommen. Die legt nach den
Bedarfsgrenzen des SGB XII der jeweilige örtli-
che Träger der öffentlichen Jugendhilfe fest. In acht
Kreisen müssen die Betroffenen überhaupt keine
Kita-Gebühren bezahlen. Ohne Bürokratie und um-
ständliches Verfahren sind die Eltern von der Zah-
lung befreit. In anderen Landkreisen hört man im-
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mer wieder Beschwerden über intransparente An-
trags-, Bewilligungs- und Ermäßigungsverfahren,
wenn Eltern beispielsweise nur mittels eines Neu-
antrags in den Genuss von zwischenzeitlich bewil-
ligten Ermäßigungen kommen.

Die Bürgerbeauftragte hat ebenfalls auf dieses Pro-
blem hingewiesen. Sie schreibt in ihrem Bericht:

„Im Teilbereich Kindertagesstättengesetz er-
gab sich eine gewisse Häufung von Anfragen
zum Rechtsanspruch auf einen Kindergarten-
platz sowie zur Kostenbeteiligung …“

Dabei erläutert sie, dass neben der Sozialstaffelre-
gelung eben auch eine Regelung in unserem Kin-
dertagesstättengesetz dazu führt, dass bei Hartz-
IV-Empfängern nur 85 % der Regelsätze der Sozi-
alhilfe für die Ermittlung von Belastungsgrenzen
herangezogen werden können. Mehrere Kreise ha-
ben diese Möglichkeit angewandt, was dazu geführt
hat, dass betroffene Eltern mit einem geringen Ein-
kommen oder ausschließlich Hartz-IV-Leistungen
trotzdem noch Kindergartenbeiträge zahlen mus-
sten. So schließt man Kinder von der adäquaten Be-
treuung und von einem guten Einstieg ins Bildungs-
system aus. Das können wir uns nun wirklich nicht
leisten.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Deutsche Paritätische Wohlfahrtsverband kriti-
siert ebenfalls die rigorose Handhabung der Zuzah-
lungsregelungen in Schleswig-Holstein. So müsse
eine berufstätige Mutter, die 540 € monatlich ver-
dient und zusätzlich Hartz IV erhält, in einem nicht
genannten Kreis 60 € Kita-Beitrag zahlen. An die-
sem Einzelfall zeigt sich die ganze Kurzsichtigkeit
bürokratischer Regelungen. Würde die Mutter näm-
lich auf ihre Berufstätigkeit verzichten, würde sie
die 60 € sparen und dabei besser dastehen. Genau
das soll aber nicht das Ziel sein.

Das sind unhaltbare Zustände, die dazu führen, dass
Armut weitervererbt wird. Da sich arme Eltern den
Kita-Besuch mit den entsprechenden fördernden
Angeboten nicht leisten können, hat ihr Kind be-
reits bei der Einschulung schlechtere Karten. Das
könnte der Beginn einer Armutskarriere sein. Die-
ser Kreislauf muss endlich unterbrochen werden.
Familien mit geringem Einkommen können nicht
warten, bis der Besuch der Kindergärten, Kin-
derkrippen oder Horte beitragsfrei ist. Sie sind jetzt,
2009, darauf angewiesen, dass ihre Kinder diese
Einrichtungen besuchen können.

Über einen fast gleichlautenden Antrag zur landes-
weit einheitlichen Sozialstaffel haben wir bereits
vor einem Jahr debattiert. Der Kollege Klug hat es
erwähnt. Die Kollegen der FDP hatten damals ein-
heitliche Kriterien für die Sozialstaffel gefordert.
Bislang wurde das allerdings nicht umgesetzt. Sie
forderten die Landesregierung auf, bei den örtlichen
Trägern für einheitliche Kriterien bei der Sozial-
staffel zu werben. Es stellt sich schon die Frage,
warum die Große Koalition dieses Gesprächsange-
bot bislang nicht gemacht hat.

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ausdrücklich weise ich darauf hin, dass es nicht
darum gehen sollte, von Kiel aus in die örtlichen
Zuständigkeiten hineinzuregieren, weil tatsächlich
sowohl die Preise in den Kindergärten wie auch
die Bedingungen, was die Stundenzahl angeht, un-
terschiedlich sind. Der SSW will die Argumente
der Sozialhilfeträger zunächst anhören und dann
bewerten. Keineswegs sollten wir uns mit dem der-
zeitigen Zustand zufriedengeben, sondern alles in
Bewegung setzen, damit Geringverdiener und Ar-
beitslose die Angebote der hiesigen Kindertages-
stätten für ihre Kinder nutzen können und nicht an
undurchsichtigen Verfahren scheitern. Hierbei müs-
sen wir dann auch § 25 des Kindertagesstättenge-
setzes hinterfragen, in dem die Höhe der Belas-
tungsgrenze für Betroffene auf 85 % gesenkt wur-
de. Dazu sollten wir die Sozialverbände und die
Bürgerbeauftragte hören.

Was die Betroffenen benötigen, ist eine transparen-
te, überall gültige Lösung. Deshalb muss es hier
schnell zu einer Initiative kommen, die das Land
gemeinsam mit den Trägern der Sozialstaffel in
Gang setzen muss. Insofern macht es Sinn, den An-
trag im Ausschuss noch einmal ganz genau zu bera-
ten. Allerdings - auch das sage ich - müssen wir
schnell beraten, damit wir noch in dieser Legisla-
turperiode eine wirklich vernünftige Regelung er-
halten.

(Beifall beim SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Lars Harms. -
Das Wort für die Landesregierung hat nun Frau Mi-
nisterin Ute Erdsiek-Rave.
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Ute Erdsiek-Rave, Ministerin für Bildung und
Frauen:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Frage nach der sozialen Gerechtigkeit einer Sozial-
staffel kann man nicht allein daran festmachen, ob
die Grenze für die Beitragsbefreiung bei 85 % oder
bei 100 % liegt. Diese einfache Rechnung würde
nämlich nur dann aufgehen, wenn es ein landesweit
einheitliches System gäbe, also wenn die An-
spruchsvoraussetzungen, die Berechnungsgrundla-
gen und die Staffelungen in den Kreisen und kreis-
freien Städten einheitlich wären. Das ist bekannter-
maßen nicht der Fall. Das ist bedauerlich. - Das sa-
ge ich ganz klar. Unser Land ist klein, aber vielfäl-
tig, habe ich bei einer früheren Diskussion um ein
ähnliches Thema hier gesagt. Vielfältig - übersetzt
man dieses Wort politisch - heißt, dass sowohl die
Versorgungsdichte in Schleswig-Holstein als auch -
das will ich ausdrücklich sagen - das soziale Enga-
gement von Kreisen und Gemeinden für die Entla-
stung der Betroffenen sehr unterschiedlich ist.

Der Landesrechnungshof und die Bürgerbeauf-
tragte haben auf diese Schieflage hingewiesen. Es
ist so, dass bei gleichen persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnissen je nach Wohnort Bei-
tragsermäßigungen zwischen null und 100 % da
sind. Wir haben mancherorts die wirklich schwer
vermittelbare Situation, dass Empfänger vom Ar-
beitslosengeld II keine Beiträge zahlen, während
Erwerbstätige mit gleichem Nettoeinkommen zur
Kasse gebeten werden.

Hinzu kommt, dass die 85-%-Regel - das wissen
Sie auch - streng genommen in Reinkultur nur noch
in einem Kreis gilt, das ist der Kreis Rendsburg-
Eckernförde. Alle anderen wenden sie entweder
nicht an oder schwächen sie inzwischen ab. Das gilt
für die beiden anderen Kreise mit einer 85-%-Rege-
lung, Lauenburg und Stormarn - wobei der Kreis
Stormarn gewiss nicht zu den ärmsten Kreisen die-
ses Landes gehört.

Die meisten Kreise nutzen - das betone ich aus-
drücklich - aus eigenem Antrieb ihren Gestaltungs-
spielraum, um die Beitragsbefreiung zu erweitern.
Die 85 % des Regelsatzes für die Beitragsbemes-
sung sind übrigens die absolute Untergrenze. Sie
orientieren sich an 100 % der früheren Sozialhilfe-
bedarfsgrenze.

Liebe Frau Heinold, Sie haben auf die Entstehung
der Gesetzgebung 2004 hingewiesen. Ich kann
mich an diese Debatte noch ziemlich genau erin-
nern. Ich kann mich auch daran erinnern, dass wir
schon damals eine sehr prekäre Haushaltslage hat-

ten. Letztlich haben Sie der Gesetzesänderung aber
zugestimmt.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das habe ich hier auch nicht ver-
schwiegen! Sonst hätten wir die hier nicht!)

Ich will damit nur sagen: Man kann sich in der Op-
position von dem verabschieden, was man früher
mitgemacht hat. In der Situation, in der man einen
Beschluss fasst, hat man in einer Demokratie auch
die Verantwortung. Sonst muss man die Dinge be-
enden. So ist das.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Weil das sonst nicht zustande gekom-
men wäre!)

- Ja, gut. Wir können das Zustandekommen von
Beschlüssen für Haushalte in der Vergangenheit
hier gern aufarbeiten. Ich finde, das ist eigentlich
kein guter Stil.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Das Ziel Ihres Antrags ist eine landesweit einheitli-
che Lösung für die Entlastung von einkommens-
schwachen Familien. Dieses Ziel lässt sich nur
über eine gemeinsame Sozialstaffel oder - besser
gesagt: Sozialstaffelsystem - der Kreise und kreis-
freien Städte erreichen. Erst dadurch kommt man
überhaupt zu einer echten Vergleichbarkeit.

Wie schwierig es überhaupt ist, Daten von den
Kreisen und kreisfreien Städten zu bekommen, ha-
be ich in der Vergangenheit hier mehrfach darge-
stellt. Davon abgesehen geht Ihr Vorschlag zur Fi-
nanzierung leider ins Leere. Wenn das so leicht wä-
re, könnten wir das sozusagen im Zuge der jetzigen
Gesetzesänderung machen. Wir könnten ein ein-
heitliches Sozialstaffelsystem einführen und sagen:
Das finanziert sich sozusagen von selbst.

(Holger Astrup [SPD]: Von wegen!)

Es gibt im Zuge des beitragsfreien Kita-Jahres näm-
lich keine Einsparungen der Kreise und kreisfreien
Städte bei der Sozialstaffel. Das Land ersetzt nur
das, was die Eltern bisher gezahlt haben. Die Krei-
se und kreisfreien Städte bringen also ihren Fi-
nanzierungsanteil, den sie bisher über die Sozial-
staffelermäßigung erbracht haben, weiterhin in die
Finanzierung der Elternbeiträge ein. Das war un-
ser Ziel und bleibt unser Ziel. Das Land entlastet
die Eltern und nicht die Kreise und kreisfreien
Städte. So ist es.

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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- Es gibt ein präzises Abrechnungssystem. Das ist
hier in der Vergangenheit doch alles erläutert wor-
den. Wir können darüber im Ausschuss aber gern
noch einmal weiter beraten und das erklären. Es
bleibt also der Weg über einheitliche Maßstäbe
und Grundlagen in den Sozialstaffeln.

Ich will hier ausdrücklich noch einmal sagen: Ei-
gentlich müssten die Kreise selbst ein Interesse an
gleichen Bedingungen haben. Hier geht es schließ-
lich um Transparenz, um Familienfreundlichkeit
und Verwaltungsvereinfachung. Es geht um genau
das, was Sie auch gesagt haben. Herr Harms, Ihnen
wollte ich das zurückmelden: Es geht um Familien-
freundlichkeit, Transparenz und Verwaltungsver-
einfachung. Es geht auch um eine notwendige Ver-
ständigung auf die Maßstäbe für das soziale Han-
deln, die in der kommunalen Selbstverwaltung an-
gelegt werden. Hier gibt es die Verpflichtung zur
Wahrnehmung einer gemeinsamen Verantwortung.

Nun will ich einmal sagen, wie die Gespräche mit
den kommunalen Landesverbänden dazu verlau-
fen sind. Es hat mehrere Gespräche dazu im soge-
nannten Lenkungsausschuss gegeben, in dem alle
Beteiligten beraten. In der vergangenen Woche war
das vorläufig letzte dieser Gespräche vor dieser De-
batte. Die kommunalen Landesverbände haben
noch einmal deutlich gemacht, dass sie derzeit nicht
an einer Vereinheitlichung mitwirken wollen. Ich
finde das enttäuschend. Aber damit ist klar - das
war Gegenstand der Diskussion dort -: Jeder Ver-
such, landeseinheitliche Bedingungen herzustellen,
ließe Konnexitätsforderungen erwarten. Sie sehen
also, wir haben Gespräche geführt, die Sie mit dem
Antrag einfordern. Die können durch den Bildungs-
ausschuss gern fortgesetzt werden. Vielleicht hilft
das, eine größere Bereitschaft herzustellen. Aller-
dings muss ich wirklich sagen: Ich hätte mir andere
Ergebnisse gewünscht.

Eines will ich abschließend sagen. - Herr Dr. Klug,
Sie hören mir offenbar absichtlich nicht zu; aber ich
spreche Sie jetzt trotzdem an. - Es ist ja nicht so,
dass im dritten Kindergartenjahr - dies ist meiner
Ansicht nach ein ganz wichtiges und entscheiden-
des - die Kinder von Geringverdienenden oder sozi-
al Benachteiligten nicht in den Kindertageseinrich-
tungen wären. Wir sind dort ja schon bei knapp
95 % aller Kinder angelangt. Aber die restlichen
5 % sind die, um die es uns geht. Diese wollen wir
erreichen, indem wir die Gebührenbefreiung im
dritten Kita-Jahr auf den Weg bringen, und zwar für
die Eltern aller Kinder, insbesondere aber für die
Geringverdiener, die nicht von der Sozialstaffel,
über die wir heute diskutieren, profitieren.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Ich verstehe nicht, warum Sie das kleinreden. Da-
mit steigen wir jetzt ein. Ich bin zutiefst davon
überzeugt, das müssen wir durch eine Befreiung
von den Gebühren in allen Kindergartenjahren fort-
setzen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Ministerin. - Es ist eine neue
Redezeit von zwei Minuten entstanden. - Weitere
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die
Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
16/2669 dem Bildungsausschuss federführend und
dem Sozialausschuss mitberatend zu überweisen.
Wer so beschließen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufru-
fe, möchte ich formell bekanntgeben, dass sich der
Herr Abgeordnete Andreas Beran für den Rest der
Sitzungszeit krank gemeldet hat. - Auch ihm wün-
schen wir gute Besserung.

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf:

Güterkraftgewerbe stärken - Maßnahmen zur
Senkung der Lkw-Maut ergreifen

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 16/2663

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache
und erteile für die FDP-Fraktion dem Herrn Abge-
ordneten Dr. Heiner Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In Schleswig-Holstein gibt es ungefähr 1.000 Spe-
ditionsunternehmen mit rund 8.000 Fahrzeugen
und etwa 10.000 Mitarbeitern.

Lieber Herr Kollege Arp, ich freue mich, Sie dar-
über informieren zu dürfen - an dieser Stelle sollten
Sie vielleicht zuhören -, dass über die Hälfte dieser
Unternehmen fünf oder weniger Beschäftigte haben
und daher klassischer Mittelstand sind. Sowohl in
ihrer Funktion als Arbeitgeber als auch durch die
wichtige Rolle der Logistik in einer arbeitsteiligen
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Gesellschaft hat das Güterverkehrsgewerbe eine
herausragende Bedeutung für Schleswig-Holstein.
Es ist eine der Stützen der schleswig-holsteinischen
Wirtschaft, gerade durch diese kleinteilig-mittel-
ständische Struktur.

(Beifall bei der FDP)

Für den Transport der Waren werden für jeden ge-
fahrenen Kilometer Mautabgaben für die Lkws fäl-
lig. Dies betrifft alle Bundesautobahnen sowie eini-
ge Abschnitte von Bundesstraßen.

Die schwarz-rote Bundesregierung hat die Lkw-
Maut zum 1. Januar 2009 von durchschnittlich
12,5 ct pro Mautkilometer auf im Augenblick
durchschnittlich circa 18 ct drastisch erhöht, wobei
in der Spitze für vierachsige Lkw der Schadstoff-
klasse Euro-II und schlechter 29 ct pro Mautkilo-
meter fällig werden.

Lieber Kollege Arp, diese kräftige Erhöhung hat
die ohnehin durch die Finanz- und Wirtschaftskrise
schwierige Lage für die Branche deutlich ver-
schärft. Wenn nämlich weniger produziert und we-
niger nachgefragt wird, dann wird logischerweise
auch weniger transportiert. Dass die Maut ausge-
rechnet in dieser ganz besonders schwierigen kon-
junkturellen Situation erhöht wurde, halte ich aus
ökonomischer Sicht schlichtweg für blödsinnig, um
das hier ganz deutlich zu sagen. Das gefährdet die
Existenz zahlreicher Betriebe, und das gefährdet
vor allem die Existenz zahlreicher Arbeitsplätze.

Die gleichzeitig beschlossenen Harmonisierungs-
leistungen zugunsten des Güterkraftgewerbes, das
Förderprogramm zur Anschaffung von neuen Lkws
und das Förderprogramm Aus- und Weiterbildung,
können diese Belastung, jedenfalls bei einem Groß-
teil der schleswig-holsteinischen Unternehmen, auf-
grund dieser kleinteiligen Struktur, die ich Ihnen
gerade dargestellt habe, nicht auffangen.

Deswegen finde ich es gut, dass sich jetzt nicht nur
die FDP Sorgen um die Logistikbranche macht und
diese Sorgen vor allem ernst nimmt, sondern auch
CDU-Verkehrspolitiker wie die Bundestagsabge-
ordneten Hans-Peter Friedrich und Dirk Fischer, die
eine Senkung der Lkw-Maut auf durchschnittlich
15 ct pro gefahrenem Kilometer fordern. Ihre einfa-
che wie einleuchtende Begründung lautet, das Fuhr-
gewerbe sei besonders hart von der Krise getroffen;
viele mittelständische Unternehmen stünden vor
dem Aus. - Wohl wahr!

Anders als bei vielen anderen derzeit diskutierten
Maßnahmen, wie zum Beispiel bei Opel oder bei
Arcandor, geht es hier nicht um staatliche Hilfen,

sondern es geht um den Schutz vor zusätzlichen
staatlichen Belastungen, es geht um die Rücknahme
einer Kostenbelastung, die die Fuhrunternehmen
auf dem Höhepunkt der Krise getroffen hat. Es geht
darum, diesen Unternehmen notwendige Spielräu-
me zur Existenzsicherung zurückzugeben, um ei-
nem Abbau von Arbeitsplätzen entgegenzuwirken.
Ich sage Ihnen: Wenn wir aus der Krise herausge-
kommen sind, werden wir genau diese Arbeitsplät-
ze, die sonst verloren gehen würden, wieder brau-
chen.

(Beifall des Abgeordneten Günther Hilde-
brand [FDP] - Wolfgang Kubicki [FDP]: So
ist es!)

Der Verband Güterkraftverkehr, Logistik und Ent-
sorgung Schleswig-Holstein ist der Auffassung,
dass die eigentliche Welle von Insolvenzen und
Rationalisierungen in der Branche noch bevorsteht.
So beginnen jetzt einzelne Unternehmen, ihren
Fuhrpark zu reduzieren, und schicken Fahrer in
Kurzarbeit. In einem schleswig-holsteinischen Un-
ternehmen hat die Belegschaft sogar beschlossen,
für ein halbes Jahr auf einen Teil des Gehalts zu
verzichten, damit Entlassungen vermieden werden
können.

Wenn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bereit sind,
sich so einzubringen, dann ist die Politik gefordert,
eine zur konjunkturellen Unzeit beschlossene dra-
stische Erhöhung der Maut zumindest zeitweise
wieder zurückzunehmen. Daher fordere ich die
Landesregierung und Sie, Herr Minister, auf, sich
im Bundesrat aktiv für eine Änderung der Höhe der
Lkw-Maut einzusetzen.

(Beifall bei der FDP - Zuruf des Abgeordne-
ten Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

- Herr Hentschel, Sie sagen, das sei ökonomischer
Unsinn. Vielleicht mögen Sie einwenden, dass Sie
ökologisch anderer Auffassung sind. Dass Sie sa-
gen, es sei ökonomischer Unsinn, spricht wirklich
für Ihr ökonomisches Verständnis. Damit belastet
man eine stark betroffene Branche in der Hochpha-
se der Krise zusätzlich. Wenn Sie wollen, dass die
Arbeitsplätze im Logistikgewerbe Schleswig-Hol-
steins abgebaut werden, dann haben Sie recht. Aber
das wäre nicht ökonomisch unsinnig, sondern öko-
nomisch fatal.

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Herr Minister Biel, ob es nun zu einer zeitlich be-
grenzten Aussetzung der Mauterhöhung kommen
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soll, wie die FDP-Bundestagsfraktion in einem An-
trag fordert, oder ob es zu einer Senkung der Lkw-
Maut auf eine angemessene Höhe kommt, wie dies
CDU-Verkehrspolitiker fordern, möchte ich aus-
drücklich der Landesregierung selbst überlassen.
Wichtig ist, dass schnell eine Einigung hierüber er-
zielt wird, wichtig ist, dass dem Güterkraftver-
kehrsgewerbe, gerade dem mittelständisch gepräg-
ten hier in Schleswig-Holstein, rasch und ökono-
misch sinnvoll geholfen wird.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten
Lars Harms [SSW])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Garg. - Für die
CDU-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter Hans-
Jörn Arp das Wort.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber
Herr Kollege Dr. Garg, wir sind uns völlig einig
über die Bedeutung der großen Verkehrsunterneh-
men, auch über deren Bedeutung für die Ar-
beitsplätze. Uneingeschränkt sind diese 10.000 Ar-
beitsplätze wichtige Arbeitsplätze in Schleswig-
Holstein, die wir auch erhalten wollen. Daher müs-
sen wir darüber nachdenken, wie wir die Rahmen-
bedingungen erleichtern können.

In diesem Zusammenhang ist ein zu Recht ange-
sprochener Aspekt der der Maut. Aber, lieber Kol-
lege Garg, es gibt einen ganzen Strauß von The-
men, über die wir in diesem Zusammenhang reden
sollten. Sie haben sich nur diesen einen Aspekt her-
ausgesucht. Ich sage Ihnen: Reden Sie einmal mit
Spediteuren.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Machen wir!)

Ich mache das oft. Reden Sie auch einmal mit der
BAG, mit den Verkehrspolizisten, dem Verkehrs-
und dem Innenministerium. - Ein ganzer Strauß von
Themen wird Ihnen entgegenkommen.

Das Gewerbe hat zurzeit weitere Probleme. Hierauf
will ich nur kurz hinweisen. Die Wettbewerbs-
nachteile gegenüber den europäischen Konkurren-
ten oder die Begleitung der Schwerlasttransporte,
die Regelungen zum Fahrverbot an Sonn- und Fei-
ertagen, die Parkplatzsituation auf den Autobahn-
rastplätzen, der digitale Tacho - all das sind Stich-
worte, zu denen Sie immer wieder Debattenbeiträge
liefern können.

(Zurufe von der FDP)

Ich will nur sagen, dass wir eine Menge von The-
men haben. Eines davon ist die Ferne zu den
großen Märkten und die damit verbundenen Nach-
teile beziehungsweise sind die Vorteile, die Hol-
land, Nordrhein-Westfalen oder Hessen diesbezüg-
lich haben.

(Beifall bei der FDP)

- Ich habe es doch gesagt: Sie haben einen Punkt
herausgegriffen; das Thema ist aber viel umfängli-
cher.

Lassen Sie mich daher zu dem Thema insgesamt et-
was sagen. Wenn wir über die Entlastung der Ver-
kehrsunternehmen nachdenken wollen, dann müs-
sen wir auch diese Themen ansprechen.

Das alles sind Themen, mit denen wir es zu tun ha-
ben. Ich nenne noch das Problem der Schausteller
auf der Autobahn mit dem TÜV. Das alles sind
Themen, mit denen wir es zu tun haben.

Sie haben recht: Die Maut - ich sagte es soeben
schon - ist ein Teil des Problems, aber mittlerweile
angesichts der Gesamtproblematik, vor der die Un-
ternehmer stehen, ein etwas kleineres, als Sie es
dargestellt haben.

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ja, die Lkw-Maut wurde zu einem für die Fuhrun-
ternehmer äußerst ungünstigen Zeitpunkt erhöht.
Ich glaube allerdings, dass zu dem Zeitpunkt noch
nicht klar war, wie scharf sich die Krise auf diese
Branche auswirkt.

Schleswig-Holstein hat der Mauterhöhung im Bun-
desrat zu Recht zugestimmt. Hätten wir das damals
nicht getan, hätten wir vom Bundesverkehrsminis-
terium sicherlich weniger Geld aus dem Konjunk-
turprogramm bekommen, Geld, mit dem die A 20
heute schneller gebaut werden kann, was übrigens
auch der Branche hilft.

(Beifall bei der CDU)

Insgesamt handelt es sich um 169 Millionen €. Ver-
gessen Sie das nicht!

Damit Sie es noch besser verstehen, wiederhole ich:
Die Maut ist gestaffelt und orientiert sich an der
Schadstoffklasse der Lkws. Sie haben das zu Recht
erwähnt. Wer die Schadstoffklasse 5 erfüllt, bezahlt
bis jetzt nur 15,5 ct/km. Die höheren Luftver-
schmutzer müssen dagegen bis zu 28,8 ct auf den
Tisch legen - fast doppelt so viel. Der Effekt dieser
neuen Regelung war, dass viele Spediteure ihren
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Fuhrpark ausgewechselt haben und sich neue Lkws
mit der Schadstoffklasse 5 angeschafft haben.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ist ja in Ordnung!)

Das war eine ganz simple ökonomische Überlegung
der Unternehmer. Dafür sollten Sie als FDP eigent-
lich Verständnis aufbringen.

Was passiert aber nun, wenn wir die Mauterhöhung
aussetzen? Davon profitieren diejenigen, die ihren
Fuhrpark nicht modernisiert haben, während dieje-
nigen, die investiert haben, in die Röhre gucken.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Quatsch!)

Das wäre ein klarer Fall von Wettbewerbsverzer-
rung! Nebenbei bemerkt: Der Wunsch der Spedi-
teure geht immer in Richtung auf Verlässlichkeit
von langfristigen Gesetzesentscheidungen. Dafür
sind wir verantwortlich.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Abgeordneter Arp, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Heiner
Garg?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Aber gern.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Lieber Kollege
Arp, da Sie ja von Ökonomie etwas verste-
hen - würden Sie mir bitte erklären, warum
diejenigen Unternehmer, die in Euro-5-Fahr-
zeuge investiert haben, nach unserem Modell
„in die Röhre gucken“?

- Weil sie von der Senkung nicht profitieren. Sie
verlassen sich darauf, dass es ein Wettbewerbsvor-
teil war, neue Lkws anzuschaffen. Wenn wir die
Maut jetzt aussetzen, haben sie doch den Vorteil
nicht mehr. Damit ist die Verlässlichkeit der Politik
nicht da. Ich erkläre es Ihnen nachher noch einmal,
wenn es sein muss, auch noch einmal im Aus-
schuss.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Er versteht tatsächlich ein
bisschen was von Wirtschaft!)

Die Frage der Maut ist aber ein anderes Thema.
Das, was uns miteinander verbindet und von ande-
ren unterscheidet - -

(Unruhe bei der FDP)

- Herr Kollege Garg, hören Sie doch zu! Dann
brauchen Sie es nachher nicht zu lesen und sich von
anderen erzählen zu lassen.

Die Maut muss von der Straße in die Straße. Das
unterscheidet uns von vielen anderen, insbesondere
von Rot und Grün. Die damalige Bundesregierung
mit den Ministern Stolpe und Trittin hat dieses
Geld nämlich anderen Verkehrssystemen zugute
kommen lassen. Es wäre auch die Aufgabe der Po-
litik gewesen, das Geld, das von der Straße kommt,
auch wieder in die Straße zu investieren.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Abgeordneter Arp, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Wolfgang Ku-
bicki?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Ja, gern.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Lieber Herr Kol-
lege Arp, wollen Sie mir freundlicherweise
erklären, welche Lkws von Speditionsunter-
nehmen anschließend auf den Straßen, die
gebaut werden sollen, fahren sollen, wenn
diese Unternehmen aufgrund der ökonomi-
schen Situation nicht mehr in der Lage sind,
am Marktgeschehen teilzunehmen?

- Lieber Herr Kubicki, wir können die Fachdiskus-
sion gern führen. Ein Großteil der Verträge - 90 % -
lässt es zu, dass die Mautgebühren vom Auftragge-
ber getragen werden. Das von Ihnen angesprochene
Problem ist eines von vielen. Wenn wir aber dafür
sorgen, dass die Maut von der Straße erhoben und
ausschließlich in die Straße investiert wird, das
Geld aus der Maut also eins zu eins in die Infra-
struktur fließt, dann erreichen Sie eine höhere Ak-
zeptanz unter den Spediteuren als die, die Sie heute
haben.

Aber lassen Sie mich noch auf - -

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Einen Schlusssatz, bitte. Die Redezeit war beendet.
Fragen dürfen beantwortet werden. Bitte noch einen
Schlusssatz.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Frau Präsidentin, es steht mir nicht zu, aber eigent-
lich wird die Zeit für Zwischenfragen doch nicht
mitgezählt, oder?
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Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Wir sind ganz ordentlich hier vorne. Ich schwöre es
Ihnen. Links und rechts sind alle der gleichen Mei-
nung.

(Heiterkeit)

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Dann bleibt mir nichts anderes übrig. Ich habe von
Anfang an gesagt, dass fünf Minuten für so ein
komplexes Thema nicht ausreichen. Ich empfehle
all denjenigen, die dieses Thema interessiert, meine
Pressemitteilung zu lesen.

(Beifall bei CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Arp, auch für sein
Verständnis. - Für die SPD-Fraktion hat nun Herr
Abgeordneter Bernd Schröder das Wort.

Bernd Schröder [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Kollege Arp, da die Zeit nicht gereicht hat, wäre es
auch möglich, ein Seminar zu diesem Themenbe-
reich anzubieten. Einige können sich ja dann daran
beteiligen.

Die Mauterhöhung zum 1. Januar dieses Jahres
hat - darin sind wir uns in diesem Hause sicherlich
alle einig - das Transportgewerbe zur Unzeit getrof-
fen, nämlich in einer Wirtschaftskrise mit wegbre-
chenden Aufträgen, steigenden Spritpreisen und da-
mit der Gefahr von Insolvenzen, verbunden mit
dem Verlust von Arbeitsplätzen.

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Dies gilt es zu vermeiden. Hier haben wir auch ein
Stück weit gemeinsame Verantwortung für die Be-
schäftigten, für die Unternehmen in unserem Lan-
de.

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordneten
Wolfgang Kubicki [FDP] und Lars Harms
[SSW])

Andererseits sieht der Bundeshaushalt für den Stra-
ßenbau weniger Steuermittel vor. Die Mauteinnah-
men gleichen dies aus, indem sie eins zu eins in die
Verkehrsinvestitionen fließen sollen.

Konkret hängen in Schleswig-Holstein der Teilab-
schnitt der A 20 zwischen Wittenborn und Weede

sowie die Ortsumgehung von Bad Bramstedt von
den Mautmehreinnahmen ab. Nach Berechnungen
des Verkehrsministeriums ergeben sich durch die
Maut Mehreinnahmen von insgesamt 169 Millio-
nen € von 2009 bis 2013 für die Verkehrsinfra-
struktur in Schleswig-Holstein. Wie wichtig dieses
Geld ist, wissen wir aus vielen Diskussionen, die
wir in diesem Hause geführt haben. Wir alle haben
etliche Straßenbauprojekte vor Augen, für die die-
ses Geld ausgesprochen wichtig ist.

(Beifall des Abgeordneten Holger Astrup
[SPD])

Nicht vergessen werden darf auch, dass die Mauter-
höhung Teil des zweiten Klimapaketes ist. Ziel
muss es sein, die existenziellen Interessen des
Transportgewerbes, den Anspruch der Allgemein-
heit an leistungsfähige Verkehrswege und einen
nachhaltigen Klimaschutz miteinander in Einklang
zu bringen.

(Beifall der Abgeordneten Anette Langner
[SPD])

Das ist kein einfaches Unterfangen. Während einer-
seits ohne Rücknahme der Mauterhöhung tatsäch-
lich eine Pleitewelle bei Speditionen befürchtet
wird, weist der Verkehrsclub Deutschland darauf
hin, dass von den Kosten der Beseitigung von Stra-
ßenschäden, die durch Lkw verursacht werden, nur
ein Drittel von den Transportunternehmen über
Steuern und Abgaben gedeckt ist. Der Rest wird
von den Steuerzahlern getragen.

Bei dieser Gesamtproblematik überrascht es nicht,
dass der Bundesrat der Mauterhöhung mit dem
denkbar knappsten Ergebnis - 35 von 69 Stimmen -
zugestimmt hat. Die Maut ist so zum 1. Januar die-
ses Jahres - wir haben soeben festgestellt: zur Un-
zeit - im Durchschnitt von 13,5 auf 16,3 ct je Kilo-
meter gestiegen. Viel drastischer haben sich die
Mautsätze jedoch für viele ältere Fahrzeuge mit hö-
heren Abgaswerten erhöht.

Was aber offenbar vielfach in Vergessenheit gera-
ten ist: Im Zusammenhang mit der Einführung der
Lkw-Maut hatten sich bereits im Mai 2003 Bun-
desrat, Bundestag und Bundesregierung darauf ver-
ständigt, dass aufgrund der Wettbewerbsbedingun-
gen im europäischen Güterverkehr ein Volumen
in Höhe von 600 Millionen € jährlich zur Entla-
stung deutscher Unternehmen des Straßengüter-
transportsektors zu gewährleisten ist; das ist die so-
genannte Harmonisierungszusage.

Zum 1. September 2007 wurden bereits zwei kon-
krete Entlastungsmaßnahmen umgesetzt: die Ab-
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senkung der Kraftfahrzeugsteuer für schwere Lkw
auf das in der EG rechtlich zulässige Mindestniveau
und das Programm zur Förderung der Anschaffung
emissionsarmer schwerer Lkw. Die Absenkung der
Kfz-Steuer hat ein Volumen von 150 Millionen €;
das Innovationsprogramm wurde mit 100 Millio-
nen € geplant.

Die Änderung der Mautsätze zum 1. Januar 2009
ermöglicht es nun endgültig, die Harmonisierungs-
zusage von 2003 in voller Höhe, das heißt mit ei-
nem Gesamtvolumen von jährlich durchschnittlich
600 Millionen €, einzulösen. Auch das ist in der
Gesamtbetrachtung ein schwerwiegender Faktor,
der einbezogen wird.

Es gibt das neue Förderprogramm „Sicherheit und
Umwelt“, aus dem zum Beispiele Zuschüsse für die
Nachrüstung eines schweren Lkw mit Partikelfilter
geleistet werden. Im Rahmen eines weiteren För-
derprogramms - „Aus- und Weiterbildung“ - wer-
den zum Beispiel betriebliche Ausbildungsverhält-
nisse zum Berufskraftfahrer sowie Weiterbildungs-
maßnahmen für das Betriebspersonal bezuschusst.

Die Finanzierung aller vorgenannten Entlastungs-
maßnahmen erfolgt vollständig aus den Mautein-
nahmen. Das bedeutet, dass in den kommenden
Jahren aus den Mauteinnahmen allein 12 % in die-
sen Bereich zurückfließen: in die Unternehmen, in
die Mitarbeiter und in die Ausstattung mit neuen
Fahrzeugen. Wir wollen damit natürlich auch ge-
meinsam erreichen, dass Spediteure in Schleswig-
Holstein im europäischen Vergleich die gleichen
Wettbewerbsbedingungen vorfinden und damit
auch Arbeitsplätze abgesichert und erhalten werden
können.

Es gibt einen unmittelbaren Zusammenhang zwi-
schen der Mauterhöhung und dem Harmonisie-
rungspaket. Die Erhöhung wurde nicht linear, son-
dern wird differenziert vorgenommen, soll heißen,
umweltbelastende ältere Lkw zahlen eben mehr. Im
Gegenzug gibt es Hilfen für die Anschaffung neuer,
schadstoffärmerer Lkw und die Nachrüstung von
Altfahrzeugen. Das ist ein Bereich, den wir alle zu-
sammen durchaus begrüßen.

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Kollege, auch bei Ihnen die Zeit!

Bernd Schröder [SPD]:

Sofort, ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin.

Es ist auch ein positives Signal, dass in den Medien
der vergangenen Wochen durchaus zu lesen war,
dass sich die Situation der Spediteure etwas verbes-
sert hat und dass damit ein Licht am Horizont, auch
was die Sicherung von Arbeitsplätzen angeht, zu
sehen ist.

Ich bin der Meinung, wir sollten dieses wichtige
Thema für die Unternehmen und für die Ar-
beitsplätze im Fachausschuss weiter diskutieren.

(Vereinzelter Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Bernd Schröder. -
Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat nun Herr Abgeordneter Detlef Matt-
hiessen.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Das ist wieder ein typischer FDP-Wirt-
schaftsantrag. Es geht hier wieder einmal um den
Verzicht auf staatliche Einnahmen, ohne zu sagen,
wie das kompensiert werden soll.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die zum 1. Januar 2009 in Kraft getretene Mauter-
höhung für Lkw soll nach dem Willen der FDP
ausgesetzt werden, oder die Lkw-Maut soll sogar
abgesenkt werden, wie es in dem Antrag heißt, auf
eine vom Antragsteller nicht näher bestimmte „an-
gemessene" Höhe. Was heißt denn hier „angemes-
sen“? Herr Dr. Garg, das ist wieder einmal ein
Schaufensterantrag - ohne viel Arbeit, zwischen
Tür und Angel geschrieben. Fordern Sie doch
gleich die Abschaffung der Lkw-Maut! Das wäre
jedenfalls konsequent.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Nein, das wäre es
nicht!)

„Das ist ökonomisch unsinnig!“, hat Karl-Martin
Hentschel zu Ihrer Empörung dazwischengerufen.
Es liegt doch auf der Hand, dass eine Absenkung
der Maut keinen Güterverkehr induziert, sondern
lediglich die produzierten Güter und die Nachfrage
danach, also die konjunkturelle Entwicklung.

Deutschland liegt im Herzen Europas. Das führte
zu einem ständig wachsenden Gütertransportauf-
kommen. Aus diesem Grund und wegen der ange-
spannten Haushaltslage hat die Bundesregierung
beschlossen, die Maut für schwere Lkw mit einem
zulässigen Gesamtgewicht ab 12 t zum 1. Januar
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2005 einzuführen und dafür eigens ein modernes
System einrichten zu lassen, das ohne unnötige
Stopps und Staus vor Mauthäuschen auf der Auto-
bahn auskommt.

Mit der Einführung der streckenbezogenen Maut
wurde in Deutschland eine wesentliche Weichen-
stellung in der Finanzierung der Verkehrsinfra-
struktur vorgenommen. War es bisher die Allge-
meinheit, die durch Steuern für den Bau und Unter-
halt des Autobahnnetzes aufkommen musste, ist mit
der entfernungsabhängigen Mauterfassung der Ein-
stieg in eine Nutzerfinanzierung gelungen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Anders als bei Vignetten-Lösungen zahlt jeder nur
das, was er auch selbst genutzt hat. Das ist fair und
gerecht.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

Da alle gleichermaßen zur Zahlung herangezogen
werden, führt die Maut nicht zu einer Wettbewerbs-
verzerrung. Das gilt innerhalb unseres Landes, das
gilt aber auch im internationalen Wettbewerb. Auch
alle ausländischen Lkw müssen sich diesem System
unterwerfen und zahlen für die Schäden, die sie
durch die Straßennutzung anrichten. Früher konn-
ten zum Beispiel polnische Lkw mit einer Tankfül-
lung durch Deutschland fahren, ohne hier einen ein-
zigen Cent zu bezahlen.

Mit der Lkw-Maut gibt es jährliche Einnahmen für
den Bund in der Höhe von 3,5 Milliarden €. Wenn
der Straßengüterverkehr rückläufig ist, dann ist das
natürlich weniger. Die Mauteinnahmen können
die Schäden und den Verschleiß an den Straßen
durch die Lkw-Nutzung nicht abdecken. Die Ein-
führung der Lkw-Maut ist auch notwendig, um die
Nachteile für den Schienenverkehr durch die Tras-
sennutzungsgebühren abzumildern. Auch wenn die
Grünen den Schienenverkehr für Güter und Passa-
giere immer unterstützen, haben Sie sicher noch nie
eine Forderung von uns gehört, die Trassengebüh-
ren abzuschaffen oder die Mineralölsteuer auf den
Dieselverbrauch der Bahnen zu senken.

Die FDP ist im Moment Umfragekönigin. Bei den
echten Wahlen bleibt sie allerdings hinter den Grü-
nen zurück. Das ist auch gut so.

(Lachen bei der FDP)

Mit ihrem Deregulierungsextremismus ist die FDP
mitverantwortlich für die Finanz- und Wirtschafts-
krise.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ekkehard Klug
[FDP])

Freie Märkte erreichen nicht immer ein Gleichge-
wicht, sondern zerstören sich manchmal selbst.
Dann muss der Staat eingreifen, und dann wird die
FDP plötzlich ganz ruhig. Da hört man keine
marktradikalen Töne mehr. Die staatlichen Hilfen
des Bundes und der Länder für Opel werden auch
von der FDP in den Landesregierungen mitgetra-
gen, obwohl Überkapazitäten der Branche bekannt
sind. Die Abwrackprämie wird mitgetragen, ob-
wohl sie ein Strohfeuer ist und keine Lenkung zum
Beispiel in Richtung umweltfreundlichere Autos
hat. Deregulierung, Steuersenkung, Staatsferne -
das ist die tibetanische Gebetsmühle, die die FDP
immer wieder dreht. Heute ist die Lkw-Maut dran,
morgen etwas anderes. Einnahmeausfälle des Staa-
tes, Finanzierung öffentlicher Aufgaben: Wen inter-
essiert das? Die Gebetsmühlendreher jedenfalls
nicht.

Für die Bundestagswahl verspricht die FDP wie
auch die CDU Steuersenkungen. Während die CDU
nichts zur Höhe und zum Zeitpunkt von Steuersen-
kungen sagt, wird die FDP deutlicher: Nach der
Bundestagswahl soll es losgehen - in Höhe von
35 Milliarden € jährlich. Wissen Sie eigentlich, was
die 35 Milliarden € an Gegenwert bedeuten? Das
sind 900.000 Stellen im öffentlichen Dienst, die
wegfallen müssten, um eine Gegenfinanzierung zu
bekommen.

Ich bin davon überzeugt, dass es nach der Bundes-
tagswahl keine Steuersenkungen geben wird, egal
aus welcher Parteienkonstellation die Bundesregie-
rung bestehen wird. Die neoliberalen Versprechun-
gen sind unseriös und eine reine Täuschung der
Bürgerinnen und Bürger.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Dr. Heiner Garg [FDP]: Oh!)

Den Antrag der FDP lehnen wir ab. Eine Förderung
des Güterkraftverkehrs lehnen wir dagegen nicht
ab. Der Kollege Arp hat dazu in seiner Rede eine
ganze Reihe von Punkten ausgeführt.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Kollege, auch bei Ihnen ist die Redezeit abge-
laufen.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Dazu gehört jedenfalls keine Senkung der Maut.
Wir brauchen alternative Antriebe, eine Strategie
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weg vom Öl. Die Vollbesteuerung der biogenen
Kraftstoffe ist dahin gehend kontraproduktiv.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Matthiessen. - Das
Wort für den SSW im Landtag hat nun Herr Abge-
ordneter Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Vorlage der Bundesregierung, die
Maut zu erhöhen, wurde mit knappster Mehrheit im
Bundesrat zugestimmt. Damit war der Weg für das
Projekt für Verkehrsminister Tiefensee geebnet. Im
Durchschnitt ist die Maut seit dem 1. Januar 2009
von 13,5 auf 16,5 ct/km gestiegen und beschafft
prognostizierte Mehreinnahmen von rund 1 Milliar-
de € im Jahr. Damit stehen für den Bau und den Er-
halt von Verkehrsprojekten nun über 5 Milliarden €
zur Verfügung.

Neben der steuerlichen Komponente beinhaltet der
Vorschlag von Tiefensee aber auch umweltpoliti-
sche Aspekte, in denen die Erhöhung gerade bei äl-
teren Lkw, die drei Jahre oder älter sind, mit höhe-
ren Abgaswerten drastischer zu Buche schlägt. An-
gesichts der Klimadiskussion ist dies ein Punkt, der
aus unserer Sicht nicht unerheblich ist. Gerade in
diesem Zusammenhang sehen wir die Maut als ein
Steuerungsinstrument, das dazu beitragen kann,
Lkw von den Straßen zu verbannen, um Güter auf
Schiene oder Wasser zu transportieren.

Deshalb war es für uns als SSW seit Einführung der
Maut immer wichtig, dass die eingenommen Mittel
zweckgebunden für die Verkehrsinfrastruktur ge-
nutzt werden. Dazu stehen wir auch weiterhin. Zur
Verkehrsinfrastruktur gehört aber nicht nur die
Straßen- und Schieneninfrastruktur sowie die Infra-
struktur unserer Wasserwege, sondern auch der
Aufbau von Logistikzentren, um eben alternative
Verkehrsträger zu stärken. Aber dieser Aspekt wur-
de bisher leider nur schleppend umgesetzt.

Angesichts des schlechten Zustandes vieler unserer
Straßen ist es durchaus nachvollziehbar, dass dort
größtenteils die Gelder hineingepumpt wurden.
Aber wir dürfen das Ziel nicht aus den Augen ver-
lieren, die Projekte zu fördern, die den kombinier-
ten Verkehr zum Ziel haben. Dafür sollten die
Mehreinnahmen durch die Mauterhöhung verstärkt
genutzt werden. Das wäre ökonomisch und ökolo-
gisch sinnvoll. Durch die Mehreinnahmen lassen

sich Verkehrsprojekte schneller als bisher umset-
zen. Davon profitieren die Autofahrer, die Wirt-
schaft und die Arbeitnehmer. Anders ausgedrückt:
Die Mauterhöhung wirkt sich wie ein drittes Kon-
junkturpaket zur Schaffung nachhaltiger Verkehrs-
projekte aus. In diesen Zeiten wirken die Mehrein-
nahmen daher wie ein warmer Regen für die Wirt-
schaft.

Das ist die grundlegende Haltung, die wir vertreten.
Allerdings haben wir es hier mit einem besonderen
Aspekt zu tun. Im Regen stehen gelassen fühlen
sich die Transportunternehmen, die von der
Mauterhöhung betroffen sind. Denn es sind gerade
die Transportunternehmen, die als Erste die Aus-
wirkungen der Wirtschaftskrise zu spüren bekom-
men haben. Mit der Erhöhung der Maut wurde dem
Güterkraftgewerbe in diesem Jahr nun zusätzlich
ein Erschwernis hinzugefügt, das nach unserer Auf-
fassung so nicht sein muss.

Die Situation beim Transportgewerbe ist nach unse-
rer Auffassung anders zu bewerten als die Situation
bei anderen Wirtschaftsbranchen, die in Zeiten der
Wirtschaftskrise nach Steuererleichterungen und
staatlichen Hilfen rufen. Dem Transportgewerbe
wird durch die Mauterhöhung zu Anfang dieses
Jahres wissentlich mitten in der Konjunkturkrise ei-
ne Extrabelastung zugemutet, die schädlich wirken
muss und auf die man sich dann auch nicht einstel-
len kann.

Es geht uns nicht darum, die Mauterhöhung in Gän-
ze infrage zu stellen; denn die Zielrichtung ist nach
Auffassung des SSW richtig. In Zeiten einer sol-
chen Wirtschaftskrise halten wir die Erhöhung der
Maut aber für kontraproduktiv. Eine zeitlich be-
grenzte Aussetzung der Mauterhöhung wäre aus
Sicht des SSW ein gangbarer Schritt, um das Trans-
portgewerbe nicht zusätzlich zu belasten. Ein sol-
cher Schritt sollte für die Dauer der Krise oder zu-
mindest noch bis zum Jahr 2010 ernsthaft in Erwä-
gung gezogen werden.

Auf eine dauerhafte Senkung der Lkw-Maut sollte
jedoch verzichtet werden. Das fordert aber auch
niemand. Damit würde unnötig im Mautsystem her-
umgerührt werden. Wir wollen eine klare politische
Botschaft, die lautet: Die Mauterhöhung ist richtig.
Wir setzen sie nur so lange aus, wie dies aufgrund
der Konjunkturkrise wirklich notwendig ist.

Wir halten eine Beratung im Ausschuss für sinn-
voll. Wir sollten allerdings auch schnell im Sinne
der Betroffenen beraten, die in diesem Gewerbe be-
schäftigt sind.

(Beifall beim SSW)
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Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Harms. - Für einen
Kurzbeitrag hat nun Herr Abgeordneter Dr. Heiner
Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Kollege Matthiessen, nach dieser Un-
terrichtsstunde in Ökonomie und liberaler Politik
möchte ich festhalten, dass es mit der grünen
Glaubwürdigkeit auch nicht so weit her ist, jeden-
falls nicht mit der grünen Durchsetzungsfähigkeit
in Regierungen. Der Landesvorsitzende der Grü-
nen, Herr Habeck, entschuldigt sich vor 150 IG-
Metallern in Kiel für die Sozialpolitik der Grünen
während der Kanzlerschaft Schröder. Frau Birk er-
klärt, man habe sich während der rot-grünen Regie-
rungszeit in Kiel nicht um die HSH Nordbank ge-
kümmert. Frau Heinold erklärt zum letzten Tages-
ordnungspunkt, man habe sich während der Zeit der
Regierungskoalition nicht gegenüber dem Koaliti-
onspartner durchsetzen können. Deshalb frage ich
Sie, weshalb man Grüne überhaupt noch wählen
soll.

(Zuruf des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Dann pfeifen Sie einmal kräftig.

Lieber Kollege Arp, lieber Kollege Schröder, durch
Einigkeit allein wird den Speditionsunternehmen
nicht geholfen. Herr Kollege Arp, ich habe mit Ab-
sicht nur einen einzigen Punkt herausgegriffen, weil
ich die Art und Weise kenne, wie wir Probleme im
Wirtschaftsausschuss behandeln und wie lange das
zum Teil dauert, zum Teil sachlich begründet, zum
Teil der schwierigen Situation in der Großen Koali-
tion geschuldet. Wir sollten doch nicht so tun, als
ob wir im vergangenen halben Jahr im Wirtschafts-
ausschuss schnelle Entscheidungen zustande ge-
bracht hätten. Das ist schlicht und ergreifend nicht
wahr.

Es geht mir darum, dass wir schnell eine Entschei-
dung treffen, gern auch so, wie Sie es vorgeschla-
gen haben. Wir müssen das nicht undifferenziert
betrachten. Mir geht es nicht darum, ein halbes Jahr
lang mit Ihnen über einen ganzen Blumenstrauß
von Maßnahmen zu diskutieren, um am Ende fest-
zustellen, dass möglicherweise das eine oder andere
kleine Unternehmen bereits über den Jordan gegan-
gen ist.

Mir geht es darum, diese eine Maßnahme mit Ihnen
schnell und konstruktiv im Ausschuss zu beraten

und dann möglichst schnell im Sinne der kleinen
Unternehmen in Schleswig-Holstein zu einer Lö-
sung zu kommen. Über Ihren Blumenstrauß können
wir dann an anderer Stelle herzlich gern intensiv
beraten.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Für die Landesregierung hat nun der Wirtschafts-
und Verkehrsminister, Herr Dr. Jörn Biel, das Wort.

Dr. Jörn Biel, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es
dürfte unbestritten sein, dass das Güterkraftver-
kehrsgewerbe von den Auswirkungen der Finanz-
marktkrise und der damit einhergehenden Kon-
junkturkrise stark betroffen ist. Nach Zeiten glän-
zender Wachstumsraten und händeringenden Su-
chens nach geeigneten Kraftfahrern traf die Maut-
erhöhung nahezu zeitlich zusammen mit dem Kon-
junktureinbruch. Der derzeitige Rückgang in der
Produktion, im Handel und im Export zieht
zwangsläufig einen dramatischen Rückgang von
Transportaufträgen nach sich. Das ist der Marktme-
chanismus. Man kann es auf die Kurzformel brin-
gen: weniger Produktion, weniger Ladung.

Die Erhebung oder Nichterhebung einer Lkw-Maut,
wie im vorliegenden Antrag der FDP gefordert, än-
dert an der Hauptursache für die Schwierigkeiten
des Transportgewerbes nichts;

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

denn die Lkw-Maut wird wettbewerbsneutral erho-
ben. Das heißt, sie wird von jedem Transportunter-
nehmen gleichermaßen bezahlt beziehungsweise
entsprechend auf die Auftraggeber umgelegt. Sie
wirkt ökonomisch gesehen wie eine allgemeine
Preiserhöhung zum Beispiel für Treibstoff. Wettbe-
werbsnachteile ergeben sich nicht innerhalb der
Lkw-Branche, sondern gegenüber anderen Ver-
kehrsträgern.

Im Übrigen erreichen mich Zeichen aus der Bran-
che, wonach eine Aussetzung der Maut durchaus
kritisch gesehen wird; denn es wären mit dem Kun-
den neue Preisverhandlungen zu führen, was unter
den gegebenen Marktbedingungen Risiken in sich
birgt.

Das Land hat sich im Bundesratsverfahren für eine
Erhöhung der Maut ausgesprochen und steht auch
jetzt dazu. Die Lkw-Maut ist notwendig für die Fi-
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nanzierung der Verkehrsinfrastruktur. Der Aus-
bau der Infrastruktur entscheidet über die Wettbe-
werbsfähigkeit des Landes als Logistikstandort.
Ohne die Einnahmen aus der Maut sind Unterhal-
tung und Ausbau nicht gesichert.

Das Land hat jedoch gleichzeitig auf die Einhaltung
der Harmonisierungszusage aus dem Jahr 2003 be-
standen. Der Bundesverkehrsminister hat im Zuge
der Mauterhöhung diese Forderung erfüllt. Für die
Transportbranche stehen jetzt Harmonisierungs-
maßnahmen in Höhe von 600 Millionen € pro Jahr
zur Verfügung.

Die Zustimmung des Bundesrats vom November
2008 beinhaltet damit auch eine Entlastung des
deutschen Transportgewerbes. Darüber hinaus hatte
der Bundesrat seine Zustimmung zur Anhebung der
Gebühr davon abhängig gemacht, dass die Gebühr
für Fahrzeuge der Schadstoffklasse S3 bis Ende
2010 um 2 ct je Kilometer abgesenkt wird. Lkw
dieser Schadstoffklasse sind die am häufigsten ein-
gesetzten Fahrzeuge. Dies stellt nochmals eine Ent-
lastungsmaßnahme für das mittelständische Trans-
portgewerbe dar. - Sie sehen, das Land hat sich im
Bundesratsverfahren mehrfach für eine Entlastung
des deutschen Transportgewerbes eingesetzt.

Die Maut hat zugleich eine sehr wichtige Funktion,
die bei der gesamten Diskussion zu oft aus den Au-
gen verloren wird. Die Lkw-Maut ist nämlich das
einzige Mittel, auch ausländische Transporteure zur
Finanzierung der deutschen Verkehrsinfrastruktur
heranzuziehen.

(Beifall bei CDU, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das ist ein nicht zu unterschätzender Aspekt. Mit
einer Senkung der Lkw-Maut würden wir auf origi-
näre Einnahmen von ausländischen Unternehmen
verzichten, dies bei einer Transitquote von nahezu
30 % im bundesweiten Fernverkehr. Ich muss nicht
betonen, dass unser Land Transitland für die Skan-
dinavien- und Baltikumverkehre ist. Aus diesem
Grunde halte ich eine Senkung der Lkw-Maut oder
deren zeitliche Aussetzung für ein verkehrs-, wett-
bewerbs- und finanzpolitisches Eigentor.

Damit es dem Transportgewerbe bessergeht, muss
es dem produzierenden Gewerbe bessergehen. Für
mich ist sehr wichtig, die Industrie- und Handelsun-
ternehmen im Land zu stützen, um so gleichzeitig
Aufträge und Ladung für das Güterkraftverkehrsge-
werbe des Landes zu sichern. Dafür setze ich mich
ein, und dafür bin ich im Land unterwegs, ohne
dass ich die Transportbranche aus den Augen ver-
liere.

Lassen Sie mich abschließend noch darauf auf-
merksam machen, dass Bundesregierung und Bun-
destag ohne Beteiligung des Bundesrates die Maut-
höhe festlegen. Die Länder haben seit dem Kon-
junkturpaket II keine Mitspracherechte mehr.

(Beifall bei CDU, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Minister. - Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Bera-
tung.

Es ist beantragt worden, den Antrag der Fraktion
der FDP, Drucksache 16/2663, dem Wirtschaftsaus-
schuss zu überweisen. Wer so beschließen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Dann ist das so be-
schlossen.

Lassen Sie mich geschäftsleitend sagen, dass die
Tagesordnungspunkte 23 und 33 auf die Sitzung am
Freitag, 11:30 Uhr, vertagt werden.

Ich unterbreche die Sitzung nun für die Mittagspau-
se. Wir setzen die Sitzung um 15 Uhr fort und be-
ginnen mit Tagesordnungspunkt 24.

(Unterbrechung: 12:59 bis 15:01 Uhr)

Präsident Martin Kayenburg:

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich eröffne unsere Sitzung nach der Mit-
tagspause wieder und begrüße auf der Tribüne sehr
herzlich die Mitglieder des DRK-Ortsvereins Nor-
derstedt und Mitglieder des Fachsanitätszentrums
Kiel. Seien Sie uns alle sehr herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 24 auf:

CCS-Gesetz im Bundesrat ablehnen

Antrag der Abgeordneten des SSW
Drucksache 16/2676

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Herr
Abgeordneter Lars Harms hat das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! In den letzten Wochen haben Tausende von
Menschen im Landesteil Schleswig gegen die Ein-
richtung eines CO2-Endlagers in der Region prote-
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stiert. Sie glauben nicht den Verheißungen der
Kohlelobby, die die CCS-Technologie verherrli-
chend Clean Coal und den Transport von CO2 eine
Klimaschutz-Pipeline nennt. Die Bürgerinnen und
Bürger begehren zu Recht über alle Parteigrenzen
hinaus auf, denn mit CCS wird die Welt nicht sau-
berer. Der Dreck wird nur unter den Teppich ge-
kehrt, auf dem wir täglich leben müssen. Das CO2

bleibt in der Umwelt, und kein Mensch kann heute
sagen, ob diese potenziell giftige Substanz über
Tausende von Jahren von Mensch, Tier und Klima
ferngehalten werden kann. Nicht einmal die RWE
Dea selbst weiß, ob die Technologie funktionieren
kann und wie sicher ein solcher Eingriff in die Na-
tur ist.

Bei all dem ist die CO2-Speicherung nicht einmal
ein Heilsweg für den Klimaschutz, sondern ein
energiepolitischer Holzweg. CCS verlängert die
Laufzeit der Kohlekraft und legitimiert den Bau
neuer Kohlekraftwerke, weil diese angeblich sau-
ber wären. CCS verschlingt selbst erhebliche Ener-
giemengen. Dafür muss deutlich mehr Kohle ver-
brannt werden. CCS ist extrem teuer und bindet
Fördergelder, die in den Aufbau der wirklich CO2-
freien Energieerzeugung fließen sollten. An Endla-
gerstandorten verhindert CCS den Ausbau regene-
rativer Energien, weil Bohrungen für Erdwärme,
Druckluftspeicher für die Windenergie oder Erd-
wärmespeicher denselben Untergrund benötigen.
Kurz: CCS hat nichts mit nachhaltigem Klima-
schutz zu tun. Diese Technologie soll dafür sorgen,
dass die Energiekonzerne so lange wie möglich mit
der Kohleverstromung weitermachen können. Dass
dabei die Gesundheit von Mensch und Natur aufs
Spiel gesetzt wird, ist einfach nur zynisch.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dies gilt umso mehr, als mit einem CCS-Gesetz
Fakten geschaffen werden, die nicht ohne Weiteres
wieder rückgängig gemacht werden können. Noch
bevor geklärt wird, ob die CCS-Technologie funk-
tionieren kann und sicher ist, will die Bundesregie-
rung den Energiekonzernen bereits den Weg in die
permanente CO2-Endlagerung ebnen. Zu allem
Überfluss soll die Haftung für die Anlagen auch
noch nach 30 Jahren auf den Staat übergehen.

Angesichts der Tatsache, dass wir hier über Lager-
zeiten von 10.000 Jahren und über eine nicht ausge-
reifte Technologie sprechen, ist das wirklich dreist.
Nicht das Verursacherprinzip soll gelten, sondern
der Staat muss es richten, wenn die Wirtschaft es
versemmelt und wenn es zu großen Umweltschäden
kommt. Die RWE Dea und andere Endlagerbetrei-

ber kassieren die kurzfristigen Gewinne, während
die Allgemeinheit das langfristige Risiko trägt, und
zwar auf Jahrtausende hinaus.

Dass die Landesregierung vor diesem Hintergrund
seit 2008 ernsthaft CO2-Endlager an drei Stellen in
Schleswig-Holstein ins Auge gefasst hat, war direkt
gegen die Interessen der Menschen in Schleswig-
Holstein gerichtet. Das haben die Bürgerinnen und
Bürger besonders im Landesteil Schleswig erkannt
und dagegen mobil gemacht. Kommunalpolitiker,
Wasserverbände, Naturschutzorganisationen, Tou-
ristiker, Bauernverbände und viele Bürger prote-
stieren bereits. Es hat lange gedauert, bis dies ins
Bewusstsein des Ministerpräsidenten drang, aber
die Menschen in seiner nordfriesischen Heimat en-
gagieren sich schon seit Wochen massiv gegen
CO2-Endlager. Sie sind bereit, vieles zu tun, um die
RWE Dea und die Landesregierung an der Umset-
zung des Plans zu hindern.

Die Landesregierung und die CDU-Fraktion sind
lange nur dadurch in Erscheinung getreten, dass sie
CCS in noch schöneren Farben malten als die RWE
Dea selbst. Umweltminister von Boetticher hat das
CCS-Gesetz im Namen Schleswig-Holsteins mit ei-
nem Entschließungsantrag im Bundesrat offiziell
begrüßt. Ministerpräsident Carstensen ist vor allem
mit Überlegungen dahin gehend aufgefallen, wie
Schleswig-Holstein mit dem Endlager abkassieren
kann, sowie mit der bahnbrechenden wissenschaft-
lichen Erkenntnis, dass CO2 aus Brunsbüttel im Un-
tergrund von Nordfriesland nicht so schlimm ist
wie CO2 aus dem Rheinland.

Die Sozialdemokraten hier im Hause haben sich
verbal gegen CCS ausgesprochen, aber aus Koaliti-
onsräson bisher stillgehalten. Heute fordern wir Sie
alle auf: Stimmen Sie für unseren Antrag!

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Menschen in Schleswig-Holstein wollen ihren
Untergrund nicht für die Endlagerung von CO2 her-
geben. Deshalb fordern wir die Landesregierung
auf, den Gesetzentwurf im Bundesrat abzulehnen.
Allein durch den Aufschub des CCS-Gesetzes im
Bundestag ist die Kuh noch nicht vom Eis. Deshalb
fordern wir die CDU und die SPD auf: Sorgen sie
dafür, dass das CCS-Gesetz endgültig vom Tisch
kommt! Erklären Sie vor allem klipp und klar, dass
das gemeinsame Projekt der Landesregierung und
der RWE Dea zur Erkundung von Endlagerstand-
orten in Schleswig-Holstein beendet ist! Sagen Sie
endgültig Nein zum CO2-Endlager in Schleswig-
Holstein! Niemand soll den Boden unter seinen Fü-
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ßen für Experimente mit derart fragwürdigen und
riskanten Technologien hergeben müssen.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Martin Kayenburg:

Auf der Tribüne begrüßen wir jetzt die Landesvor-
sitzende von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Mar-
lies Fritzen, und die Bürgerinitiative gegen ein
CCS-Endlager in Nordfriesland. Seien Sie herzlich
willkommen!

(Beifall)

Für die Fraktion der CDU erteile ich Herrn Abge-
ordneten Dr. Axel Bernstein das Wort.

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In einer Debatte über das Thema CCS kommt man
nicht ganz ohne Abkürzungen aus. Nach dem vor-
herigen Beitrag scheint es mir, als stünde das Kür-
zel SSW für „Sehr Selektive Wahrnehmung“.

(Beifall bei CDU und FDP)

Um das Bild ein bisschen runder zu machen, möch-
te ich vier Punkte ansprechen: Erstens. Wir reden
hier über Klimaschutz. Alle ernst zu nehmenden
Fachleute sagen uns, bei der Bekämpfung des Kli-
mawandels ist es fünf vor zwölf oder später. Vor
diesem Hintergrund ist für die CDU-Fraktion keine
Technologie von vornherein außer Acht zu lassen.
Das gilt auch für CCS. Wir sind der Auffassung,
dass diese Technologie erforscht und erprobt wer-
den soll, um den Nachweis zu erbringen, ob sie tat-
sächlich sicher sein kann, ob sie sich tatsächlich un-
ter den künftigen Rahmenbedingungen wirtschaft-
lich durchsetzen kann und ob sie nicht auch Akzep-
tanz in der Bevölkerung finden kann. Das ent-
spricht übrigens auch den Maßgaben, die Schles-
wig-Holstein im Bundesrat gestellt hat.

Für uns gilt aber auch: Wir nehmen die Sorgen und
Ängste der Bevölkerung in Schleswig-Holstein
ernst. Auch im Zusammenhang mit allen anderen
Themen, die mit Umwelt und Energieversorgung zu
tun haben, haben wir immer gesagt: Wir wollen die
Themen mit den Menschen bearbeiten und umset-
zen. Das gilt auch für das Thema CCS. Deshalb gilt
mein ausdrücklicher Dank dem Herrn Ministerprä-
sidenten und den CDU-Bundestagsabgeordneten
aus Schleswig-Holstein. Beide haben dazu beigetra-
gen, dass das Thema in dieser Woche im Bundestag
nicht abschließend beraten wird.

(Beifall bei der CDU - Zuruf des Abgeordne-
ten Konrad Nabel [SPD])

Es geht jetzt darum, die verbleibende Zeit zu nut-
zen, um zu einer grundlegenden Überarbeitung des
Gesetzes zu kommen. Aus diesem Grund werden
wir dem Antrag des SSW zustimmen. Allerdings
sind wir der Auffassung, dass ein Nein im Bundes-
rat nur die letzte Notbremse sein kann, weil dieses
Nein möglicherweise symbolischen Charakter hat
und möglicherweise keine Mehrheit im Bundesrat
findet. Wichtiger ist es, die Zeit jetzt in Gesprächen
mit der Bundesebene zu nutzen, um zu einer besse-
ren Lösung zu kommen.

Wenn wir beim Thema CCS über Akzeptanz spre-
chen, dann betrifft das natürlich die Politik. Es be-
trifft aber auch die Unternehmen, die in diesem
Umfeld bei uns tätig sind. Allen voran ist die RWE
Dea zu nennen.

Es gibt auch Regionen - zum Beispiel Ketzin in
Brandenburg, wo es eine CCS-Versuchsanlage
gibt -, in denen die Akzeptanz für CCS ausgespro-
chen hoch ist, weil man sich dadurch Arbeitsplätze
und eine bessere wirtschaftliche Zukunft erhofft.
Wir fordern RWE von dieser Stelle aus auf, die
Vorbereitungen für die seismologischen Untersu-
chungen in Nordfriesland zu beenden und den ent-
sprechenden Antrag zurückzuziehen, damit wir in
Schleswig-Holstein wieder in eine sachliche Debat-
te einsteigen und darüber diskutieren können, was
gewünscht, was möglich und was vielleicht nicht
möglich ist. Nur unter dieser Voraussetzung wird
wieder eine sachliche Debatte möglich sein.

(Beifall bei der CDU)

Viertens entstammt der Druck hinter der Debatte zu
einem CO2-Speicher-Gesetz auch dem Willen der
SPD, das Thema CCS als Rechtfertigung einer grün
angehauchten Klimapolitik nach vorne zu bringen,
um an dem vorzeitigen Ausstieg aus der klima-
freundlichen Kernenergie festhalten zu können; das
hat Bundesumweltminister Gabriel auf dem Bunde-
sparteitag der SPD sehr deutlich gemacht. Ich halte
es nicht für besonders glaubwürdig, auf dem Bun-
desparteitag für CCS zu votieren und sich hier im
Land als Gegner der Technologie darzustellen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Die CDU-Landtagsfraktion möchte dieses Thema
zum Anlass nehmen, in eine neue Debatte über den
Energiemix der Zukunft einzutreten, die keine Opti-
on von vornherein ausschließt und die darauf ach-
tet, dass wir nicht nur in der Politik, sondern auch
in der Bevölkerung zu einem Konsens darüber
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kommen, wie wir in Zukunft unsere Energie erzeu-
gen wollen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der SPD hat der Fraktionsvorsit-
zende, Herr Abgeordneter Dr. Ralf Stegner, das
Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich erinnere mich noch sehr
gut an die Einschätzung von Professor Hohmeyer
aus Flensburg, die er auf der energiepolitischen
Jahresauftaktveranstaltung der SPD im Januar hier
im Landeshaus geäußert hat. Ich zitiere:

„Die CCS-Technik ist mehr als ein jahrzehn-
telanges Beschäftigungsprogramm für Wis-
senschaftler denn als eine tatsächliche Option
für unsere Zukunft zu verstehen.“

(Beifall bei SPD und SSW)

Nahezu alle Bereiche der CCS-Technik sind mit
großen Fragezeichen versehen. Das gilt für die un-
geklärte Großtechnik zur Abscheidung am Kraft-
werk, für den Transport und schließlich für die
wahrscheinliche Endlagerung auf dem Gebiet des
Tourismus- und Landwirtschaftslandes Schleswig-
Holstein. Dennoch legt die Berliner CCS-Gesetzge-
bung ein unverständlich rasantes Thema vor, was
bei anderen Themen nicht unbedingt der Fall ist.

Es besteht seitens der CCS-Richtlinie der EU weder
inhaltlich noch zeitlich ein Umsetzungszwang. Es
ist sehr erstaunlich, dass in Berlin schon zu Beginn
der Umsetzungsfrist von zwei Jahren ein Gesetz auf
der Basis eines Entwurfs der Energiekonzerne ge-
bastelt wird. Ich halte es für unverantwortlich, jetzt
schon eine erst in 20 Jahren konkret einsetzbare
Großtechnik festzuschreiben, nur um neue Kohle-
kraftwerke „grün anstreichen“ zu können.

(Beifall bei SPD, SSW und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

„Die Technik“, so Olaf Schulze am 12. März 2008,
„kommt daher zu einem Zeitpunkt, an dem wir sie
nicht mehr brauchen.“ Wir dürfen nicht zulassen,
dass das CCS-Gesetz im Bundestag und später im
Bundesrat durchgepeitscht wird.

In der Sache verweise ich auf die bereits seit Lan-
gem unverändert bestehende Position meiner Frak-
tion: Wir wollen in Schleswig-Holstein und ganz

Deutschland keine Kraftwerksdinosaurier - weder
mit noch ohne CCS-Technik -, sondern wir setzen
auf kleinere, dezentrale Kraftwerke. Zusammen mit
großen Offshore-Windparks vor unseren Küsten
und dem großflächigen Ausbau von Solarstroman-
lagen in Nordafrika ist dies die richtige Energiestra-
tegie auf dem Weg in eine sichere, regenerative und
gesellschaftlich tragfähige Zukunft ohne Strom aus
Atom und - mittelfristig - Kohle.

(Beifall bei SPD und SSW)

Wir haben gestern gern der Staatskanzlei das Feld
überlassen und auf eigene Pressearbeit verzichtet,
denn unsere ablehnende Haltung ist ja seit Langem
überall in Schleswig-Holstein bekannt.

(Beifall bei der SPD)

Herr Kollege Bernstein, im Hinblick auf das, was
Sie über unseren Parteitag gesagt haben, steht SSW
wohl eher für „selten so witzig“. Ich begrüße es
aber ausdrücklich, dass sich der Ministerpräsident
doch noch der Position der schleswig-holsteini-
schen SPD angeschlossen hat.

(Lachen bei CDU und FDP)

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, nun hoffe ich
sehr, dass Sie für Ihre Position in der eigenen Partei
eine Mehrheit bekommen. Denn noch vor wenigen
Tagen hat sich Herr Minister von Boetticher in Ber-
lin anders geäußert, und es war der vorletzte Wirt-
schaftsminister, Dietrich Austermann, der der Indu-
strie mit seinen Versprechungen die Türen nach
Schleswig-Holstein geöffnet hat. Außerdem möchte
Frau Katherina Reiche von der CDU-Bundestags-
fraktion die Haftungsrisiken auf Schleswig-Hol-
stein abwälzen; heute Mittag hat sie laut einer dpa-
Meldung gesagt, dass die Sache für sie noch nicht
vom Tisch sei.

Ich verhehle nicht, dass auch wir an der einen oder
anderen Stelle - zum Beispiel bei Herrn Oppermann
oder unserem Umweltminister - noch Überzeu-
gungsarbeit zu leisten haben.

(Lachen bei CDU und FDP)

Es ist aber sehr schön, dass nach der Kehrtwende
des Ministerpräsidenten auch aus der CDU-Bundes-
tagsfraktion überraschende, neue Signale gekom-
men sind. Auch da sind die Ergebnisse von unse-
rem Parteitag am Wochenende offenbar angekom-
men.

(Beifall bei der SPD - Lachen bei CDU und
FDP)
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Die für Freitag vorgesehenen abschließenden Bera-
tungen zum CCS-Gesetzentwurf sollten verschoben
werden. Wir müssen nun aus Schleswig-Holstein
den Druck erhöhen, damit dies kein reiner Ver-
schiebebeschluss, sondern ein wirklich neuer Denk-
ansatz wird. Ich habe diesbezüglich aber Zweifel.
Mit welchem Ernst und mit welchem Verständnis
für die Sorgen der Menschen in Schleswig-Holstein
das CCS-Gesetz in Berlin diskutiert wurde, zeigt
das folgende Zitat:

„Ich sehe schon das nächste Problem auf uns
zukommen. Neulich habe ich bei einer Ver-
anstaltung im Rahmen des Europawahl-
kampfs in Flensburg gesagt, man solle sich
jetzt vor den Mineralwasserflaschen hüten,
weil sich darin ja auch Kohlendioxid befinde.
... Wenn aber die Menschen so denken, dann
spricht es nur dafür, dass wir in Bildung noch
mehr investieren müssen.“

So hat sich die Frau Bundeskanzlerin beim BDI-
Tag am 15. Juni 2009 in Berlin geäußert. - Wir
müssen zwar mehr in Bildung investieren, aber
nicht weil die Schleswig-Holsteiner zu dumm sind
zu verstehen, wo die Gefahren von CCS liegen.

(Beifall bei SPD und SSW)

Ich sehe vielmehr, dass im Moment Hunderte von
Bürgerinnen und Bürgern ihren kritischen Geist
zeigen und genau das machen, was wir von ihnen
wollen: sich kümmern, sich einmischen und für ihre
Interessen einstehen. Kein anderes Land ist so stark
durch die CCS-Pläne betroffen wie Schleswig-Hol-
stein. Wir sollen als CO2-Speicher für ganz
Deutschland dienen und diese Last für Tausende
von Jahren und auf Kosten späterer Steuerzahler
tragen. Das gilt übrigens für CO2 aus Schleswig-
Holstein genauso wie für CO2 aus Nordrhein-West-
falen.

Die SPD Schleswig-Holstein hat deshalb durchge-
setzt, dass das Regierungsprogramm der Bun-
des-SPD vorsieht, dass der CCS-Gesetzentwurf ge-
ändert werden muss und eine umfangreiche Bürger-
beteiligung vorgeschaltet werden soll. Außerdem
muss das Gebot der Wiederverwendung von CO2

vor einer möglichen Endlagerung gelten. Das sind
für mich die erforderlichen Weichenstellungen, da-
mit das CCS-Gesetz vor allem für die Forschung
und nicht als Freibrief für den Bau einer Pipeline
von NRW nach Schleswig-Holstein sowie die End-
lagerung in unserem Boden für viele Tausend Jahre
beschlossen werden kann.

CCS-Chemiekraftwerke neben Kohlekraftwerken,
die wegen verminderter Effizienz zu Investitions-

ruinen zu werden drohen, sind genauso eine Sack-
gasse wie die Auffassung, man könnte die Proble-
me unter die Erde bringen. Das Gute an Sackgassen
ist es, dass sie uns zur Umkehr zwingen. Deshalb
kann die SPD-Fraktion dem klugen Antrag des
SSW heute guten Gewissens zustimmen.

Wenn der CCS-Gesetzentwurf nicht grundlegend
überarbeitet wird, dann muss sich Schleswig-Hol-
stein im Bundesrat klar gegen dieses Gesetz stellen.
Inzwischen besteht hier im Hause Einigkeit, die wir
nutzen sollten. In der Frage des Atomausstiegs ging
schon einmal die Initiative von unserem Land aus.
Wir sollten diesen Schwung gegen das CCS-Gesetz
nutzen, um gemeinsam folgendes Signal nach Ber-
lin zu schicken: Unsere Energiezukunft ist kurzfri-
stig ohne Atom- und mittelfristig ohne Kohlestrom
gesichert! CCS wollen wir in Schleswig-Holstein
nicht haben!

(Beifall bei SPD und SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der FDP hat Herr Abgeordneter
Dr. Heiner Garg das Wort.

(Zuruf Konrad Nabel [SPD]: Kann der noch
reden, nachdem er die ganze Zeit so geschri-
en hat?)

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Kollege Harms, es verdient Respekt, wenn
der Ministerpräsident nach einigem Zögern seine
Meinung ändert und sich mit Recht dafür entschei-
det, dem CCS-Gesetz in der vorliegenden Form
seine Zustimmung im Bundesrat zu verweigern.
Auch ein Politiker kann seine Meinung durchaus
ändern, wenn er zu einer anderen Einsicht gelangt
ist. Darüber sollte man sich nicht lustig machen,
und dafür sollte man ihn auch nicht kritisieren. Ich
finde das respektabel. Herr Ministerpräsident, ich
finde es völlig in Ordnung, dass Sie Ihre Meinung
diesbezüglich geändert haben.

(Zurufe von der SPD)

Es gibt ganz andere Punkte, die zu kritisieren sind.
Ich will daran erinnern, dass meine Fraktion im Ja-
nuar dieses Jahres eine Pilotforschungsanlage für
CCS gefordert hat. Wir hatten den Wirtschaftsmini-
ster aufgefordert, dafür EU-Fördermittel einzuwer-
ben. Das hat die Große Koalition abgelehnt, um
dann später - SPD wie CDU - zu signalisieren, dass
sie lieber den ganzen Dreck der gesamten Republik
über eine Pipeline nach Schleswig-Holstein holen
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will, um ihn unterirdisch zu verbringen. Darüber
muss man sich wundern.

(Beifall bei der FDP - Zurufe von der SPD)

Aber worüber man sich wirklich wundern muss, ist
der Beitrag des Kollegen Stegner. Ich habe von die-
sem Mikrofon aus selten eine solche Heuchelei ge-
hört wie in den vergangenen fünf Minuten. Das will
ich Ihnen einmal ganz deutlich sagen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Ich habe die Debatte Ihres Bundesparteitags mit
großem Interesse verfolgt, und ich habe auch mit
großem Interesse gelesen, was Ihre Bundespartei zu
CCS beschlossen hat. Vor allem habe ich mit
großem Interesse gelesen, was die SPD-Bundes-
tagsfraktion heute um 11:41 Uhr dpa wissen ließ.
Ich zitiere mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten:

„Die SPD hat das Abrücken der Union von
der geplanten unterirdischen Kohlendioxid-
Entsorgung bedauert. Damit hätten CDU/
CSU das in der Koalition vereinbarte Verfah-
ren nicht eingehalten, kritisierte der Parla-
mentarische Geschäftsführer der SPD-Bun-
destagsfraktion, Thomas Oppermann, am
Mittwoch in Berlin.“

(Zurufe von der CDU)

„Die Union bekenne sich zwar immer wieder
zu einer Technikfreundlichkeit. Wenn es
konkret werde, kämen ihr aber plötzlich Be-
denken.“

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wie peinlich!)

Wenn Herrn Stegner das nicht passt, dann erzählt er
hier genau das Gegenteil von der SPD-Politik. Wie
es ihm gerade in den Kram passt!

(Beifall bei der FDP)

Das ist noch viel schlimmer als die CCS-Technolo-
gie, Herr Stegner. Das ist nämlich die Verdummung
der Menschen. Die Leute merken das. Genau des-
wegen sind Sie mittlerweile zu einer 20-Prozent-
Partei geschrumpft. Ich kann Sie nur auffordern,
weiterhin Fischplakate aufzuhängen, weiter so Poli-
tik zu machen und die Leute weiter so zu verdum-
men. Dann schaffen Sie unter Ihrer Führung im
nächsten Jahr mit Sicherheit auch noch die 10 %.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lieber Peter Harry
Carstensen, wenn dieses Gesetz nachgebessert wer-
den soll, wenn Sie sich für eine Nachbesserung die-

ses Gesetzes einsetzen, dann schauen Sie zu aller-
erst auf die haftungsrechtlichen Fragen, die in die-
sem Gesetz geregelt sind. Denn es kann nicht sein,
dass irgendwo in der Republik CO2 abgeschieden
wird, dieses CO2 an einen anderen Standort, zum
Beispiel nach Schleswig-Holstein, gebracht wird -
um auch das ganz deutlich zu sagen: Bayern ist da-
von auch betroffen; die CSU ist schon längst im
Begriff, dafür zu sorgen, dass das CCS-Gesetz in
dieser Legislaturperiode nicht mehr verabschiedet
wird - und dass dann das Land, in dem Kohlendi-
oxid möglicherweise unterirdisch verbracht werden
soll, die Haftungsfragen komplett alleine zu klären
und die Risiken komplett alleine zu tragen hat, ohne
irgendeinen Ausgleich dafür zu bekommen. Das
sieht der jetzige Gesetzentwurf so vor. Insofern ist
er für Schleswig-Holstein völlig indiskutabel.

(Beifall bei der FDP)

Ein weiterer Grund, warum dieser Gesetzentwurf
völlig indiskutabel ist, betrifft die eigentumsrechtli-
chen Fragen. Auch insoweit müsste, wenn über-
haupt, nachgebessert werden.

Eines will ich an der Stelle auch ganz deutlich sa-
gen, weil mich das ärgert. Ich hätte wirklich gern
ein Pilotprojekt, um diese Technologie daraufhin
erforschen zu können, ob sie einen Beitrag zum
Klimaschutz leisten kann oder nicht. Ich sage in al-
ler Deutlichkeit: Ich hätte gern eine Forschungsan-
lage. Aber wenn man, wie dies geschehen ist, Äng-
ste in der Bevölkerung derart ignoriert und eine
eher suboptimale Informationsstrategie fährt, dann
darf man sich nicht wundern, dass in der Bevölke-
rung keine Technikbegeisterung ausbricht, sondern
sich dort vielmehr Widerstand formiert.

Ich appelliere an jene in diesem Haus, die es ernst
meinen - damit meine ich Sie, Herr Stegner, ganz
bestimmt nicht; denn Sie haben mit Ihrem letzten
Beitrag gezeigt, wie ernst Ihnen das wirklich ist -:
Wenn diese Technologie erforscht werden soll,
dann muss man damit grundsätzlich anders umge-
hen. Dann muss man die Menschen von Anfang an
in die Informationsstrategie einbinden.

(Zuruf des Abgeordneten Rolf Fischer
[SPD])

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Kollege Dr. Garg, achten Sie bitte auf die Re-
dezeit!
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Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident, einen letzten Satz an den Kollegen
Fischer - Herr Kollege Fischer, ich habe hier immer
wieder unmissverständlich klargemacht, dass ich
möchte, dass diese Technologie erforscht werden
kann. Dazu braucht es eine Pilotanlage, wo immer
diese auch stehen mag. Selbstverständlich hätte ich
gern, dass eine solche Pilotanlage die Chance hätte,
in Schleswig-Holstein zu stehen. Sonst hätten wir
das in unserem Antrag im Januar nicht beantragt.

(Lebhafter Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich Herrn Abgeordneten Detlef Matthiessen
das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Erfreulich ist, dass die Landesregierung dem
CCS-Gesetz nunmehr nicht zustimmen will. Der
Antrag sollte daher heute in der Sache Zustimmung
aus dem ganzen Hohen Haus bekommen.

Erledigt im politischen Sinne ist der Antrag damit
nicht. Inhaltlich haben sich von den Fraktionen hier
im Landtag nur SSW und Grüne gegen den Weg,
CO2 in großen neuen Kohlekraftwerken abzuschei-
den und in geologischen Formationen zu deponie-
ren, ausgesprochen. Wir erleben also heute eine
Reihe von Uraufführungen in dieser Angelegenheit,
mit unterschiedlichster Ausprägung, wie wir gerade
gehört haben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Der diametrale Richtungswechsel der Landesregie-
rung entspringt nicht Vernunft und Einsicht, son-
dern dem Druck der Bevölkerung in der Heimat des
Ministerpräsidenten.

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Der Richtungswechsel ist also taktischer Natur, die
Kohlestrategie von SPD, CDU und FDP und leider
auch des SSW - lieber Herr Harms, Sie haben sich
nicht gegen den Neubau eines Kohlekraftwerks in
Brunsbüttel ausgesprochen - bleibt bislang unwi-
dersprochen und unverändert. Das geht auch aus
den zahlreichen bisherigen Abstimmungen zu den
Anträgen der Grünen gegen den Kohleweg eindeu-
tig hervor.

Ich darf aus dem heutigen Kommentar von Stephan
Richter vom sh:z-Verlag zitieren:

„Wer sich die Argumente anschaut, mit de-
nen die norddeutschen CDU-Landesverbände
gemeinsam mit der CSU die Rückstellung
des Gesetzes erreicht haben, muss ins Grü-
beln kommen. Es ging allein um Akzeptanz-
probleme.“

(Zuruf von Ministerpräsident Peter Harry
Carstensen)

- Sie können das ja richtigstellen, Herr Ministerprä-
sident. - Ich sage daher: Die politische Debatte ist
noch nicht gelaufen. Zu Recht sind die Menschen in
Nordfriesland empört und wollen unbedingt verhin-
dern, dass sie zum CO2-Klo der Nation werden.

Vor wenigen Tagen noch forderte der Ministerprä-
sident, dass die CCS-Technik in Schleswig-Hol-
stein nur für schleswig-holsteinische Kohlekraft-
werke zur Verfügung stehen dürfe. In der „Dith-
marscher Landeszeitung“ vom 5. Juni dieses Jahres
heißt es:

„Ministerpräsident Carstensen schloss Koh-
lendioxidspeicher im Land nicht generell aus,
aber nur im Zusammenhang mit den in
Brunsbüttel geplanten Steinkohlekraftwer-
ken. Entschieden lehnte der Regierungschef
eine Pipeline aus anderen Bundesländern ab,
um in Schleswig-Holstein das CO2 unter die
Erde zu packen. Einen Export von Kohlendi-
oxid nach Schleswig-Holstein werde es nicht
geben.“

- So die „Dithmarscher Landeszeitung“. Das kön-
nen Sie ja korrigieren, Herr Ministerpräsident.

Inzwischen scheint Ihnen aber gedämmert zu ha-
ben, dass in einer wettbewerbsorientierten Markt-
wirtschaft, in der allen Interessenten ein diskrimi-
nierungsfreier Marktzugang zu gewähren ist, dafür
keine Rechtsinstrumente zur Verfügung stehen.

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Ähnlich hatte sich schon der Vorvorgänger des jet-
zigen Wirtschaftsministers geäußert. Dieser hieß
Austermann. Das hat mich schon damals sehr er-
staunt, meine Damen und Herren. Das ist eine aus-
gesprochene Schnapsidee.

Nun scheint der Regierungschef schlauer geworden
zu sein. Aber bedenken Sie Folgendes: Eine CCS-
Anlage in den Kraftwerken in Brunsbüttel ist nicht
geplant. Sie sagen zwar alle, Sie bauten „Capture
Ready“, das heißt, Sie machen dort oben, wo das
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vielleicht einmal hinkommt, ein bisschen Grund-
stücksarbeit; aber Anträge werden diesbezüglich
nicht gestellt, und Genehmigungsauflagen gibt es
auch nicht. Auch daran würde natürlich Ihre Ab-
sicht, schleswig-holsteinisches CO2 zu entsorgen,
scheitern, weil die Anlagen diese Technik schlicht
nicht zur Verfügung haben.

Die Menschen in der Region sind stocksauer. Es ist
ein absurder Vorgang, dass ausgerechnet in Nord-
friesland ein gigantisches CO2-Lager entstehen
soll.

(Zuruf der Abgeordneten Frauke Tengler
[CDU])

Vor Kurzem hat der Kreistag auf die Initiative der
Grünen hin mit unseren dortigen Partnern von CDU
und FDP mehrheitlich beschlossen, dass der Kreis
Nordfriesland zum klimafreundlichsten Kreis in
Deutschland entwickelt werden soll.

Meine Damen und Herren, die Pläne von RWE sind
bekannt. In Hürth in Nordrhein-Westfalen soll ein
Pilotkohlekraftwerk mit CCS-Technik gebaut wer-
den. Das abgetrennte CO2 soll über eine 500 km
lange Pipeline nach Stadum/Hörup in Nordfriesland
transportiert und dort endgelagert werden.

Diese Rechnung von RWE Dea wurde aber ohne
den Wirt, will heißen: ohne die Menschen, die dort
wohnen, gemacht. Das Gebiet, in dem RWE Dea
mögliche Endlagerstätten für CO2 erkunden will,
umfasst 18 Gemeinden mit 24.000 Einwohnern, die
keine Lust haben, Versuchskaninchen für die
großen Stromkonzerne zu spielen. Bis zum 4. Juni
waren 1.000 Bürgerinnen und Bürger einer Anti-
CO2-Initiative beigetreten; heute, so wurde uns vom
Vorsitzenden der Initiative mitgeteilt - sind es be-
reits 2.500. 25.000 Unterschriften wurden gesam-
melt.

Nach Zeitungsberichten hat der Unternehmensspre-
cher von RWE Dea erklärt, man sei über die Dyna-
mik des Protests überrascht, man sei aber auf die
Akzeptanz der Bevölkerung angewiesen.

Als Plan B kommt alternativ ein Gebiet in Osthol-
stein infrage. Da werden die sich aber freuen!

Der Gesetzentwurf sieht keine Beschränkungen für
einzelne Bundesländer vor; ein Pipelinebau darf
nicht grundsätzlich verwehrt werden. Eine Sankt-
Florians-Politik - keine CO2-Endlager in Schles-
wig-Holstein, aber in Niedersachsen oder in der
Nordsee - ist nach dem Gesetzentwurf jedenfalls
nicht möglich.

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Matthiessen, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Für uns Grüne ist klar: Neue Kohlekraftwerke sind
nicht nur klimaschädlich, sie sind auch unwirt-
schaftlich. Die CCS-Technik hat nur eine Funkti-
on: Mit ihr soll der Neubau zentraler kohlebefeuer-
ter Großkraftwerke gerechtfertigt werden. Es
bleibt die bittere Wahrheit: Saubere Kohle ist eine
dreckige Lüge. Sonne, Wind und Wasser können
ausreichend Strom liefern.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Zu einem Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4 der Ge-
schäftsordnung erteile ich das Wort Herrn Abge-
ordneten Dr. Axel Bernstein.

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zu zwei Beiträgen möchte ich noch einmal kurz
Stellung nehmen, weil es sich manch einer ein
bisschen einfach macht und vergisst, was er selbst
beziehungsweise seine Partei in der Vergangenheit
zu diesem Thema gesagt und beschlossen hat. Auch
wenn der Beitrag, den Herr Kollege Stegner heute
geliefert hat, sicherlich einer der unterhaltsamsten
der vergangenen Zeit war, möchte ich doch - mit
Erlaubnis des Präsidenten - aus dem Beschluss des
Bundesparteitags der SPD vom 14. Juni dieses Jah-
res zitieren. Darin heißt es:

„Wir beabsichtigen, die Technologie zur Ab-
scheidung von Kohlendioxid in Deutschland
weiterzuentwickeln - auch durch geförderte
Demonstrationsprojekte der Europäischen
Union.“

Herr Stegner, das war ein einstimmiger Parteitags-
beschluss, mit den Stimmen aller schleswig-holstei-
nischen Delegierten. Wir konnten es uns bei Phönix
ansehen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Lesen Sie den fol-
genden Satz auch vor! Sonst lese ich ihn
vor!)

- Das können wir uns dann aufteilen.

Wenn ich es richtig mitbekommen habe, waren Sie
sogar Mitglied der Antragskommission.
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Dann lesen wir bei Twitter am heutigen Tage:

„Forschung ja, aber keine Deponierung! Wir
wollen erneuerbare Energien und nicht CO2

unter die Erde bringen.“

(Beifall des Abgeordneten Konrad Nabel
[SPD])

Das ist vergleichbar mit dem Atommüllthema.

Dann haben wir soeben Ihre Rede gehört; da war
von Forschung auch nicht mehr die Rede. Man
muss sich schon entscheiden, welche Position man
vertreten will.

Herr Kollege Matthiessen, ich fand es ganz beacht-
lich, dass Sie die Position der Grünen in Schleswig-
Holstein deutlich gemacht haben. Diese ist aber in
der grünen Partei nicht einhellige Meinung.

Ich darf - wiederum mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsi-
dent - aus dem Beschluss der Bundestagsfraktion
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 3. März
dieses Jahres zitieren. Darin heißt es:

„Wir sind dafür, einen gesetzlichen Rahmen
zu schaffen, der es ermöglicht, die CCS-
Technologie kritisch zu prüfen und großtech-
nisch zu erproben.“

Ich halte das für richtig. Aber dann soll man sich
hier bitte nicht hinstellen und so tun, als ob man da-
mit überhaupt nichts zu tun hätte.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Martin Kayenburg:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4
der Geschäftsordnung erteile ich das Wort Herrn
Abgeordneten Konrad Nabel.

Konrad Nabel [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst einmal zu Herrn Dr. Garg: Man darf als Po-
litiker auch mal die Meinung ändern.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Aber nicht inner-
halb von drei Tagen!)

Ich habe von dieser Stelle aus schon häufig die Po-
sition der SPD Schleswig-Holsteins zu CCS deut-
licht gemacht. Das kann man alles im Protokoll
nachlesen; ich will es nicht wiederholen. Sie haben
immer dazwischengekeift: „Ihre Bundespartei, Ihre
Bundespartei!“ und „Früher haben Sie, früher ha-
ben Sie!“.

Wir haben an dieser Stelle etwas dazugelernt - ich
habe das hier wörtlich gesagt -, vor allem aus wis-

senschaftlichen Gutachten und dem IPCC-Bericht
2007. Ich merke, dass auch andere etwas dazuler-
nen. Das finde ich gut. Das will ich nicht verurtei-
len. Aber ich verurteile die Art und Weise, in der
Sie die Debatte führen.

Zu unserem Bundesparteitag! Herr Dr. Bernstein,
Sie haben so schön daraus vorgelesen; das brauche
ich also nicht mehr zu tun. Sie alle wissen, wie ein
Parteitag verläuft. Es werden Anträge gestellt, über
die diskutiert und abgestimmt wird. Sie werden ab-
gelehnt oder angenommen. Der Antrag, den wir als
schleswig-holsteinische Delegation eingebracht hat-
ten, enthielt unter anderem folgenden Passus:

„Die gesetzliche Regelung zu Abscheidung,
Transport und Speicherung von Kohlendi-
oxid darf nur der Erforschung der Möglich-
keiten der Kohlenstoffabscheidungstechnolo-
gien dienen. Sie ist kein Feigenblatt für den
Ausbau von fossilen Kraftwerksparks. Wir
wollen sie auch nicht aus öffentlichen Mit-
teln fördern, und wir wollen die Standorte für
Deponien von der Zustimmung der Bürgerin-
nen und Bürger in den betroffenen Regionen
abhängig machen. Wir wollen das Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz so ändern, dass
neue Kraftwerke auf der Grundlage fossiler
Brennstufe nur noch genehmigt werden kön-
nen, wenn sie nachweislich Kraft-Wärme-
Kopplung verwirklichen und die Nutzung der
Wärme gesichert ist.“

Das war der wesentliche Punkt unseres Antrags.
Davon haben wir drei Elemente durchgebracht:

Erstens nur noch nach Abstimmung mit den Bürge-
rinnen und Bürgern vor Ort.

(Zuruf von der Regierungsbank: Wo steht
denn das?)

- Schauen Sie genau hinein! Wir werden eine um-
fassende Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-
ger bei der Genehmigung sicherstellen.

(Beifall der Abgeordneten Holger Astrup
[SPD] und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Das steht hier. Das kann ich Ihnen zeigen. Das ist
unterstrichen.

Zweitens soll der Schwerpunkt auf Wiederverwer-
tung und nicht auf Endlagerung liegen. Das ist ein
Aspekt, der nicht von uns, sondern von anderen
kam. Wir alle wissen, was in diesem Zusammen-
hang mit dem Wort „Endlager“ verbunden ist. Also
tun Sie nicht so, als hätten Sie mehr Ahnung von
Parteitagsdiskussionen, wenn Sie selbst mit Ihrer
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Bundespartei an vielen Stellen im Clinch liegen,
zum Beispiel in der Frage der Atomendlagerung
und in der Frage des Flughafens Kiel. Es gibt viele
Beispiele, wo Sie abweichende Positionen zu dem
einnehmen, was auf Bundesebene läuft. Ich finde es
nicht in Ordnung, dass Sie hier Häme ausgießen
über den Versuch, eine politische Meinungsbildung
in Gang zu setzen.

Herr Kubicki, wir aus Schleswig-Holstein haben
Anfang der 70er-Jahre des letzten Jahrhunderts da-
für gesorgt, dass auf Bundesebene ein Beschluss
zum Ausstieg aus der Atomenergie gefasst wurde.
Darauf sind wir stolz, ganz im Gegensatz zu ande-
ren hier.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben einen Kompromiss mit den Elektrizitäts-
produzenten erreicht. Das hat 15 Jahre gedauert -
das gebe ich gern zu -, aber andere Prozesse dauern
auch 15 Jahre. Erinnern Sie sich einmal, wie lange
es in der Eider-Treene-Sorge-Region gedauert hat,
bis die Leute Landwirtschaft und Naturschutz zu-
sammengebracht haben. Das dauert seine Zeit. Da
ist für so junge Hüpfer wie Sie kein Platz!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Kollege Nabel, gestatten Sie noch - -

Konrad Nabel [SPD]:

Ich komme zum Schluss.

Präsident Martin Kayenburg:

Gestatten Sie noch eine Frage des Kollegen Dr.
Bernstein?

Konrad Nabel [SPD]:

Fragen Sie!

Dr. Axel Bernstein [CDU]: Geschätzter
Herr Kollege Nabel, wären Sie so freundlich,
dem Hohen Haus zu erklären, was in dem
Beschluss denn konkret mit „Wiederverwer-
tung vor Endlagerung“ gemeint ist?

(Zuruf von der FDP: Das weiß er auch
nicht!)

Was heißt hier: „Das weiß er auch nicht“?

(Heiterkeit)

Es gibt Techniken zur Wiederverwertung von Koh-
lenstoffdioxid, die noch nicht im großtechnischen

Maßstab erprobt und durchgesetzt sind. Das ist wie
mit der CCS-Technologie. Der Unterschied ist: Bei
CCS, dem Weg, der jetzt eingeschlagen wird, ver-
suchen wir, das Zeug im Ozean oder in salinen
Aquiferen zu vergraben, in der Hoffnung, dass es
nicht wieder herauskommt. Beim Wiederverwer-
ten versuchen wir, es als Kohlenstoffsubstitute zu
benutzen. Das ist doch allemal besser, als es irgend-
wo zu vergraben, mit der Befürchtung, dass es als
hoch aggressives Gas wieder herauskommt.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Kollege Nabel, kommen Sie bitte zum
Schluss.

Konrad Nabel [SPD]:

Ja, ich komme zu meinem letzten Satz. - Auch
wenn Ihnen das nicht gefallen mag: Die SPD ist
und bleibt eine Volkspartei.

(Lachen bei der FDP)

Wir haben in unseren Reihen viele Mitglieder, die
sich um ihre jeweilige Region Sorgen machen: in
Nordrhein-Westfalen, im Saarland, in Brandenburg.
Dafür habe ich großes Verständnis. Wir müssen die
Überzeugungsarbeit leisten. Wir haben durch unser
Tun bewiesen - Herr Kubicki, da können Sie so viel
lachen, wie Sie wollen -, dass im Bereich der Wind-
kraftanlagen und sonstiger Anlagen zur Erzeugung
regenerativer Energien mehr Arbeitsplätze zu
schaffen sind als in der fossilen Steinkohletechno-
logie. Das haben wir bewiesen, und wir werden es
weiter beweisen. Damit leisten wir einen großen
Beitrag für neue, zukunftssichere Arbeitsplätze und
zum Ausstieg aus der Kohletechnologie.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4
der Geschäftsordnung erteile ich das Wort Herrn
Abgeordneten Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich finde es bemerkenswert, dass der mittlerweile
wieder der proletarischen Revolution zugeneigte
Kollege Nabel

(Konrad Nabel [SPD]: Nicht „mittlerweile“,
immer schon!)
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glaubt, betonen zum müssen, dass die SPD eine
Volkspartei bleibe. Das muss man auch sagen - bei
20,8 %. Aber Herr Kollege Nabel, die Menschen
werden sich doch fragen, wenn man den Genossen
Stegner reden hört, den man wirklich nur reden las-
sen muss - -

(Konrad Nabel [SPD]: Der Unterschied ist:
Bei Herrn Stegner hört man zu, bei Ihnen
läuft man heraus!)

Präsident Martin Kayenburg:

Die Dialoge können Sie bitte in der Cafeteria füh-
ren. - Das Wort hat Herr Kollege Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Ich weiß nicht, auf welcher Veranstaltung Sie bis-
her waren, ich kenne nur das Gegenteil. Aber dar-
auf will ich gar nicht eingehen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Die Menschen fragen sich doch, was sie bei der
nächsten Bundestagswahl eigentlich wählen sollen:
das, was von der SPD auf ihrem Bundesparteitag
einstimmig, mit den Stimmen der Schleswig-Hol-
steiner, beschlossen worden ist, oder das, was Sie
den Leuten vor Ort als Ihre Wahrheit zu verkaufen
versuchen, was in Wahrheit ja eine komplette Lüge
ist. Ich versuche, Ihnen das zu erklären.

(Konrad Nabel [SPD]: Unerhört!)

Sie haben beschlossen - ich zitiere nach dem Satz,
den Kollege Garg zitiert hat -: „Dabei soll die Wie-
derverwendung Vorrang vor der Endlagerung ha-
ben“ - und jetzt geht es weiter: - „und die Unterneh-
men müssen auf der Grundlage der höchsten Um-
weltstandards die Langzeitsicherheit der Speicher
gewährleisten.“

(Wolfgang Baasch [SPD]: Ja und?)

Damit erklären Sie, dass Sie Speicher wollen und
dass Sicherheit gewährleistet werden soll. Heute er-
klären Sie, Sie wollen komplett aussteigen und des-
halb brauchen Sie die Speicher nicht.

(Beifall bei FDP und CDU)

Herr Nabel, was noch viel schlimmer ist und was
Sie komplett demaskiert, ist das, was Sie zur Zu-
kunft der Steinkohle beschlossen haben. Das müs-
sen Sie den Menschen im Land erklären, insbeson-
dere den Studenten und den Schülern, denen Sie
hier Mittel für eine bessere Bildung vorenthalten.
Zur „Zukunft der Steinkohle“ heißt es dort:

„Der deutsche Steinkohlebergbau hat wesent-
lich beigetragen zum Aufbau des Landes und
zum Wohlstand. Er ist inzwischen reduziert
auf einen niedrigen Sockel. Der ist aber zu-
kunftsfähig. Wir wollen deshalb, dass die Re-
visionsklausel für den deutschen Steinkohle-
bergbau schon rechtzeitig vor 2012 wirksam
gemacht und so das faktische Auslaufen des
Steinkohlebergbaus verhindert wird.“

Das heißt, Sie wollen weiter öffentliche Mittel in
eine Technologie hineinstecken, die Sie eigentlich
gar nicht mehr wollen. Sie wollen weiter Kohle för-
dern. Was wollen Sie damit machen? Soll jeder So-
zialdemokrat künftig einen Kohlehaufen vor die
Tür bekommen? Das ist Kohle und nicht Kohl, das
können Sie nicht essen.

(Heiterkeit und Beifall bei FDP und CDU)

Wenn Sie eine weitere Förderung des Steinkohle-
bergbaus wollen, konterkarieren Sie genau das, was
Sie hier gesagt haben, und entlarven sich als je-
mand, der falsche Dinge in die Öffentlichkeit
bringt. Halten Sie sich doch einmal an Ihre Be-
schlusslage, und hören Sie mit Ihren Reden auf!

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Martin Kayenburg:

Zu einem Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4 der Ge-
schäftsordnung erteile ich Herrn Kollegen Karl-
Martin Hentschel das Wort.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD] - Wolfgang Kubicki [FDP]: Heuchler!
- Wolfgang Baasch [SPD]: Geh doch einmal
zu deinen Genossen nach Nordrhein-Westfa-
len!)

- „Heuchler“ ist kein parlamentarischer Begriff,
Herr Kollege.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Wir befinden uns in einem kollektiven
Lernprozess, und das ist gut so.

(Heiterkeit und Beifall bei BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN - Lachen bei CDU und FDP)

Wir haben auch erst auf dem letzten Bundespartei-
tag klar Position gefasst, dass wir die CCS-Spei-
cherung ablehnen, weil die Diskussion auch bei
uns in der Partei eine ganze Zeit gedauert hat. Es ist
auch notwendig, solche Dinge vernünftig, gründlich

Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 114. Sitzung - Mittwoch, 17. Juni 2009 8487

(Wolfgang Kubicki)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D351&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D323&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D323&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D351&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D392&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D392&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D392&format=WEBVOLLLANG


und wissenschaftlich zu diskutieren und nicht ein-
fach dem Populismus von Ortsbürgermeistern nach-
zulaufen, auch wenn diese manchmal recht haben.

Herr Kubicki oder Herr Garg, ich sage das auch in
Richtung FDP, weil Sie am lautesten - -

(Zuruf)

- Ich habe nicht gesagt „geblasen haben“. Sie haben
im Bundestag einen Antrag eingebracht, in dem
Sie gefordert haben, dass beim CCS eine Trennung
zwischen Oberflächeneigentum und Eigentum der
Speicherstätten stattfindet. Das bedeutet, Sie woll-
ten, dass die Grundstücksbesitzer nicht klagen kön-
nen. Sie haben in diesem Antrag stehen, dass die
Ausweisung von Leitungsbau sowie die entspre-
chenden Planungsverfahren beschleunigt und ver-
einfacht werden und es keine unnötigen techni-
schen Vorgaben gibt. Sie haben beantragt, dass der
Abfallbegriff nicht auf Kohlendioxid angewandt
werden soll, weil damit nicht die harten Bedingun-
gen des Abfallrechtes gelten, sondern nur das Berg-
recht, was wesentlich weicher ist. Sie haben gesagt,
dass die Versicherungspflicht für Betreiber wegfal-
len soll. Das heißt, es soll keine Haftung geben.
Das ist einer der am härtesten zu kritisierenden
Punkte. Wenn wir das bekommen, riskiert derjeni-
ge, der hier Unsinn produziert, nicht einmal, dass er
hinterher bezahlen muss.

Sie haben im Bundestag auch beantragt, dass der
Dichtigkeitsnachweis bei unterirdischer Lagerung
wegfällt, denn „man könnte ja noch nicht wissen,
und damit würde ja verhindert werden, man müsste
das ja erst ausprobieren, und man könnte nicht von
vornherein garantieren, dass es dicht ist“.

Herr Kubicki, wenn Sie anderen Vorwürfe machen,
müssen Sie sich selber sehr warm anziehen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das mache ich
gern!)

Es ist ganz wichtig, dass wir diese Diskussion füh-
ren. Ich freue mich, dass wir uns in diesem Punkt
mittlerweile einig sind. Das ist ein großer Fort-
schritt. Die Debatte um die regenerativen Energien
und um CCS wird noch lange andauern, weil es
hier um Milliardeninvestitionen und um milliarden-
schwere Konzerne geht.

Natürlich haben die RWEs und Vattenfalls eine un-
geheure Angst davor, das Monopol durch ihre
Großkraftwerke an Tausende von Betreibern klei-
nerer regenerativer Anlagen zu verlieren. Diese
Konkurrenz ist für sie hoch gefährlich. Deswegen
gibt es hier in der Republik einen Machtkampf um
die Energiefrage.

Es werden Milliarden investiert, und es werden
Millionen in Zeitungskampagnen investiert, wie wir
jeden Tag lesen können, für Atomkraft und den
Weiterbetrieb von Kohlekraftwerken, um das wis-
senschaftliche Know-how zu vernebeln. Wir haben
in der Wissenschaft mittlerweile klare Positionen,
die deutlich sagen: Der Umstieg ist möglich. Es ist
möglich, bis 2040/50 im Strombereich vollständig
auf regenerative Energien zu gehen.

(Zuruf des Abgeordneten Konrad Nabel
[SPD])

Es ist möglich, den Atomausstieg hinzukriegen,
ohne dass wir neue Kohlekraftwerke bauen müssen.
Wir können schnell genug Windkraft und Solar-
kraft ausbauen. Allerdings benötigen wir auch die
Einbeziehung von Wasserkraft aus Norwegen und
Solarkraftwerken, thermischen Anlagen aus Südeu-
ropa, wie es heute in den „Kieler Nachrichten“
stand. Das ist alles möglich. Wir müssen es nur po-
litisch wollen und betreiben. Das ist der entschei-
dende Punkt. Ich bin froh, dass wir hier solche De-
batten führen. Es ist auch logisch, dass sie kontro-
vers sind.

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Kollege Hentschel, achten Sie bitte auf die Re-
dezeit.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich komme zum Schluss. - Ich bin froh, dass wir
solche Debatten führen. Ich wünsche mir noch
mehr. Wir sind an einem Wendepunkt in der Ener-
giepolitik. Ich freue mich, dass wir heute eine Ein-
stimmigkeit haben, und ich hoffe, dass wir in ande-
ren Energiefragen in den nächsten Jahren auch so
weit kommen, damit endlich die Grundsatzent-
scheidung in Deutschland für neue Energien, für re-
generative Energien und auch für neue Arbeitsplät-
ze in diesem Sektor fällt und dass Deutschland sei-
ne Führerschaft auf dem Weltmarkt beibehält. Das
ist auch eine große Chance für unsere Industrie.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4
der Geschäftsordnung erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Dr. Ralf Stegner das Wort.
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Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es ist für andere Parteien manchmal etwas
schwierig, um Dinge in ihrer Komplexität erfassen
zu wollen, ganze Texte zu lesen. Dann nimmt man
sich einfach einzelne Sätze heraus und versucht, da-
mit das zu machen, was man für richtig hält. Ich
möchte gern noch einmal den Versuch unterneh-
men, Ihnen das zu erklären. Ich glaube nämlich,
dass das Thema - gerade wenn uns Menschen zuhö-
ren - wichtig ist und dass man nicht in der Art und
Weise damit umgehen sollte, wie Sie das machen.

Wenn nämlich die SPD in Schleswig-Holstein -
was sie schon seit Langem tut - sagt, es ist nicht zu
vertreten, dass wir eine Technik, von der Wissen-
schaftler wie der Nobelpreisträger Olav Hohmeyer
sagen, dass überhaupt nicht erwiesen ist, was sie für
Konsequenzen für die Gesteinsformationen hat,
dass das überhaupt noch nicht klar ist - -

(Zuruf der Abgeordneten Frauke Tengler
[CDU])

- Vielleicht wissen Sie es besser, Frau Tengler. Ich
vertraue da eher Herrn Hohmeyer, wenn ich ehrlich
sein soll. Wie dem auch sei. Wenn das überhaupt
nicht klar ist und man dann hingeht und sagt - das
war die Position der schleswig-holsteinischen SPD,
auch auf dem Bundesparteitag -: Wenn ihr dazu
schon unterschiedlicher Meinung seid, dann wollen
wir das zumindest davon abhängig machen, dass
die Bevölkerung vor Ort damit einverstanden sein
muss. Genau das findet sich in dem Beschluss wie-
der. Das heißt übersetzt, dass es das in Schleswig-
Holstein nicht geben wird. Das ist der Erfolg des-
sen, was wir erreicht haben - egal wie Sie darüber
reden.

(Beifall der Abgeordneten Anette Langner
[SPD])

Zweitens: Wir sind immer für Forschung. Das muss
man auch sein, das ist auch richtig. Aber die For-
schung konzentriert sich zum Beispiel auf die Fra-
ge: Was kann ich vielleicht damit im Gebrauch und
in der Wiedernutzung anfangen, was wir auch in
anderen Bereichen haben, anstatt sich auf das Risi-
ko einzulassen, das unter die Erde zu bringen, und
irgendwann bezahlen das die nachfolgenden Gene-
rationen - wer weiß, wie. Das wollen nicht einmal
Ihre Leute haben, wie man überall merken kann.

Man sieht das übrigens beim Lager Asse, wie das
auf anderen Gebieten ist. Auch da hat man gesagt,
das klappt ja alles bestens. Da haben wir es mit
schwach radioaktivem Abfall zu tun. Selbst da ha-

ben wir einen „Kram“, den die Bevölkerung über-
haupt nicht gut vertragen kann.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD])

Ein Drittes möchte ich Ihnen sagen - ich sage Ihnen
das so oft, aber man muss es ja immer wiederho-
len -: Der inflationäre Gebrauch solcher Worte wie
Lüge, Heuchelei und all solcher Worte, die ich im-
mer wieder höre, beweist doch eigentlich nur eines:
Sie haben keine Argumente, sondern es bleibt Ih-
nen nichts anderes übrig, als sich hier in einer sol-
chen Art und Weise aufzublasen, die nicht einmal
Ihren eigenen Leuten gefällt und Ihnen vermutlich
eher peinlich ist.

(Widerspruch und Lachen bei der FDP)

Ich sage es Ihnen noch einmal mit Goethe: „Durch
Heftigkeit ersetzt der Irrende, was ihm an Wahrheit
und an Kräften fehlt.“ Das ist bei Ihnen in jeder
Landtagstagung zu besichtigen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4
der Geschäftsordnung erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich möchte jetzt nicht auf die Streitereien
auf Bundesebene und der jeweiligen Bundespartei-
en eingehen. Das ist nicht das Ding.

(Widerspruch)

Mir geht es vielmehr darum - meine Damen und
Herren, jetzt wirklich einmal zur Güte -, dass man
heute erkennen konnte - man muss ja sagen, jeder
Unsinn hat manchmal auch seine Vorteile -, dass
dieser Unsinn den Vorteil gehabt hat, dass wir zum
ersten Mal beziehungsweise jetzt zum zweiten Mal
in diesem Hohen Haus das Thema sehr ernsthaft
diskutieren. Ich würde mich freuen, wenn man ge-
nauso ernsthaft und mit vielen Argumenten, insbe-
sondere dagegen - jeder hat in irgendeiner Art und
Weise etwas dagegen gesagt, wie dieses CCS-Ge-
setz ausgestattet ist -, darüber diskutieren könnte,
wenn diese Debatte in der gleichen Art und Weise
auch im Deutschen Bundestag geführt werden wür-
de.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Mich würde es nicht nur als Politiker, sondern auch
als Bürger dieses Landes und der Bundesrepublik
Deutschland wirklich sehr freuen, wenn man so
ernsthaft damit umgehen würde, wie es dieser
Landtag tut. Insofern bin ich sehr dankbar dafür,
dass Sie unserem Vorschlag zustimmen wollen, und
zwar jeder auf seine Art und Weise. Die Ernsthaf-
tigkeit, wie mit diesem Thema umgegangen worden
ist, lässt mich hoffen, dass es zu vernünftigen Lö-
sungen kommen wird, wenn es um eine Entschei-
dung im Bundestag geht.

(Beifall beim SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Landesregierung spricht nun Ministerpräsi-
dent Peter Harry Carstensen.

Peter Harry Carstensen, Ministerpräsident:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es ist so viel gesagt worden, dass ich mir
gestatte, auf einige Dinge einzugehen. Ich weiß
nicht, ob ich nach diesen vielen Beiträgen mit mei-
ner Redezeit auskommen werde. Das sage ich
gleich am Anfang meiner Rede.

(Zuruf)

- Nein, das ist keine Drohung. Ich möchte meine
Position deutlich machen. Wenn Sie mir das gestat-
ten, werde ich das auch tun.

(Beifall bei CDU und SPD)

Ich gehe auf einige Dinge ein. Herr Nabel hat von
Wiederverwertung gesprochen, und Herr Stegner
ist darauf noch einmal eingegangen. Herr Nabel, als
der Kollege Bernstein eine Zwischenfrage gestellt
hat, haben Sie die Bemerkung gemacht: Das weiß
er auch nicht.

(Zuruf von der SPD: Das war Herr Kubicki!)

- Moment einmal. Als der Kollege Bernstein eine
Frage an Sie gerichtet hat, haben Sie gesagt, das
wisse er auch nicht.

(Zuruf von der SPD: Niemals!)

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Ministerpräsident, bitte lassen Sie mich kurz
etwas sagen.

Gegen Demonstrationen ist nichts einzuwenden,
aber ich bitte die beiden Herren mit dem weißen
Gesicht auf der Tribüne, rauszugehen und die Farbe
zu entfernen. Dann können Sie zurückkommen.

Andernfalls muss ich Sie bitten, ganz draußen zu
bleiben. Bis dahin ist die Debatte unterbrochen. -
Ich bitte Sie, den Saal zu verlassen.

(Zuruf von der Tribüne)

- Sie haben hier überhaupt nichts zu sagen! Gehen
Sie raus!

Herr Ministerpräsident, Sie haben das Wort.

Peter Harry Carstensen, Ministerpräsident:

Herr Nabel, dann will ich diese Bemerkung auch
nicht machen. Ich möchte Sie und auch Herrn Kol-
legen Stegner aber darauf hinweisen, dass eine
Wiederverwertung Speicherung voraussetzt.

(Zuruf von der SPD: Ja, klar!)

- Ach, wie? In der Tüte?

(Heiterkeit und Beifall bei CDU und FDP)

Dann müssen Sie auch sagen, wie und wo dort ge-
speichert wird. Herr Kollege Nabel - -

(Zuruf von der SPD)

- In Tanks! - Viel Vergnügen!

(Heiterkeit bei der CDU)

Sie haben den IPCC-Bericht aus dem Jahr 2007
erwähnt. Herr Stegner ist mehrmals darauf einge-
gangen. Ich weise darauf hin, dass Rajendra Pach-
auri, der Vorsitzende des IPCC, die Bedeutung von
„Carbon Capture and Storage“ im weltweiten
Kampf gegen den Klimawandel hervorgehoben und
gesagt hat: CCS ist eine wichtige Technologieopti-
on, auf die im weltweiten Kampf gegen den Klima-
wandel nicht verzichtet werden kann.

Ich glaube, das ist die Diskussion, die wir im Mo-
ment führen müssen. Auf der einen Seite gibt es die
heftigen Reaktionen in Nordfriesland, genauer ge-
sagt im Kreis Schleswig-Flensburg. Auf der ande-
ren Seite stehen die Dinge, Herr Matthiessen, die
Grüne, Greenpeace und andere woanders benennen,
die Sie dem Hohen Hause nicht vorenthalten dür-
fen. Der Vertreter von Greenpeace hat sich in der
Anhörung des Deutschen Bundestages nicht gegen
CCS ausgesprochen. Er hat vielmehr deutlich ge-
macht, dass es ihm darum geht, dem Gesetzentwurf
in der vorliegenden Form nicht zuzustimmen. Viel-
mehr sollte ein Gesetz auf den Weg gebracht wer-
den, das die drei Demonstrationsvorhaben gesetz-
lich absichert. Zu den drei Demonstrationsvorhaben
gehört das Vorhaben Hürth-Nordfriesland. Auch
das müssen Sie hier fairerweise sagen.
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Lieber Herr Kollege Harms, ich habe überhaupt
keinen Anlass, die Industrie in Schutz zu nehmen.
Man muss aber sagen, dass die Initiativen hierzu
aus der Politik gekommen sind. Es ist eine Richtli-
nie der EU, die umgesetzt werden soll, wobei aber
auch Zeit für die Umsetzung gegeben sein muss.
Deswegen habe ich mich dafür eingesetzt.

Meine Damen und Herren, das Thema CCS be-
schäftigt die Menschen sehr. Sie sorgen sich um ih-
re Gesundheit, um ihre Umwelt und um ihre Sicher-
heit. Ich habe das mitgehört, und ich habe das mit
ihnen diskutiert. Ich habe mit den Leuten gespro-
chen. Ich habe ihre Stimme gehört.

Ich empfinde es überhaupt nicht als Makel, dass
man irgendwann - - Ich habe mich nie dafür ausge-
sprochen. Ich habe - das gebe ich gern zu - immer
ausweichend auf Fragen reagiert, wenn es um die
Speicherung in Nordfriesland ging, weil ich mir
nicht sicher in meiner Aussage war. Ich schäme
mich überhaupt nicht, vielleicht auch über Nacht,
aber sonst mit einem ordentlichen Nachdenken klü-
ger zu werden und mir meine Meinung zu bilden.

(Beifall bei CDU und FDP und vereinzelt bei
der SPD)

Ich nehme das, was dort gesagt wurde, sehr ernst.
Die Menschen haben Angst. Das werde ich als Mi-
nisterpräsident nicht hinnehmen. Das empfinde ich
auch als meine Aufgabe. Ich mache Politik für die
Menschen, aber nicht für Gruppierungen und nicht
für Institutionen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Deshalb habe ich gehandelt. Ich habe dieses Thema
am vergangenen Donnerstag - also vor dem Bunde-
sparteitag der SPD - in der Merkel-Runde ganz in-
tensiv angesprochen. Ich habe mich zudem bei der
Unionsfraktion im Deutschen Bundestag dafür
starkgemacht, dass dieses Gesetz jetzt und in dieser
Form nicht durchgelassen wird.

(Beifall bei der CDU)

Ich hätte eine rund 600 km lange Pipeline von
Hürth bis nach Nordfriesland nicht akzeptiert, wohl
wissend, dass es schwierig gewesen wäre, die recht-
lichen Grundlagen dafür zu finden, während die po-
litische Diskussion weitergeführt worden wäre. So
habe ich mich in den vergangenen Wochen jedes
Mal, wenn ich danach gefragt wurde, eingelassen.

Ich habe auch mit dem RWE-Vorstand gesprochen.
Ich wollte nicht, dass RWE meine Meinung aus der
Zeitung erfährt. Ich habe dringend empfohlen, die
Anträge zur seismologischen Untersuchung zurück-

zuziehen. Ich habe wortwörtlich gesagt: Sie fahren
mit Ihrem Kurs gegen eine Wand.

Eines ist klar: Man kann neue Technologien - auch
wenn wir über diese Technologie weiter sprechen
müssen - selbstverständlich in allen Facetten - -
Dies betrifft nicht nur die Speicherung unter der Er-
de. Auch eine Speicherung in alten Gaslagern be-
trifft CCS, wo man vielleicht etwas mehr Sicherheit
hat. Auch das nennt sich CCS. Deshalb muss man
sagen, dass es verschiedene Maßnahmen gibt.

Man kann neue Technologien aber nur dann anwen-
den, wenn optimale Sicherheit gewährleistet ist
und wenn es eine breite Akzeptanz dafür in der Be-
völkerung gibt. Diese breite Akzeptanz ist offen-
sichtlich nicht erreicht worden. Wir täten uns kei-
nen Gefallen, wenn wir gegen den Willen der Men-
schen arbeiten würden. Ich will Politik mit den
Menschen machen, aber nicht gegen die Menschen.

(Beifall bei der CDU)

Wenn wir das dennoch tun, dann laufen wir Gefahr,
eine neue Technologie zu diskreditieren, obwohl
wir uns wahrscheinlich einig darüber sind, dass wir
darüber sprechen müssen. Auf der anderen Seite
halten die vielen namhaften Experten aus dem Um-
weltbereich diese Technologie jedoch für notwen-
dig. Deshalb dürfen wir nicht zulassen, dass diese
insgesamt diskreditiert wird.

Deswegen fordere ich eine grundsätzliche Überar-
beitung des Gesetzentwurfs hinsichtlich CCS.
Sollte dieser Entwurf im Bundesrat zur Abstim-
mung gestellt werden, wird Schleswig-Holstein mit
Nein votieren.

(Beifall bei der CDU, FDP und vereinzelt bei
der SPD)

Auch zu meinem Erstaunen hat die SPD-Bundes-
tagsfraktion dieses Verhalten kritisiert. Das erstaunt
mich sehr. Die SPD - ich glaube, es war Herr Op-
permann, aber dabei bin ich mir nicht ganz sicher -
hat auch deutlich gemacht, dass man sich dann wie-
der auf die Position zurückziehen wolle, dass man
das Gesetz nur auf die drei Testfelder zuschneidet.

Ich sage noch einmal: Zu diesen drei Testgebieten
gehört Nordfriesland. Ich erwarte eine Diskussion
und eine Klarstellung, wie Sie mit einer Testfläche
umgehen, die in Nordfriesland und in Schleswig-
Flensburg liegen wird.

Ich will zu diesem Zeitpunkt auch noch keine Ent-
scheidung über die Testfelder.

(Beifall bei CDU und FDP)
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Ich will eine Debatte darüber führen, wie wir mit
dieser Technologie umgehen.

Erstaunlich ist nicht nur die Haltung der SPD-Bun-
destagsfraktion. Auch die strikte Haltung des Bun-
desumweltministers Gabriel (SPD) ist eine, die zum
Nachdenken anregt. Ich frage mich: Warum so eine
strikte Haltung?

Lieber Herr Kollege Hentschel, Sie haben so schön
gesagt, wir seien 2040 bis 2050 in der Lage, unse-
ren Strombedarf aus regenerativen Energien zu
decken. Ich bin jetzt 62, und wir haben 2009. Sagen
Sie mir doch bitte einmal: Was machen wir in den
30 bis 40 Jahren dazwischen, lieber Herr Hent-
schel? Auch diese Frage müssen Sie beantworten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie können nicht einfach den Schalter umlegen und
nichts machen. Ich habe die Vermutung, dies hat
auch mit einem möglichen Ausstieg aus der Kern-
energie zu tun. Da haben wir unterschiedliche Auf-
fassungen. Über einen solchen Fall gibt es eine Re-
gelung im Koalitionsvertrag. Ich bin sehr froh, dass
Frau Ministerin Trauernicht unseren Kurs bestätigt
hat: keine CO2 Endlager in Nordfriesland, keinen
Klimabluff statt Klimaschutz, hat sie gesagt. Dann
aber, liebe SPD, müssen Sie sich schon einig wer-
den und hier mit einer Stimme sprechen, die wir
verstehen können, und nicht hier mit einer Stimme,
woanders mit einer zweiten und noch einmal woan-
ders mit einer dritten.

Es müssen weitere sicherheitstechnische Anforde-
rungen definiert werden. Unsere Landesbehörden
werden auf höchste Sicherheitsanforderungen nicht
verzichten. Es gibt weitere Gründe, diesem Gesetz
nicht zuzustimmen.

Auch die Haftungsverpflichtung, die der Kollege
Garg angesprochen hat, kann so nicht stehen blei-
ben. Ich weiß nicht, ob Sie das falsch verstanden
haben, Herr Kollege Hentschel. Ich habe Herrn
Garg so verstanden, dass er gesagt hat: Die Haf-
tungsverpflichtung kann nicht nach 30 Jahren auf
den Staat übergehen. Ich will die Haftung anschlie-
ßend nicht haben.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: So steht es darin!)

- Entschuldigen Sie mal, das kritisiere ich doch ge-
rade! Genau dasselbe hat Herr Garg auch kritisiert.
Er hat nicht kritisiert, dass die Haftung nicht gere-
gelt wird, sondern er hat deutlich kritisiert, dass es
so darin steht. So kann es natürlich nicht bleiben.

(Beifall bei CDU, FDP und des Abgeordne-
ten Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Wenn ich das richtig weiß - ich bin kein Jurist und
kenne nicht alle Gesetzbücher -, steht im deutschen
Bergrecht, dass ein Betretungsrecht bei seismolo-
gischen Untersuchungen erst dann gegeben ist,
wenn der Eigentümer dem zustimmt. Dann kann
man nicht sagen, man nimmt eine ganz andere Ge-
schichte, die wir ganz schnell durchbringen müs-
sen, und wir schränken das Betretungsrecht, das Ei-
gentumsrecht, eines der wesentlichen Eigentums-
rechte, die wir haben, ganz schnell einmal ein,
wenn wir das CCS-Gesetz machen. Deswegen gibt
es die Forderung, das auf jeden Fall zu ändern. Wir
stehen in der Pflicht. An der Sicherheit der Bürge-
rinnen und Bürger in Schleswig-Holstein darf es
keinen Zweifel geben. Es darf nicht nur keinen
Zweifel in der offiziellen Beurteilung geben, näm-
lich dann, wenn mir Sachverständige sagen, es gebe
keinen Zweifel an der Sicherheit - das kann man
schnell haben -, sondern es geht darum, dass die
Menschen begreifen und akzeptieren, dass Sicher-
heit gegeben ist.

Das Gesetzgebungsverfahren hat vor allen Dingen
einen zeitlichen Druck aufgebaut. Ich meine, wir
sollten diesen Druck herausnehmen. Es gibt keinen
Grund zu übereilten Entscheidungen. Wir haben
zwei Jahre Zeit, die EU-Richtlinie umzusetzen.
Wenn ich das richtig erinnere - da war ich noch
Mitglied im Bundestag -, war es so, dass die Um-
setzung der FFH-Richtlinie viel länger gedauert hat.
Da hat uns die EU noch angemahnt. Es gibt keinen
zeitlichen Druck, dies heute und morgen schon zu
machen.

(Beifall bei der CDU)

Ängste bestehen in der Regel aufgrund von Unsi-
cherheiten und einem Mangel an Information. Ge-
ben wir uns als Gesetzgeber und den Wissenschaft-
lern die Zeit, neue Erkenntnisse zu sammeln und
Schlüsse daraus zu ziehen. Für diesen Entschluss
kann man dann auch werben. Deshalb halte ich den
vorliegenden Gesetzentwurf zum jetzigen Zeitpunkt
für nicht entscheidungsreif.

Zugleich stehe ich uneingeschränkt hinter den Kli-
maschutzzielen der Vereinten Nationen, der Euro-
päischen Union und der Bundesregierung. Wir wis-
sen: Damit sind auch Verpflichtungen verbunden.
Wir wollen den Klimawandel abmildern. Als Kü-
stenland werden wir vom Klimawandel besonders
betroffen.
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Wir wollen bei den erneuerbaren Energien noch
stärker vorankommen. Wir kennen das Potenzial.
Wir sind bereits Vorreiter. Ich gestatte mir ein -
wenn auch nicht selbstzufriedenes - Lächeln und
die Freude, dass wir, Dietrich Austermann und Pe-
ter Harry Carstensen, uns seinerzeit, Ende der
80er-Jahre, als manch andere auch in Kreistagen
ganz andere Diskussionen geführt haben, gesagt ha-
ben, wir verschandelten die Landschaft und viele
andere Dinge mehr, für diese Sachen eingesetzt ha-
ben. Ich gebe gern zu: Das haben wir ohne Wissen
getan, dass das irgendetwas mit Klimaschutz zu tun
haben könnte. Das war nicht die damalige Diskussi-
on. Das hatte damals ganz andere, profane Gründe.
Damals machte zum Beispiel in Büsum, in meinem
Wahlkreis, eine Werft pleite. Uwe Niemann, der
Chef von Husum, saß uns im Nacken und sagte:
Wir müssen Alternativen für den Schiffbau ent-
wickeln.

Ein Schmied, ein Schwarzschmied - hätte ich fast
gesagt -, ein Blacksmith - wie heißt das? -, ein Huf-
schmied

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Groffschmitt!)

- ein Groffschmitt; ja, auf Plattdüütsch gifft dat een
ördentlich Wort dafür, aber auf Hochdüütsch nich -,
ein Groffschmitt in Dänemark, der Vestas hieß, von
dem wir Schweineställe und verzinkte Abferkel-
buchten kauften, machte sein Geschäft plötzlich in
Kalifornien und verkaufte dort 28-kW-Anlagen.

Wir hatten den Growian dort stehen. Rot-grüne
Koalition, wenn Sie sich vielleicht erinnern, wann
der gebaut wurde.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Rot-Grün hat es damals nicht gege-
ben! - Konrad Nabel [SPD]: Das war CDU!)

- Entschuldige mal! So alt sind Sie doch noch nicht,
Herr Nabel, dass Sie das nicht wissen. Das war
Growian. Bei allem Respekt, wenn ich Ihnen das
einmal sagen darf: Als ich in den Bundestag kam,
das war 1983, gab es eine schwarz-gelbe, nicht rot-
grüne - Entschuldigung! - -

(Zurufe)

- Rot-gelbe! - Rot war dabei, das wusste ich noch.

(Heiterkeit)

Wir hatten den Growian dort stehen. Er stand dort
im wahrsten Sinne des Wortes. Ich glaube, Growian
ist 800 Stunden gelaufen. Das, was wir im Haushalt
1983 übernommen haben, waren 60.000 Mark für
den Abbau von Growian. Das war die seinerzeitige

Initiative der sozial-liberalen Koalition - jetzt habe
ich das Wort richtig - für die regenerativen Energi-
en.

Wir wollen den Klimawandel abmildern. Wir wis-
sen aber auch: An den fossilen Energieträgern
führt bis zur Mitte des Jahrhunderts kein Weg vor-
bei. Das bestätigt Ihnen jeder Experte. Auch der
Kollege Hentschel hat das eben gesagt. Deshalb
müssen wir, alle Industriestaaten, die Emissionen
von Treibhausgasen in den Griff bekommen.

Um den Herausforderungen erfolgreich begegnen
zu können, brauchen wir neue Lösungen. Deutsch-
land ist Weltmarktführer in Umwelttechnologien
und steht für Innovation. Die CCS-Technologie
steht am Anfang, und sie bietet fraglos Chancen.
Doch vor einem endgültigen Ja brauchen wir be-
lastbare Einschätzungen zur Untergrundspeiche-
rung von CO2, und zwar solche, die wir dann auch
kommunizieren können. Bis dahin werden wir das
offene Gespräch mit den Menschen vor Ort führen.
Dieses Gespräch werden wir ruhig und sachlich
führen, ohne künstliche Dramatik und sonstige Auf-
geregtheit, auch mit der nötigen Verantwortung, die
wir uns selbst auferlegen, wenn wir von „global
Denken und lokal Handeln“ sprechen. Darum bitte
ich alle Seiten, nicht so aufgeregt zu sein.

(Anhaltender Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke dem Herrn Ministerpräsidenten und teile
den Fraktionen mit, dass für jede Fraktion eine neue
Redezeit von 13 Minuten entstanden ist.

Ich erteile zunächst Herrn Abgeordneten Hentschel
das Wort.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Ich finde, der Ministerpräsident hat einen
bemerkenswerten Beitrag geleistet.

(Beifall bei CDU und SPD)

Der Slogan „Global denken - lokal handeln“ war -
wenn ich mich richtig erinnere - der grüne Slogan
zur Bundestagswahl 1986. Das ist schon etwas her.
Ich finde, wenn wir heute so weit sind, dass er jetzt
vom Ministerpräsidenten Schleswig-Holsteins ver-
kündet wird, dann freut mich das. Das muss ich
ehrlich sagen.

(Zuruf des Abgeordneten Lars Harms [SSW]
- Weitere Zurufe - Dr. Christian von Boetti-
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cher: Das ist Beschlusslage von der Rio-Kon-
ferenz!)

Nun kommen wir weiter. Ich freue mich auch, dass
wir von der Spaßdebatte weg und zu einer ernsthaf-
ten Diskussion gekommen sind.

(Zuruf des Abgeordneten Konrad Nabel
[SPD])

- Ich habe auch keine Konkurrenz zum Club of Ro-
me. Ich freue mich über alle, die an dem gleichen
Ziel mitarbeiten - auch über die Sozialdemokraten.

Ich möchte auf einige Punkte, die der Ministerprä-
sident genannt hat, eingehen. Das eine war die Fra-
ge: Was passiert bis 2040 beziehungsweise 2050,
bis wir die vollständige Versorgung mit regenerati-
vem Strom haben? In dieser Übergangszeit werden
nach unseren Berechnungen noch bis 2023 Atom-
kraftwerke laufen. Das letzte, das abgeschaltet
wird, ist Brokdorf im Jahr 2023. Danach werden
noch bis 2040 oder sogar möglicherweise darüber
hinaus fossile Kraftwerke weiterlaufen - Kraftwer-
ke, die jetzt schon existieren. Die werden alle noch
eine Zeit lang weiterlaufen und dann auslaufen. Die
haben alle kein CCS.

Die einzige Frage, die sich stellt, ist: Brauchen wir
den Neubau von Anlagen - von Kohlekraftwer-
ken und fossilen Kraftwerken - noch, oder ist es
jetzt sinnvoll, das gesamte Geld in regenerative
Energien zu investieren und damit immer mehr re-
generative aufzubauen, sodass wir 2023 über den
kritischen Zeitpunkt des Abschaltens der Atom-
kraftwerke hinauskommen und dann mit dem Aus-
laufen der Kohle- und Gaskraftwerke denen jeweils
ein regeneratives entgegenstellen? Nach unseren
Berechnungen ist das möglich. Wir haben kein Pro-
blem, genügend regenerative Anlagen zu bauen.
Das einzige Problem besteht darin, wenn wir sehr
viel Wind- und Solarenergie im Süden haben und
sehr viel Wasser im Norden - zum Beispiel in Nor-
wegen -, dass wir sehr starke Stromleitungen brau-
chen und dass wir das Stromnetz ausbauen müssen.
Darüber habe ich schon einmal geredet.

Herr Ministerpräsident, das ist also möglich, ohne
neue Kohlekraftwerke zu bauen. Deswegen brau-
chen wir auch kein CCS.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Der zweite Punkt: CCS würde uns nach allem, was
ich zur Kenntnis bekommen habe, nichts nutzen.
Ich habe auch mit den Wissenschaftlern hier aus
der Meeresforschung gesprochen, die beim Thema
CCS führend sind. Voraussichtlich steht CCS erst

2030 zur Verfügung, also zu einem Zeitpunkt, wo
die kritischen Engpässe, die wir überhaupt bei der
Umstellung auf regenerative Energien haben, be-
reits überwunden sind.

(Unruhe)

Der kritische Zeitpunkt ist 2023 die Abschaltung
von Brokdorf. Dann steht aber CCS noch nicht zur
Verfügung. Insofern ist es kein Beitrag zur Lösung
unserer jetzigen Probleme.

(Zuruf des Abgeordneten Claus Ehlers
[CDU])

Trotzdem haben wir uns als Grüne gesagt, dass wir
nicht gegen Forschung im Bereich CCS sind. Wir
sind aber dagegen, dass jetzt bereits Lagerstätten
gefüllt werden, ohne dass wir wissen, ob die Dinger
überhaupt dicht sind.

Wir sind nicht gegen Forschung, weil wir uns vor-
stellen können, dass es möglicherweise 2040 oder
2050, wenn die Technologie ausgereift ist, möglich
ist, aus Biomasse Kohlendioxid mithilfe der CCS-
Technologie abzuscheiden, damit Kohlenstoff aus
der Luft herauszuholen und die zu hohen Kohlendi-
oxidbelastungen der Luft damit zu verringern. Ob
das möglich ist, steht in den Sternen, aber wir sind
nicht grundsätzlich gegen Forschung. Wir sind aber
dagegen, jetzt eine unausgereifte Technologie ein-
zusetzen. Wir sind gegen eine Legitimationsstrate-
gie für Kohlekraftwerke, die uns nichts nutzt und
die wir nicht brauchen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ich möchte noch einmal auf die Haftungsfragen
eingehen, die der Ministerpräsident angesprochen
hat. Herr Garg hat das auch gesagt. Ich halte das für
eine ganz entscheidende Frage. Wir wären sehr viel
weiter in der Energiediskussion, wenn diejenigen,
die ein Kraftwerk betreiben, auch eine Vollhaftung
für das Kraftwerk übernehmen. Wir hätten kein ein-
ziges Atomkraftwerk in Deutschland, wenn es eine
Vollhaftung gäbe.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die Atomkraftwerke haben ein Haftungsrisiko,
das man auf bis zu 5 Billionen € schätzt. Tatsäch-
lich sind sie aber nur bis 5 Milliarden € versichert -
ich glaube, das ist der Stand. Das heißt, es gibt nur
eine ganz kleine Teilhaftung, für den Rest haftet
der deutsche Staat.

(Zuruf des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])
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Es gibt unter Marktbedingungen kein einziges
Atomkraftwerk, das versichert ist. Deswegen halte
ich die Haftungsfrage für entscheidend. Ich habe
Angst - ich sage das extra auch an den Ministerprä-
sidenten -, dass das Gleiche wie bei den Atomkraft-
werken passiert, dass die Haftung vom Staat über-
nommen wird. So steht es auch in den Gesetzen
drin. Die FDP hat sogar beantragt, diese Haftung
ganz aufzuheben, weil man sonst nicht experimen-
tieren könne. Ich finde das katastrophal. Das ist ei-
ne fatale Strategie. Wir müssen eine Vollhaftung
für die Betreiber haben. Dann haben wir auch weni-
ger Probleme.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und des Abgeordneten Olaf Schulze
[SPD])

Jetzt komme ich zu den Konsequenzen. Ich denke,
wir müssen zwei Konsequenzen aus der heutigen
Debatte ziehen, wenn wir uns alle einig sind. Die
eine Konsequenz ist - und da wende ich mich auch
wieder an Sie, Herr Ministerpräsident -: Wir müs-
sen dafür sorgen, dass die Kohlekraftwerke in
Brunsbüttel nicht gebaut werden. Ich fordere Sie
auf, wenn Sie schon in dem Denkprozess, der bei
Ihnen angestoßen worden ist, einen Schritt vorange-
kommen sind, noch einen Schritt weiter zu gehen
und die Frage der Kohlekraftwerke in Brunsbüttel
noch einmal zu überdenken.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich fände es ausgesprochen gut, wenn der Bau der
Kohlekraftwerke in Brunsbüttel nicht zustande
kommt, weil das sonst bedeuten würde, dass wir für
die nächsten Jahre mehr CO2 produzieren und nicht
weniger. Das wäre katastrophal für die Klimabilanz
in Schleswig-Holstein.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der letzte Punkt, um den es geht, betrifft uns alle.
Wir haben gehört, dass alle gegen die CCS-Lage-
rung sind, aber alle Probleme mit ihren Bundespar-
teien haben - Sie mehr als wir.

(Zuruf von der FDP: Haben wir nicht!)

Ich fordere Sie auf - und ich denke, das ist der ent-
scheidende Punkt -: Arbeiten Sie an Ihren Bundes-
parteien, dass in Berlin die gleichen Entscheidun-
gen zustande kommen wie hier in Schleswig-Hol-
stein!

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Das Wort für einen weiteren Beitrag hat Herr Ab-
geordneter Dr. Heiner Garg.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Lieber Kollege Hentschel, ich nehme Ihre Ein-
ladung zur ernsthaften Diskussion gern an, weil
man sich mit Ihnen über Energiepolitik - -

(Zuruf des Abgeordneten Jürgen Weber
[SPD])

- Ich habe mit dem Kollegen Hentschel gesprochen,
Kollege Weber. Ich habe ernsthaft über die Einla-
dung des Kollegen Hentschel gesprochen, weil es
ein sehr differenziertes Positionspapier der Bundes-
tagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur
CCS-Technologie gibt.

Ich wollte Sie fragen, ob Sie auf folgender Grundla-
ge und unter folgenden Voraussetzungen, die die
Bundestagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN aufzählt, auch bereit sind, hier mit uns
über ein völlig neues CCS-Gesetz zu sprechen. Ich
darf daraus zitieren:

„Angesichts der immer alarmierenderen Vor-
hersagen über die Auswirkungen des Klima-
wandels wäre es leichtfertig, eine Technolo-
gie zur CO2-Reduzierung von vornherein
auszuschließen, auch wenn noch viele Fragen
offen sind und sie das Problem nicht grund-
sätzlich behebt. Völlig offen ist auch, ob
Staaten wie China und Indien ihren Anteil an
den Klimaschutzanstrengungen leisten kön-
nen und wollen, wenn ihnen diese Technolo-
gie nicht zur Verfügung stehen wird. Ebenso
offen ist, ob sie überhaupt auf diese Techno-
logie setzen wollen.

Wir sind dafür, einen gesetzlichen Rahmen
zu schaffen, der ermöglicht, die CCS-Tech-
nologie kritisch zu prüfen und großtechnisch
zu erproben, und der Gefahren für Mensch
und Umwelt abschätzt und ausschließt.“

Das ist aus dem Positionspapier der Bundestags-
fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Ich fin-
de das ausgesprochen vernünftig; und es entspricht
genau dem, was wir in Schleswig-Holstein wollen
und was wir gern auch in unsere Bundestagsfrakti-
on einbringen wollen.

Dann hat die Bundestagsfraktion folgende Bedin-
gungen aufgestellt: CCS nur unter klaren Rahmen-
bedingungen. Ich sage das auch, weil vorhin entwe-
der der Kollege Matthiessen oder Sie, Kollege
Hentschel, gesagt haben: keine öffentliche Förde-
rung!
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Folgende Rahmenbedingungen unter der Über-
schrift: CCS nur unter klaren Rahmenbedingungen.
Erstens. Moratorium für Kohlekraftwerke. Ich fin-
de, man kann und sollte ernsthaft darüber reden,
wobei ich an der Stelle auch ganz deutlich sage:
Mir wären die geplanten und kommenden Kohle-
kraftwerke mit CCS-Technologie in Brunsbüttel -
die Grundstücksverkäufe sind bereits vom Landtag
abgesegnet worden - lieber als Kohlekraftwerke,
die das gesamte CO2 in die Luft blasen. Das sage
ich auch ganz deutlich.

(Beifall bei FDP und CDU)

Also ein Moratorium für Kohlekraftwerke.

Zweitens. Öffentliche Finanzierung von CCS-For-
schung nur mit strengen Kriterien. Drittens. Voll-
ständige Übernahme der Kosten für Nachsorge und
Risiko durch die Energiewirtschaft. Ich glaube, bei
diesem Punkt trennt uns gar nichts. Viertens. Ver-
bindliche Öffentlichkeitsbeteiligung und maximale
Transparenz beim Verfahren statt Bergrecht. Fünf-
tens. Keine CO2-Einlagerung im Meer. Sechstens.
Neben der Endlagerung muss auch der Transport
des CO2 klar geregelt werden. - Trennung von Netz
und Betrieb. Siebtens. Keine Beeinträchtigung von
alternativen Nutzungen. Achtens. Einlagerung nur
bei einer CO2-Reinheit von mindestens 98 %.
Neuntens. Verpflichtende Geruchskennzeichnung
zur Risikominimierung bei Handling und Trans-
port.

Lieber Kollege Hentschel, das wäre eine Grundlage
für die Diskussion über ein neues CCS-Gesetz, das
die Erforschung und die Erprobung dieser Techno-
logie anwendungsreif macht, damit wir forschen
können und damit diese Technologie nicht von
vornherein ausgeschlossen wird. Wenn es sich er-
weist, dass sie nichts taugt, dann werden Sie hier
niemanden finden, der weiterhin auf diese Techno-
logie setzt. Insofern freue ich mich darüber, dass es
das in dieser Form gibt. Das ist sehr differenziert
und sehr sachlich. Mein Vorschlag wäre, diesen
Kriterienkatalog mitzubedenken, wenn sich der
Wirtschaftsausschuss mit diesem Thema auch im
Rahmen der geplanten Anhörung befasst.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat Herr Abgeord-
neter Matthiessen das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ich will noch einmal auf die
SPD eingehen. Vor dem Hintergrund der heutigen
Debatte in diesem Haus finde ich, dass Sie ein mas-
sives Problem mit dem Bundesprogramm haben,
das Sie jüngst verabschiedet haben.

(Zurufe)

- Knödel für Knödel! Erst einmal bin ich bei der
SPD.

Das Programm ist lang. Die Überschrift lautet:
Deutschland als Pionier für nachhaltige Energiepo-
litik und Mobilität und so weiter. So geht es seiten-
weise weiter. Ich beschränke mich auf die kohlere-
levanten Punkte unter der Überschrift: „Effiziente
Nutzung fossiler Energieträger“. Hier heißt es nicht
etwa kurz- oder mittelfristig, sondern es heißt dort
auf absehbare Zeit. Das bedeutet über die Zeit, die
wir heute übersehen können. Über den Verlauf die-
ses Zeitraums könne nicht auf Kohle und Gas ver-
zichtet werden.

An anderer Stelle heißt es: Wir brauchen neue In-
vestitionen in hoch moderne, effiziente fossile
Kraftwerke. An anderer Stelle heißt es: Wir brau-
chen in Deutschland eine Technologie zur Abtren-
nung von Kohlendioxid. Diese soll weiterent-
wickelt werden. Dann nennen Sie noch die Sache
mit der Wiederverwendung, was natürlich viele
Fragezeichen aufwirft. Zu den mir bekannten Ver-
wendungen von CO2, zumindest zu energetischen
Zwecken, zum Beispiel zur Fütterung von ölprodu-
zierenden Bakterien und so weiter, was in Ansätzen
möglich ist, sage ich Ihnen: All das ist sehr flächen-
intensiv und noch weit von dem entfernt, was eine
Partei in ihr Bundestagsprogramm schreiben sollte.

Der Zukunft der Steinkohle widmen Sie ein Ex-
trakapitel. Die Revisionsklausel für den deutschen
Steinkohlebergbau soll wirksam gemacht werden,
sodass das faktische Auslaufen des Kohlebergbaus
verhindert wird. Das bedeutet eine Wiederaufnah-
me der mühsam überwundenen Prozesse. Diese
Prozesse dauern lange. Herr Nabel sagte dies: Nun
haben wir diese Steinkohlesubventionitis in einem
mühsamen und langfristigen Prozess endlich über-
wunden, da nimmt die SPD das wieder in ihr Pro-
gramm auf. Damit will ich diesen Punkt beenden.

Herr Ministerpräsident, es war eben nicht nur Tho-
mas Oppermann von der SPD, der sich darüber be-
schwert hatte, dass die CDU in der Frage der Ge-
setzverabschiedung einen Rückzieher gemacht hat.

8496 Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 114. Sitzung - Mittwoch, 17. Juni 2009

(Dr. Heiner Garg)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D92&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D282&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D282&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D282&format=WEBVOLLLANG


Das war auch Frau Reichel. Sie sagt, das Gesetz ha-
be noch Chancen, wir sollten diese Chancen wahr-
nehmen. Braunkohle werde nur wettbewerbsfähiger
Bestandteil des Energiemixes bleiben, wenn CCS
komme und so weiter. Nun erfreuen wir das Volk
allerdings nicht immer, wenn wir bei Sachdebatten
unser parteipolitisches Hickhack entfalten.

Herr Ministerpräsident, daher wollte ich Ihr Ange-
bot wahrnehmen, hier zu einer Debatte zu kommen,
und zwar mit einer Nebenbemerkung: Der Growi-
an war gar nicht so schlecht. Wir haben sehr viel
davon gelernt. Sie haben ja die Historie bemüht.
Wo liegt aber das eigentliche Problem bei CCS?
Ich bin nicht gegen eine Beschäftigung mit dem
Thema. Im Moment läuft jedoch eine Legitimati-
onsdebatte für Kohlegroßkraftwerke. Damit habe
ich ein energiewirtschaftliches Problem.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Der Ausbau der Stromerzeugung in Kohlekraftwer-
ken steht in direkter Konkurrenz zur Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energiequellen. Groß-
kraftwerke können ihre Leistung nicht modulieren.
Sie können in einem Kraftwerkspark der Zukunft
nicht mitspielen. Sie können wechselnde Lasten im
Netz technisch nicht kompensieren. Das aber ist die
Aufgabe zukünftiger Kraftwerke. Sie müssen der
regenerativen und auch der hocheffizienten wärme-
oder kältegekoppelten Stromerzeugung dienen kön-
nen. Das ist das Problem, das ich auch mit so einem
Großkraftwerk in Brunsbüttel habe. Sie beschwe-
ren sich immer darüber, dass Windkraft nicht
grundlastfähig sei. Umgekehrt gilt aber auch, dass
diese Großkraftwerke technisch nur Grundlast fah-
ren können. Die Großkraftwerke stehen dem ökolo-
gischen Wandel der Energiewirtschaft, den wir aus
Klimaschutzgründen brauchen, aus technischen
Gründen entgegen.

Die CCS-Debatte ist eine Rechtfertigungsdebatte
oder eine Legitimationsdebatte zum Bau dieser
nicht zukunftsfähigen Großkraftwerke. Sie erfor-
dern gigantische Investitionen, und ihre technische
Lebenszeit und auch die ökonomische Notwendig-
keit, sie voll ausgelastet zu betreiben, erstrecken
sich über vier bis sechs Jahrzehnte. Damit ist dies
weder eine mittelfristige Strategie noch eine
Brückentechnologie. Die Brückentechnologie, die
wir brauchen, ist ein zügiger Ausbau der Kraft-
Wärme-Kopplung auf Anteile in der Größenord-
nung von 30 %. Das kann man im Zubau auch an-
hand der Sterbelinie des bestehenden Kraftwerk-
parks darstellen.

Damit wollte ich einen kleinen Input für die Debat-
te geben, die wir sicherlich im Wirtschaftsaus-
schuss führen werden. Wir müssen neu über die
Energiezukunft nachdenken. Ich sage mit allem
Ernst: Das ist eine Debatte, die wir über den Rah-
men der Parteigrenzen hinaus führen sollten, in de-
nen wir uns so gern tummeln. Wir sollten das Wort
des Herrn Ministerpräsidenten tatsächlich ernst
nehmen und in eine Debatte eintreten, damit wir
Positionen neu überdenken können.

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Herr Abgeordneter, die Zeit!

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich wollte daran appellieren, gemeinsam in so eine
Debatte einzutreten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag erhält Frau Abge-
ordnete Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Man könnte sagen: So weit, so gut. Das ganze Haus
wird unserem Antrag folgen. Schleswig-Holstein
wird diesen Gesetzentwurf im Bundesrat ablehnen.
Das ist ein gutes Ergebnis dieser heutigen Debatte.
Herr Ministerpräsident, ich möchte hinzufügen: Es
ehrt Sie, dass Sie sich hier hinstellen und sagen, Sie
hätten dazugelernt und Ihre Meinung geändert. Das
ehrt Sie. Das brauchen wir in der Politik, das finde
ich gut.

Dass die Debatte heute noch einiges mehr gezeigt
hat, kam nicht wirklich überraschend. Dieses par-
teipolitische Geplänkel gehört scheinbar dazu. Ich
gehe jede Wette ein, dass wir uns anständig mitein-
ander unterhalten können, wenn wir diesen Saal
verlassen. Ich gehe davon aus, dass wir sehr wohl
wissen, dass es Unterschiede zwischen Landes- und
Bundespolitik gibt. Daher möchte ich noch einmal
zitieren, was Arnold Petersen von den „Lübecker
Nachrichten“ - nachzulesen im heutigen Pressespie-
gel - von sich gegeben hat. Frau Präsidentin, mit Ih-
rer Erlaubnis zitiere ich:

„Nordrhein-Westfalen stellt in allen Bundes-
tagsfraktionen die stärksten regionalen Ba-
taillone. Umso bemerkenswerter ist es, dass
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sich die acht CDU-Vertreter aus Schleswig-
Holstein gegen die 47 Kollegen aus NRW in
der Unionsfraktion durchsetzen konnten: Auf
ihr Betreiben und mit lautstarker Unterstüt-
zung von Ministerpräsident Peter Harry Car-
stensen wurde gestern das Gesetz, das die
Speicherung des Klimakillers Kohlendioxid
unter Erde ermöglichen soll, vorläufig ge-
stoppt.“

Ich denke, das sollte man anerkennen. Diese NRW-
Lobby ist groß und mächtig.

(Beifall bei SSW, CDU und FDP)

Wir sollten aber auch noch einmal auf die bisherige
Debatte in Schleswig-Holstein zurückblicken. Die
Bürgerbewegung gegen CCS ist nicht erst vor Kur-
zem entstanden. Menschen haben sich bereits seit
Monaten gegen CCS ausgesprochen und dagegen
demonstriert. Meines Wissens hat es bis gestern
oder vielleicht vorgestern keinen Dialog, keine Ge-
spräche mit der Landesregierung gegeben; das darf
nicht unter den Teppich gekehrt werden.

Richtig ist auch, dass das Bundesgesetz in kür-
zester Zeit hätte durchgepeitscht werden sollen; es
geht um einen Zeitraum von sechs bis acht Wo-
chen. Das ist vielleicht kein Weltrekord, aber doch
bemerkenswert. Das sollte uns zu denken geben,
welche Interessen hinter diesem Gesetz stehen. Ei-
nerseits heißt es zwar, dass wir in einer Situation
seien, in der wir nicht genug Wissen hätten, und
deshalb alles genau erforschen müssten. Anderer-
seits macht dann aber der ins Auge gefasste kurze
Zeitraum deutlich, welche Interessen hinter diesem
Gesetzentwurf stehen. Herr Kollege Hentschel und
mein Kollege Harms haben bereits zu Recht hervor-
gehoben, dass die Debatte davon abgesehen keine
schlechte war und dass es jetzt darauf ankommt, sie
im Wirtschaftsausschuss sachlich weiterzuführen.
Die Bürgerbewegung im Landesteil Schleswig exi-
stiert weiterhin. Deswegen brauchen wir weiterhin
den Dialog mit den Menschen vor Ort.

Ich rufe außerdem noch einmal in Erinnerung, dass
es auf kommunaler Ebene - zum Beispiel im
deutsch-dänischen Grenzland mit dem Klimapakt
Flensburg - auch eine andere Bewegung gibt, die
CO2-Neutralität anstrebt und vor Ort zusammen
mit den Menschen etwas unternehmen will. Auch
mit diesen Kräften muss die Landesregierung, muss
das Land Schleswig-Holstein den Dialog suchen.

In der heutigen Debatte ist mehrfach angesprochen
worden, dass die neue Technologie erforscht wer-
den müsse. Es kann ja sein, dass das so ist. Ich
möchte aber auch noch einmal in Erinnerung rufen,

dass Forschung nicht im luftleeren Raum - also un-
abhängig von der Gesellschaft - stattfindet. Wir
müssen jetzt die Weichen richtig stellen. Wir wis-
sen, dass die neue CCS-Technologie erst 2040
großtechnisch nutzbar sein wird. Zu diesem Zeit-
punkt müssen wir im Ausstieg aus der Kohleener-
gie aber schon weit fortgeschritten sein.

(Beifall beim SSW - Zuruf von Ministerprä-
sident Peter Harry Carstensen)

- Lieber Herr Ministerpräsident, das kann ja sein.
Aber mein Anliegen ist es, dass wir nicht den Feh-
ler wiederholen dürfen, den wir bei der Kernenergie
gemacht haben. Damals hieß es immer, wir wollten
die Energie und müssten sie erforschen. Die richti-
ge Weichenstellung bedeutet, dass wir uns gegen
CCS und für regenerative Energien aussprechen
und bürgernahe Projekte vor Ort in unseren Überle-
gungen einbeziehen. Das muss die Zielsetzung sein.
Wenn die heutige Debatte dazu führt, dass wir uns
das noch einmal in Erinnerung rufen, ist sie gar
nicht so schlecht gewesen.

(Beifall beim SSW)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Das Wort für einen weiteren Beitrag erhält Herr
Abgeordneter Olaf Schulze.

Olaf Schulze [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir haben in der heutigen Debatte vieles
zu den unterschiedlichen Ansichten einzelner Lan-
des- und Bundesverbände und darüber, wie groß
die Kluft in den einzelnen Parteien zum Teil ist, ge-
hört. Es hieß außerdem, dass die Erforschung von
CCS weiter vorangetrieben werden soll. Ich möchte
nur hinzufügen, dass Herr Oppermann von der SPD
den Kollegen von der Union angeboten hat, die Er-
forschung dort, wo sie erwünscht ist, nämlich in
Brandenburg, rechtzeitig fortzuführen. Allerdings
scheint auch durch die CDU ein Riss zu gehen, was
deutlich wird, was in der heutigen Debatte und mit
Blick auf die Aussage von Katherina Reiche deut-
lich geworden ist.

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Detlef Matthiessen?

Olaf Schulze [SPD]:

Ja, natürlich.
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Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Schulze, ist Ihnen
bekannt, dass das Vorhaben in Nordfriesland
auch unter der Überschrift „Forschung“ läuft
und dass es gar keine anderen rechtlichen
Grundlagen gibt?

Das ist mir bekannt. Außerdem möchte ich noch
darauf hinweisen, dass es auch ein Forschungsvor-
haben in NRW gibt. Dies haben wir im Wirt-
schaftsausschuss erörtert, wo Herr Dr. Sauer uns
außerdem darüber aufgeklärt hat, dass vonseiten der
EU nur zwei Forschungsprojekte für Deutschland
vorgesehen sind. Diese beiden Forschungsprojekte
sind für Brandenburg und Nordrhein-Westfalen
vorgesehen, nicht aber für Schleswig-Holstein.

Wir sollten uns vielleicht weniger darauf konzen-
trieren, wer auf Bundes- und Landesebene unter-
schiedliche Ansichten hat, und stattdessen genauer
darauf achten, was in der heutigen Diskussion in-
haltlich geäußert wurde. Der Herr Ministerpräsident
hat davon geredet, dass wir bis zur Mitte des Jahr-
hunderts an fossilen Energieträgern nicht vorbei-
kommen werden. Darf ich das so verstehen, dass
wir uns einig sind, dass wir danach auf regenerative
Energien setzen?

(Beifall beim SSW)

Wenn ja, freue ich mich darüber, dass wir uns in
diesem Punkt einig sind. Denn das wird ein Punkt
sein, den wir in Zukunft auch im Hinblick auf die
CCS-Technik diskutieren müssen, und zwar im
Rahmen unserer Anhörung im Ausschuss. Die For-
schungsphase wird sehr lange dauern. Im Hinblick
darauf, dass bis 2020 oder 2025 geforscht werden
soll und die CCS-Technik erst ab 2030 eingesetzt
werden kann, müssen wir - auch im Ausschuss -
darüber diskutieren, ob es nicht kontraproduktiv ist,
weiter an der CCS-Technik festzuhalten.

Global denken, lokal handeln - dies sollten wir um-
setzen. Ich freue mich über den Sinneswandel des
Ministerpräsidenten sowie der Landesregierung und
der CDU insgesamt; sie wollen jetzt endlich auf die
Menschen hören. Am 28. Januar 2009 haben wir
schon einmal über CCS diskutiert. Heute reden wir
über Nordfriesland, aber auch in Ostholstein sind
die Menschen besorgt und in Aufruhr. Auch diese
Menschen sollten wir nicht vergessen.

(Beifall bei SPD und SSW)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe damit die Beratung. Es ist beantragt wor-

den, über den Antrag in der Sache abzustimmen.
Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? – Da-
mit ist der Antrag Drucksache 16/2676 einstimmig
angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 22 auf:

Ladenöffnungszeiten in der Kieler Innenstadt an
ausgewählten Sonntagen

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 16/2671

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Mit dem Antrag werden ein mündlicher und ein
schriftlicher Bericht in dieser Tagung erbeten. Im
Ältestenrat ist vereinbart worden, dass der mündli-
che Bericht in der heutigen Sitzung gegeben wird.
Ein schriftlicher Bericht soll zur nächsten Tagung
vorgelegt und ohne Aussprache an den Wirtschafts-
ausschuss überwiesen werden.

Wer mit dieser Vorgehensweise einverstanden ist,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Für die Landesregierung erteile ich dem Herrn Mi-
nister für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr,
Dr. Jörn Biel, das Wort für den mündlichen Bericht.

Dr. Jörn Biel, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nun
kommen wir zu einem viel nüchterneren Thema.
Aber dieses Thema hat in der Vergangenheit eben-
falls schon für einige Aufregung gesorgt.

Die Landeshauptstadt hat in jüngster Vergangenheit
mehrfach darum gebeten, die Bäderverordnung
des Landes auf die Kieler Innenstadt auszudeh-
nen. Getragen ist der Antrag von der Hoffung und
Erwartung, dass die Kreuzfahrtpassagiere die Kas-
sen des Einzelhandels künftig auch sonntags kräftig
klingeln lassen.

Nach einer aktuell vorgelegten Untersuchung der
Lübecker CIMA GmbH ist in der Zeit von April bis
September ein zusätzliches Kaufkraftpotenzial von
knapp 250.000 € pro verkaufsoffenem Sonntag
durch die Schiffspassagiere zu erwarten.

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir eine
generelle Vorbemerkung. Ich gehöre zu den glü-
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henden Befürwortern eines äußerst liberalen La-
denschlussgesetzes.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sehr gut!)

Denn niemand kennt den Markt und die Umsatz-
möglichkeiten besser als der Einzelhandel selbst.

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP] und vereinzelt bei der CDU)

Doch den Versuch, die Ladentüren der Kieler In-
nenstadt über den Umweg der Bäderregelung auf-
zustoßen, halte ich für untauglich.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Beim Gutachten der CIMA handelt es sich um eine
Untersuchung allein aus Sicht des Einzelhandels.
Dem steht das Ladenöffnungszeitengesetz gegen-
über, und zwar mit dem im Grundgesetz veranker-
ten Gebot, wonach Verkaufsstellen an Sonn- und
Feiertagen geschlossen bleiben müssen. Die Bäder-
verordnung stellt eine Ausnahme von diesem
Grundsatz dar. Danach darf das Land durch Ver-
ordnung bestimmen, dass in anerkannten Kur- und
Erholungsorten sowie in Gemeinden oder Gemein-
deteilen, die - so wörtlich - „von besonders starkem
Urlaubstourismus geprägt sind“, die Läden an
Sonn- und Feiertagen geöffnet sein dürfen. In Kiel
wurde diese starke Tourismusprägung bislang nur
für Schilksee und den Falkensteiner Strand aner-
kannt.

Somit komme ich zur ersten Frage im Antrag der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, wie die
Landesregierung das Gutachtenergebnis der CIMA
bewertet. Die Expertise stellt, wie gesagt, eine bele-
bende Wirkung von Sonntagsöffnungen auf den In-
nenstadteinzelhandel fest. Aber das greift zu kurz.
Denn der Aspekt der sogenannten Versorgungsbe-
dürfnisse von Touristen am Sonntag als zwingen-
de Anforderung des Ladenschlussgesetzes bleibt
völlig außer Betracht. Unter Versorgungsbedürfnis-
sen versteht der Gesetzgeber, dass Feriengäste, die
beispielsweise am Sonntag von weit her anreisen,
in die Lage versetzt werden müssen, sich noch am
selben Tag mit sogenannten Dingen des täglichen
Bedarfs zu versorgen. Insbesondere auf diesen Ver-
sorgungsaspekt, der auf Kreuzfahrttouristen nun
wahrlich nicht zutrifft, wurden die Bäderregelungen
der vergangenen Jahre gestützt. Aspekte wie die
Förderung des Tourismus oder die Attraktivitäts-
steigerung bestimmter Regionen spielen keine Rol-
le.

Meine Damen und Herren, um die zweite Frage des
Antrags klar zu beantworten: Nein, die Einbezie-
hung der Kieler Innenstadt in die Bäderverordnung

kann, auch während der Kreuzfahrtsaison, nicht er-
folgen. Die Kieler Innenstadt ist kein Gemeindeteil,
der von besonders starkem Urlaubstourismus ge-
prägt ist. Die rechtliche Grundlage für die Bäder-
verordnung und somit die Bäderverordnung selbst
gelten nur für Gebiete, für die die Tourismuswirt-
schaft von herausragender Bedeutung ist. Der in § 9
des Ladenöffnungszeitengesetzes als Vorausset-
zung genannte Begriff des Urlaubstourismus impli-
ziert den sogenannten Übernachtungstourismus,
bei dem allein das Versorgungsbedürfnis der Urlau-
ber besonders hoch ist, und nur in diesem Fall wäre
es zu rechtfertigen, den grundgesetzlich gesicherten
Schutz der Sonn- und Feiertage einzuschränken.
Entsprechend führt dies auch die Begründung des
vom Landtag im Jahr 2006 verabschiedeten Ge-
setzes aus.

Die Touristen von Fährlinien und Kreuzfahrt-
schiffen sind demgegenüber in aller Regel Tages-
touristen, für die ein besonderes Versorgungsbe-
dürfnis nicht besteht. Ich darf, auch wenn es lange
vor meinem Amtsantritt war, daran erinnern, dass
der Landtag dies bereits im Jahr 2005 im Rahmen
der Beratung zur Bäderregelung umfassend disku-
tiert hat. Seinerzeit hat sich eine deutliche Mehrheit
gegen eine Einbeziehung der Innenstädte und Ober-
zentren ausgesprochen. Würde man für größere
Städte wie Kiel weitere Ausnahmemöglichkeiten
schaffen und diese mit der Belebung des Einzelhan-
dels oder der Steigerung der Attraktivität begrün-
den, so würde die Bäderverordnung insgesamt ih-
ren Charakter als Ausnahmeregelung verlieren.
Sie wäre in Gefahr, rechtlich angreifbar zu werden.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, das schleswig-holsteini-
sche Recht bietet neben der Bäderverordnung wei-
tere Ausnahmemöglichkeiten. In § 5 des Laden-
öffnungszeitengesetzes sind generelle Öffnungs-
möglichkeiten an bis zu vier Sonn- und Feiertagen
im Jahr vorgesehen, die die Gemeinden eigenver-
antwortlich festlegen können. Die Landeshauptstadt
Kiel wäre insoweit frei, diese verkaufsoffenen
Sonn- und Feiertage in die Hauptkreuzfahrtsaison
zu legen.

Lassen Sie mich abschließend zu den letzten beiden
Fragen des Berichtsantrags kommen, ob und unter
welchen Voraussetzungen das Land durch Verord-
nung zusätzliche Sonntagsöffnungen für den Ein-
zelhandel der Kieler Innenstadt erlauben würde und
ob es möglich ist, den Begriff „Kieler Innenstadt“
per Verordnung so zu definieren, dass diese räum-
lich von der Altstadtinsel bis zum Sophienhof reicht
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und damit nur Geschäfte öffnen dürfen, die fußläu-
fig von den Gästen zu erreichen sind.

Das Land hat nur eine Möglichkeit, durch Verord-
nung eine Sonntagsöffnung in der Kieler Innen-
stadt zuzulassen, und zwar nach § 9 des Ladenöff-
nungszeitengesetzes, nämlich durch eine Aufnahme
in die Bäderverordnung. Die ablehnende Haltung
meines Hauses hierzu habe ich bereits ausgeführt.
Dagegen besteht sehr wohl die grundsätzliche Mög-
lichkeit, Sonntagsöffnungen auch für einzeln zu be-
nennende Gemeindeteile zuzulassen, also unter
Umständen für den im Antrag genannten Bereich
zwischen Altstadtinsel und Sophienhof. Hiervon
haben wir in der Bäderverordnung Gebrauch ge-
macht, um touristisch geprägte Gemeindeteile in
die Ausnahmeregelung aufnehmen zu können,
wenn die Stadt insgesamt die Anforderungen nicht
erfüllt.

Ich würde es begrüßen, wenn wir hierüber in den
Ausschüssen weiterdiskutieren könnten.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke dem Herrn Wirtschaftsminister für seinen
Bericht und teile den Fraktionen mit, dass für sie ei-
ne zusätzliche Redezeit von einer Minute und
vierundvierzig Sekunden entstanden ist.

Ich eröffne die Aussprache und erteile der Frau Ab-
geordneten Monika Heinold von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN das Wort.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr
geehrter Herr Minister, vielen Dank für diesen ers-
ten mündlichen Bericht, in dem Sie deutlich ge-
macht haben, wie schwierig es ist, eine Ausnahme
für Kiel zu finden. Aber wenn ich Ihren letzen Satz
richtig verstanden habe, haben Sie nicht gesagt, es
sei gar nicht möglich, sondern Sie haben gesagt,
dass wir im Ausschuss darüber beraten und noch
einmal ausloten können, was möglich ist. Das wer-
den wir auch tun, wenn der schriftliche Bericht vor-
liegt.

Hintergrund unseres Antrags ist, dass wir den vie-
len Kreuzfahrerinnen und Kreuzfahrern, die nach
Kiel kommen, attraktive Möglichkeiten, auch Shop-
ping-Möglichkeiten, bieten wollen, und Hinter-
grund ist auch unser Anliegen, dass wir in Debatten
um Ladenöffnungszeiten immer in den Vorder-
grund gestellt haben: Die Öffnung von Läden
kann und muss auch zur Strukturpolitik genutzt

werden, um die Innenstädte zu stärken, lebendig
und interessant zu machen und um das Leben in der
Stadt lebens- und liebenswert zu machen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass wir in den letzten Jahren rund um die großen
Städte große Einkaufszentren zugelassen, sie ge-
nehmigt und gebaut und dort kostenlose Parkplätze
zur Verfügung gestellt haben, führt dazu, dass die
Innenstädte Stück für Stück ausbluten und für die
Menschen, die dort wohnen, immer weniger inter-
essant sind. Deshalb sagen wir, dass man alles, was
man über die Strukturpolitik zur Stärkung der In-
nenstadt tun kann, auch über das Ladenöffnungsge-
setz tun sollte.

Mit 126 einlaufenden Kreuzfahrtschiffen und über
220.000 Passagieren haben wir in Kiel ein großes
Potenzial. Hinzu kommen die anlaufenden Fähr-
schiffe und die jeweiligen Besatzungsmitglieder.
Aus unserer Sicht ist das tatsächlich ein Pfund für
die Stadt, mit dem sie wuchern kann und wuchern
muss.

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich freue mich auf die Ausschussdebatte.

Ein Punkt ist uns zentral wichtig: Wenn wir eine
Ausnahmeregelung finden, sollte sie nicht so weit
gehen, dass auch Ikea und andere große Einkaufs-
märkte einbezogen werden. Die Ausnahme muss
tatsächlich begrenzt bleiben. Es ist soeben schon
darauf hingewiesen worden, dass im Rahmen der
Bäderregelung eine Begrenzung auf einzelne Teile
der Gemeinde möglich ist. Lassen Sie uns insofern
noch einmal ergebnisoffen darüber diskutieren.

Ich war ein bisschen verwundert über die IHK zu
Kiel, die gleich gesagt hat, dass sie den Vorschlag
nicht begrüße, weil das letztlich mehr koste, als es
einbringe. Auch die Gewerkschaften haben sich kri-
tisch geäußert; das war aber absehbar.

Gefreut haben wir uns über ein letztes kleines
schwarz-grünes Bündnis in Kiel. Die ehemalige
Oberbürgermeisterin hat uns sehr dafür gelobt und
gesagt, die IHK könne sich ein Beispiel an der
Wirtschaftsfreundlichkeit der Grünen nehmen. -
Das lassen wir einfach mal so stehen.

Entscheidend ist, dass wir die Debatte tatsächlich
zielgenau führen und dass wir überlegen, was wir
umsetzen können. In dem Sinne sollten wir auf den
schriftlichen Bericht warten und dann darüber im
Ausschuss debattieren.
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(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW])

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke der Frau Abgeordneten Heinold. - Für die
CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Jo-
hannes Callsen das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
uns vorliegende Berichtsantrag der Grünen zum La-
denschluss und die Ausführungen, die wir soeben
gehört haben, sind schon ein kleines Kuriosum. Ich
muss gestehen, dass ich zweimal nachsehen musste,
wer denn Antragsteller ist. Ich habe mich bei der
netten Kollegin Heinold noch einmal erkundigt, ob
ich auch alles richtig verstanden habe. Aber es ist in
der Tat so.

Ich will daran erinnern: Am 29. November 2006
haben CDU und SPD beschlossen, die Ladenöff-
nungszeiten zu liberalisieren. In diesem Hohen
Haus fand das Gesetz breiten Rückhalt. Alle Frak-
tionen und der SSW waren und sind sich nach wie
vor darüber einig - auch wenn unser Koalitionspart-
ner nach seinem Parteitag in Elmshorn offenbar
wieder einmal den Rückwärtsgang einlegen will.
Alle Fraktionen stimmten zu - alle, bis auf die Grü-
nen. Am liebsten würde ich mir die Zeit nehmen,
Ihre gesamte Rede von damals zu zitieren, Herr
Kollege Matthiessen; er ist leider nicht hier.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] führt in den hinteren Reihen ein
internes Gespräch)

Aus Zeitgründen beschränke ich mich auf ein paar
Highlights. Mit Erlaubnis des Präsidiums Zitat
Matthiessen:

„Diese sogenannte Liberalisierung der La-
denöffnungszeiten macht nicht frei, sondern
wir unterwerfen uns damit einem unbegrenz-
ten Ökonomismus.“

(Lachen bei der CDU)

Oder:

„Wir erschließen uns uneingeschränkte Ein-
kaufserlebniswelten bei gleichzeitiger kultu-
reller Verarmung.“

(Vereinzelter Beifall bei der SPD - Beifall
des Abgeordneten Dr. Johann Wadephul
[CDU])

Herr Kollege Matthiessen, das waren starke Worte
gegen Konsum, Kaufrausch und Kapitalismus. Ich
begrüße ausdrücklich, dass Ihre Parteifreundin Mo-
nika Heinold mit ihrem Antrag jetzt ein Zeichen der
Besserung aussendet. Sie hat offenbar begriffen,
dass die verantwortungsvolle Liberalisierung der
Ladenöffnungszeiten auch positive wirtschaftliche
Impulse bringen kann.

(Zuruf von der CDU: Das ist ein Koalitions-
angebot!)

Dennoch wird die CDU Ihrem Anliegen so nicht
einfach zustimmen; denn die Forderung der Grünen
- mehr verkaufsoffene Sonntage - ist aus formalen,
aus ökonomischen, aber auch aus kulturellen Grün-
den abzulehnen. Die Landeshauptstadt Kiel ist bei
Weitem nicht so touristisch geprägt, wie es bei-
spielsweise Westerland ist. Kiel hat viele schöne
Facetten, aber eine reine Tourismusstadt ist sie
nicht - daran ändern auch die zahlreichen Kreuz-
fahrtschiffe nichts. Aus unserer Sicht kann also
schwerlich eine Rechtfertigung für zusätzliche
Sonntagsöffnungsöffnungen abgeleitet werden. Der
Herr Wirtschaftsminister hat das soeben erläutert.

Das Gleiche gilt für die Beschränkung auf die Kie-
ler Innenstadt. Die Grünen können sich gern eine
Definition der Innenstadt wünschen. Aber warum
sollte man am Sonntag nur dort einkaufen gehen
dürfen? Das wäre ein klarer Wettbewerbsvorteil ge-
genüber anderen Einzelhändlern in Kiel selbst, aber
auch in den umliegenden Städten und deswegen
kaum durchzuhalten.

Aus ökonomischer Sicht lässt sich ein weiteres
Gegenargument finden: Lediglich ein Plus von
250.000 € Kaufkraft pro Sonntag ist laut der schon
zitierten Studie zu erwarten. Das ist im Durch-
schnitt gut 1 € für jeden Kieler. Aus meiner Sicht
stehen diese Summen in keinem Verhältnis zu der
Bedeutung des Verlustes des Sonntags als Ruhe-
und Familientag.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich weiß, wir ha-
ben Ausnahmen bei der Öffnung an Sonntagen be-
schlossen. Diese Ausnahmen haben wir aber auf
vier Sonntage begrenzt. Das ist eine gute und ver-
tretbare Lösung. Auch die Freiheiten, die die Bä-
derregelung gewährt, gelten nur dort, wo der Tou-
rismus eine herausragende Rolle spielt.

Wir haben auch als christliche Partei beim Laden-
öffnungszeitengesetz und bei der Bäderregelung ei-
ne verantwortungsbewusste Abwägung vorgenom-
men. Die Bedeutung des Sonntags als Feiertag hat
aus unserer Sicht Vorrang vor ökonomisch moti-
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vierten Ausnahmen, die wir daher bewusst begrenzt
haben.

(Beifall des Abgeordneten Jürgen Weber
[SPD])

Ich komme auf die Bäderregelung zu sprechen. In
Kur- und Erholungsorten haben wir mit der Bäder-
regelung Ausnahmen zur Versorgung der Touri-
sten zugelassen. Das juristische Vorgehen der Kir-
che allerdings gegen die Bäderregelung in Meck-
lenburg-Vorpommern zeigt: Wir dürfen und sollten
diese Ausnahmen nicht überziehen; denn es besteht
die Gefahr, dass dann die gesamte Bäderregelung
juristisch fiele. Damit würden wir dem Tourismus
in Schleswig-Holstein insgesamt einen Bärendienst
erweisen.

Alle diese Gründe sprechen gegen die angesproche-
ne Ausweitung der Öffnungszeiten in der Kieler In-
nenstadt.

Ich will abschließend gern darauf hinweisen, dass
selbst die Interessenvertretung der Wirtschaft die-
sen Vorstoß ablehnt. Ich zitiere - mit der Genehmi-
gung des Präsidiums - aus der Stellungnahme der
IHK zu Kiel:

„Sonntagsöffnungen sind mit erheblichen
Mehrkosten für die Händler, vor allem im
Personalbereich, verbunden … Nach unseren
Schätzungen reicht das in der Studie ermittel-
te Potenzial gerade einmal aus, um besten-
falls drei bis vier größere Warenhäuser bezie-
hungsweise Facheinzelhändler auszulasten.“

Liebe Kollegin Heinold, lieber Kollege Matthies-
sen, es tut mir leid, dass wir Ihnen bei der Suche
nach ökonomischer Vernunft an dieser Stelle einen
solchen kleinen Schlag versetzen mussten. Aber in
diesem Fall sprechen die Fakten eindeutig gegen ei-
ne weitere Liberalisierung im Ladenschlussbereich.
Ich hoffe dennoch inständig, dass die Grünen ihre
Lernbemühungen auch in anderen Bereichen der
Wirtschaftspolitik nicht einstellen und sich weiter
auf die CDU-Wirtschaftspolitik zubewegen werden.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Herrn Abgeordneten Johannes Callsen. -
Für die SPD-Fraktion erteile ich das Wort Herrn
Abgeordneten Peter Eichstädt.

Peter Eichstädt [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben den Bericht

erbeten, offensichtlich um zu klären, ob zusätzliche
Öffnungszeiten an Sonntagen nach § 9 Abs. 1 Zif-
fer 2 des Ladenöffnungszeitengesetzes möglich
sind oder möglich gemacht werden sollen. Das al-
lein ist erstaunlich. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
haben hier offensichtlich einen rasanten Kurswech-
sel hinter sich. Offensichtlich ist das Zitat so be-
merkenswert, dass es auch mir aufgefallen ist. Des-
halb will ich es hier nicht wiederholen.

(Zuruf von der CDU: Einmal noch wiederho-
len!)

Aber wenn Herr Matthiessen seinerzeit von „unbe-
grenztem Ökonomismus“ sprach und seinen hefti-
gen Widerstand gegen unser damals fast gemein-
sam beschlossenes Gesetz ankündigte, dann ist es
schon bemerkenswert, dass wir uns heute hier so
ziemlich mit dem Gegenteil auseinanderzusetzen
haben.

Soll ich es noch einmal vortragen?

(Zurufe von der CDU: Ja!)

„Diese sogenannte Liberalisierung der La-
denöffnungszeiten macht nicht frei, sondern
wir unterwerfen uns damit einem unbegrenz-
ten Ökonomismus.“

Das war noch einmal für den Kollegen, dem das be-
sonders gut gefallen hat.

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Ihr von den Grünen kennt es wohl auch nicht
mehr? Ich gebe es euch noch einmal.

Anlass für den Antrag war offensichtlich eine Aus-
sage der CIMA, nach der zusätzliche Potenziale
im Einzelhandel zu erschließen seien, indem die
Kaufkraft der Passagierinnen und Passagiere von
Kreuzfahrtschiffen an Sonntagen genutzt werden
könne. Ob das Gutachten das tatsächlich ausweist,
ist allerdings fraglich. Der Herr Minister hat dazu
erfreulich deutliche Worte gesagt.

Selbst die IHK Kiel hat in einer Presseerklärung
vom 20. Mai gegen eine Erweiterung der Öffnungs-
regelung an Sonntagen gesprochen:

„Das in einem Gutachten präsentierte zusätz-
liche Umsatzpotenzial an Sonntagen ist kei-
nesfalls ausreichend, um ganzjährige und
auch nur auf die Kreuzfahrersaison be-
schränkte Sonntagsöffnungszeiten zu recht-
fertigen … Nach unseren Schätzungen reicht
das in der Studie ermittelte Potenzial gerade
einmal aus, um bestenfalls drei bis vier grö-
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ßere Warenhäuser beziehungsweise Fachein-
zelhändler auszulasten.“

Das vom Schleswig-Holsteinischen Landtag zum
1. Dezember - pünktlich zu Weihnachten - verab-
schiedete Ladenöffnungszeitengesetz lässt zwei
Möglichkeiten, das Öffnen von Geschäften an
Sonntagen zu gestatten. Zum einen ist es der § 5,
der es an bis zu vier Sonntagen gestattet, in Verbin-
dung mit besonderen Ereignissen regional begrenzt
zu öffnen. Hiervon macht die Stadt Kiel Gebrauch -
wie ich meine, sogar über das gesetzlich zulässige
Maß hinaus. Man hat einmal mit zwölf angefangen
und sich dann auf sieben geeinigt. Das ist sicherlich
richtig; Herr Minister, Sie haben vorhin schon die
sieben Finger hochgehalten. Aber „sieben“ ist nicht
„vier“, und im Gesetz steht nun einmal „vier“. Von
daher ist das eine sehr großzügige Regelung, die
wir durchaus mit Bauchschmerzen beobachten.

(Beifall des Abgeordneten Bernd Schröder
[SPD])

Die zweite Möglichkeit ist eine Ausweitung der
Bäderregelung nach § 9 Abs. 1; das ist hier bereits
ausführlich dargestellt worden. Diese Bäderrege-
lung ist, wie wir wissen, verfassungsrechtlich
durchaus umstritten. Wir haben bei der letzten Be-
ratung dieser Bäderregelung als SPD-Fraktion ge-
sagt, dass wir jede über die jetzt bestehende Öff-
nung an Sonntagen und über die genannten Orte
hinausgehende Regelung ablehnen. Die SPD-Frak-
tion hat seinerzeit eine Liberalisierung des Laden-
öffnungszeitengesetzes im Jahr 2007 mitgetragen.
Seitdem können in Schleswig-Holstein die Ge-
schäfte Montag bis Samstag rund um die Uhr öff-
nen - wohlgemerkt sie können, müssen es nicht,
und sie tun es auch nicht. Das ist meiner Fraktion
seinerzeit durchaus nicht leichtgefallen. Natürlich
bedeutet es auch, dass Arbeitnehmerinnen und
-nehmer zu Zeiten arbeiten müssen, zu denen sie
lieber in ihren Familien wären. Aber das alte La-
denschlussgesetz war nicht mehr zeitgemäß. Das
haben wir akzeptiert.

Die Zustimmung zu diesem Gesetz war mit der Er-
wartung verbunden, berechtigte Ansprüche, die sich
aus der veränderten Arbeitszeit für viele Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer ergeben, einver-
nehmlich in Tarifverträgen zu regeln.

Wichtig war uns bei diesem neuen Gesetz, dass die
Sonntage geschützt bleiben.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und des
Abgeordneten Manfred Ritzek [CDU])

Wir wollten damit auch denjenigen Rechnung tra-
gen, die in den christlichen Kirchen Wert auf einen
Schutz des Sonntags legen oder die aus gewerk-
schaftlichen und weltanschaulichen Gründen den
Sonntag als einen besonderen Tag in der Woche er-
halten wollten. Deshalb haben wir die Möglichkeit,
an Sonntagen zu öffnen, in § 5 auf vier Sonntage
im Jahr begrenzt.

Die Bäderregelung in § 9 - die zweite Möglichkeit
- ist verfassungsrechtlich dagegen sehr fragil. Bis-
her ist es gelungen, diese Bäderregelung von Kla-
gen freizuhalten, weil mit Augenmaß damit umge-
gangen wurde und Rücksicht auf die Belange der
Kirchen und der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer genommen wurde. Kirchen und Gewerkschaf-
ten haben seinerzeit aber auch gesagt: bis hier hin
und nicht weiter. Das akzeptieren wir und werden
deshalb Änderungen an der Bäderregelung nicht
zulassen.

Meine Damen und Herren, die Wirtschaft will es
nicht, die Gewerkschaften wollen es nicht, die Kir-
chen haben deutlichen Widerstand angekündigt,
und die verfassungsrechtliche Zulässigkeit steht in-
frage, wenn es um die Frage geht, ob am Sonntag
weiter ausgeweitet werden soll, auch im Rahmen
der Bäderregelung. Wenn das so ist, warum sollten
wir dann eine solche Änderung unterstützen? - Wir
werden es nicht tun.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Herrn Abgeordneten Peter Eichstädt. -
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir bitten Sie, mit
dem Präsidium Wirtschaftsvertreter und eine Wirt-
schaftsvertreterin aus Hessen sehr herzlich auf der
Tribüne zu begrüßen.

(Beifall)

Für die FDP-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Dr. Heiner Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Es ist schon erstaunlich, wer hier überall für
die Liberalisierung des Ladenschlussgesetzes Pate
stehen will. Es war eine sehr interessante, spannen-
de Debatte. Liebe Kollegin Heinold, ich würde Ih-
nen Worte des Kollegen Matthiessen niemals vor-
werfen. Ihr Antrag zeigt eher, dass Sie sozusagen in
Kiel angekommen sind. Sie waren Kreisvorsitzende
Ihrer Partei, und diese Urbanisation hat offensicht-
lich dazu geführt, die Potenziale zu entdecken, die
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in Kiel stecken. Wir stehen dem Vorschlag, den Sie
gemacht haben, sehr offen gegenüber.

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Herr Biel, auch die zweite Frage des Antrags der
Grünen ist relativ einfach zu beantworten. Natürlich
könnte man durch eine entsprechende Änderung
der Bäderverordnung jederzeit auch die Kieler
Innenstadt in den Genuss zusätzlicher Sonntags-
öffnungen kommen lassen. Die Kieler Innenstadt -
und das unterscheidet uns dann in der Analyse - er-
füllt aus unserer Sicht natürlich problemlos die
Voraussetzungen für eine entsprechende Änderung
der Verordnung. Gerade die Kieler Innenstadt bietet
durch die maritime Lage, das Zentrum der Landes-
hauptstadt, als Fährhafen nach Skandinavien und
seit einigen Jahren auch als Kreuzfahrthafen beste
Voraussetzungen, nach der Bäderverordnung als
Gemeindeteil mit besonders starkem Urlaubstou-
rismus anerkannt zu werden. Mich hat gewundert,
dass das hier jemand ernsthaft in Abrede stellen
wollte.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Selbst die technische Umsetzung mit der Benen-
nung einzelner Straßenzüge, in denen künftig eine
Sonntagsöffnung zugelassen sein soll, wäre aus un-
serer Sicht völlig unproblematisch möglich. Ich
würde mich da jetzt nicht ständig auf die IHK beru-
fen, die ein angebliches Potenzial von maximal
250.000 € pro Sonntag herausgefunden hat.

Lassen wir doch die Geschäftsleute selber entschei-
den, ob sie aufmachen wollen oder nicht, wenn man
ihnen die Gelegenheit gibt! Wenn sie nichts einneh-
men, dann werden sie den Laden wieder zumachen.
So einfach kann das manchmal sein.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

An welcher Stelle hier Gutachten der IHK sozusa-
gen als Alibi dafür dienen sollten, etwas nicht zu
machen, will ich an dieser Stelle gar nicht aufzäh-
len.

Eine entsprechende Sonntagsöffnung bietet für die
Innenstadt vielfältige Potenziale. Das hat übrigens
die CIMA in ihrem Gutachten wie folgt definiert:
Es könnte durch die Fähr- und Kreuzfahrttouristen
zusätzliches Kaufkraftpotenzial gebunden werden.
Es könnte das Kaufkraftpotenzial gebunden wer-
den, das durch die übrigen Touristen in der Region
vorhanden ist. Das ist übrigens in den 250.000 €
Umsatz noch nicht mit drin. Eine zusätzliche Sonn-

tagsöffnung des Einzelhandels in der Innenstadt bö-
te für Touristen oder auch Gäste aus dem Umland
die Möglichkeit der Verbindung - das haben Sie
schon gesagt, Frau Heinold - des Shoppings mit an-
deren kulturellen und/oder touristischen Attraktio-
nen. Man denke hier nur an die Kieler Woche. Da
ist vielleicht auch der Kollege Matthiessen mit der
Regelung etwas zufriedener, die Sie vorgeschlagen
haben. Im Ergebnis empfiehlt die CIMA aber, von
einer ganzjährigen Sonntagsöffnung abzusehen und
sich stattdessen auf besondere Tage oder speziell
auf die Tourismussaison zu konzentrieren.

Eigentlich bleibt nur noch die Frage: Wie sollen wir
das im Wirtschaftsausschuss ordentlich und sachge-
recht behandeln? Ich möchte die Frage an der Stelle
doch stellen: Warum genießt die Kieler Innenstadt
nicht längst den Sonderstatus, den andere Touri-
stenorte bei den Sonntagsöffnungen bereits inneha-
ben? - Antwort: Vielleicht sind andere Gemeinden
dagegen, weil sie eine Wettbewerbsverzerrung zu-
gunsten Kiels befürchten.

Das Gutachten der CIMA trifft hierzu nämlich auch
klare Aussagen. Es führt als einen der Gründe für
eine zusätzliche Sonntagsöffnung an, dass hier-
durch die Kieler Innenstadt auch die Möglichkeit
hätte, auf bedeutsame neue Einzelhandelsansiedlun-
gen wie das Factory-Outlet-Center in Neumünster
zu reagieren. Dies wäre dann in der Tat ein Wett-
bewerbsvorteil für Kiel.

Es ist aber nicht Aufgabe der Landespolitik, einzel-
ne Standorte gegenüber anderen zu bevorteilen.
Wir haben Regeln für einen fairen Wettbewerb der
Standorte aufzustellen und mehr nicht. Genau das
sollten wir dann in einer ordentlichen Beratung im
Wirtschaftsausschuss einmal grundsätzlich disku-
tieren. Genau das ist der Knackpunkt für die ganzen
Einzelregelungen für Kiel und dann auch für die
Bäderverordnung als Ganzes. Die Auswahl der be-
vorzugten Standorte erscheint manchmal eher will-
kürlich als sachlich gerechtfertigt.

(Beifall beim SSW)

Wenn wir uns in der Diskussion befinden, muss
man auch einmal die Frage stellen: Warum soll die
Kieler Innenstadt in den Genuss der Bäderverord-
nung kommen, aber Lübeck nicht? Lübeck als hi-
storische Hansestadt hat ebenso einen bedeutsamen
Tourismusaspekt. Sie hat mit überregionaler Flug-
hafenanbindung, mit dem Holstentor und mit einer
Altstadt, die UNESCO-Weltkulturerbe ist, Erhebli-
ches zu bieten.

Das ist nicht böse gemeint, und ich hoffe, keiner
der Kollegen kommt damit her: Was hat beispiels-
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weise Klein Wittensee als Gemeinde zu bieten, so-
dass sie in den Genuss der Ausnahmen der Bäder-
verordnung kommt, was Kiel und Lübeck nicht ha-
ben?

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Lars
Harms [SSW])

Ernsthaft: Ich finde den Antrag von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN sehr diskussionswürdig. Er zeigt
nicht nur ökonomischen Sachverstand, sondern er
zeigt, Frau Heinold - ganz persönlich -, Sie sind in
Kiel angekommen. Wir sind bereit, mit Ihnen dar-
über konstruktiv im Wirtschaftsausschuss nachzu-
denken. Ich finde, man könnte dem Antrag
durchaus positiv gegenüberstehen. Wir tun das, und
ich würde mir wünschen, andere könnten sich dem
anschließen.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Garg und erteile
für den SSW im Landtag Herrn Abgeordneten Lars
Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Eine flexible Handhabung im Umgang mit
Ladenöffnungszeiten kann aus Sicht des SSW dazu
beitragen, die wirtschaftliche Situation - gerade in
Bezug auf die lahmende Binnenkonjunktur - zu ver-
bessern. Wir müssen dort Anreize für Konsum
schaffen, wo die Nachfrage auch besteht.

Mit der Liberalisierung des Ladenschlusses hat
der Landtag seinerzeit eine solche Möglichkeit ge-
schaffen. Nun ist in Kiel ein Streit darüber ent-
brannt, wie im Innenstadtbereich mit den Ladenöff-
nungszeiten speziell an Sonntagen umgegangen
werden soll. Die Stadt Kiel hat sich im Laufe der
letzten Jahre zu einem beliebten Anlaufpunkt, ins-
besondere für Kreuzfahrtschiffe, gemausert. Allein
die Kreuzfahrtschiffe brachten an den Sonntagen
im letzten Jahr rund 54.000 Besucher nach Kiel.
Die täglichen Fährverbindungen nach Skandina-
vien sind dabei nicht einmal mitgerechnet. Dass
hinter solchen Zahlen ein enormes Kaufpotenzial
steht, ist klar, denn wir wissen, im Urlaub sitzt das
Portemonnaie immer etwas lockerer. Ein Gutachten
hat hierzu ermittelt, dass ein Fährpassagier rund
50 € und ein Kreuzfahrer rund 70 € in Kiels Mitte

lassen. Damit hat Kiel ein Potenzial an Kunden,
den so manch anderer Ort in Schleswig-Holstein,
der unter die Bäderregelung fällt, nicht hat. Dann
ist es aus Sicht des SSW nur nachvollziehbar, wenn
der Wunsch besteht, Regelungen für Kiels Innen-
stadt zu finden, die es ermöglichen, diese Kunden
zufriedenzustellen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Darum geht es auch, denn nichts ist langweiliger,
als eine Stadt anzusteuern, die mir in der kurzen
Zeit, in der ich dort verweile, keine Einkaufsmög-
lichkeiten zu bieten hat. Im Übrigen sind hier noch
nicht die Tagesgäste mitgezählt, die als normale
Schleswig-Holstein-Touristen auch und gerade die
Landeshauptstadt an einem Sonntag besuchen.
Rechnet man diese hinzu, wird der Effekt noch ein-
mal größer.

Daher sollte das Interesse entsprechend sein, für die
Kieler Innenstadt eine vernünftige Lösung zu fin-
den. Wie wir aber wissen, hat sich die IHK zu Kiel
zu diesem Thema bereits ablehnend geäußert mit
der Begründung, dass eine Sonntagsöffnung mit er-
heblichen Mehrkosten für die Händler verbunden
sei und dass das Umsatzpotenzial nicht ausreiche.

Ich muss deutlich sagen, dass mich eine derartige
Äußerung doch verwundert. Ich kann zwar nach-
vollziehen, dass nicht alle Geschäfte von diesem
Kuchen profitieren können, aber letztendlich sollte
man es doch den Geschäftsinhabern selbst überlas-
sen, ob sie das Angebot wahrnehmen wollen oder
nicht. So viel Selbstständigkeit sollte die IHK ihren
Mitgliedern zugestehen.

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Um noch einmal auf die Bäderregelung zurückzu-
kommen. Hierzu haben wir in der Debatte zum La-
denöffnungszeitenschutzgesetz darauf hingewiesen,
dass sich die Bäderregelung nur auf den Urlaub-
stourismus bezieht. Das heißt, dass nur Regionen
mit einer starken Ferienvermietung von dieser Re-
gelung profitieren. Das ist vielleicht der Unter-
schied zu Klein Wittensee und Kiel.

Deshalb sollte das Gesetz dahin gehend überprüft
werden, dass auch Regionen mit einem ausgepräg-
ten Tages-, Ausflugs- und Geschäftstourismus
durchaus Bedarf haben, ihren Gästen erweiterte
Einkaufsmöglichkeiten zu bieten. Leider fand die-
ser vom SSW vorgebrachte Aspekt seinerzeit keine
Mehrheit. Die Bäderregelung scheint nun für die
Innenstadt von Kiel zu einem Dilemma zu werden,
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da sich die Kritiker der Ausweitung genau auf die-
sen Aspekt der Bäderregelung beziehen.

In Kiel hat es heftige Debatten bezüglich des Sonn-
tagsschutzes gegeben. Die geltende Lösung wurde
im Einvernehmen mit den Kirchen und Gewerk-
schaften getroffen. Ich denke aber, dass man im
Sinne der Stadt Kiel - als größter Kreuzfahrthafen
Deutschlands - diese Lösung aufs Neue überdenken
sollte. Eine tote Innenstadt am Sonntag ist nicht ge-
rade werbewirksam für den Kreuzfahrtstandort
Kiel. Die bisherige Lösung ist nicht ausreichend.
Daher muss die Möglichkeit der Anpassung an die
Wirklichkeit endlich genutzt werden. In Zeiten der
wirtschaftlichen Krise können wir uns nicht erlau-
ben, auf diese Einnahmemöglichkeiten zu verzich-
ten. Deshalb sind auch wir als SSW bereit, über die
Bäderregelung neu nachzudenken.

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Herrn Abgeordneten Lars Harms. - Ich
erteile Herrn Abgeordneten Rolf Fischer nach § 56
Abs. 4 der Geschäftsordnung das Wort.

Rolf Fischer [SPD]:

Frau Präsidentin! Ich würde mich freuen, wenn alle
diejenigen, die die Einkaufsmöglichkeiten in der In-
nenstadt loben, auch in Kiel einkaufen würden. Das
würde schon helfen. Das wäre kein schlechter Ein-
stieg.

Lassen Sie mich an dieser Stelle eines sagen: Frau
Heinold, Herr Dr. Garg, wenn man Ihnen zuhört,
dann spürt man, dass Sie diese Frage ausschließlich
ökonomisch sehen. Wir haben überhaupt keinen
Beitrag über die Menschen gehört, die an diesem
Tag dann arbeiten müssen. Und ist denn Einkaufen
die einzige sinnvolle Sonntagsbeschäftigung? Ist
Konsum die einzige sinnvolle Beschäftigung? Ist
die Wirtschaft der einzige Gesichtspunkt, unter dem
man eine solche Frage sehen kann? - Natürlich
nicht.

Ich bin fest davon überzeugt, dass Kiel so viel
Phantasie hat, dass Kiel Möglichkeiten in der In-
nenstadt schafft, dass Menschen sich wohlfühlen,
dass sie Zeit mit ihrer Familien verbringen, dass sie
ihre Freizeit genießen und dass sie vor allem erken-
nen, dass der Sonntag ein besonderer Tag in der
Woche ist. Darum geht es im Kern.

Deshalb sage ich ganz deutlich: Sie können gern
diese ökonomische Sichtweise an den Tag legen.

Sie können dafür streiten. Das ist auch in Ordnung.
Ich bin der Meinung, dass wir uns sehr gut darüber
auseinandersetzen können, auch in einer öffentli-
chen Debatte in Kiel; denn es ist ein Kieler Thema,
über das wir reden. Das können wir gern machen.

Ich sage Ihnen aber auch ganz deutlich, dass der
Sonntag ein besonderer Tag ist. Wenn Sie den
Sonntag nicht mehr haben, dann haben Sie nur noch
Alltage. Wenn Sie nur noch Alltage haben, dann
haben Sie nur noch Wirtschaft und Konsum, und
das ist zu wenig für ein erfülltes Leben.

(Vereinzelter Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Das Wort für einen weiteren Kurzbeitrag erhält der
Herr Abgeordnete Dr. Heiner Garg.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Kollege Fischer, in aller Freundschaft: Na-
türlich ist Konsum nicht das Einzige. Ich möchte,
dass jeder selbst entscheidet, ob er am Sonntag ein-
kaufen will oder in die Kirche geht oder ob er erst
in die Kirche und dann Einkaufen geht.

Ich möchte aber nicht, dass wir uns sozusagen mo-
ralisch beispielsweise über eine Reihe südeuropäi-
scher erzkatholischer Länder stellen, wo die Sonn-
tage immer verkaufsoffen sind. Diese sind deswe-
gen doch nicht weniger in sich gekehrt.

Ich erspare Ihnen jetzt die Auflistung all jener Men-
schen, die am Sonntag berufstätig sind, weil sie be-
rufstätig sein müssen.

(Zuruf des Abgeordneten Rolf Fischer
[SPD])

- Wir können gern darüber streiten, ob man am
Sonntag tanken können muss.

(Zuruf des Abgeordneten Holger Astrup
[SPD])

Deshalb läuft Ihre Argumentation ein wenig ins
Leere, hier würde nur ökonomisch argumentiert. Je-
der soll das, bitte schön, selbst entscheiden. Es geht
einzig und allein darum, ein mögliches Potenzial
zur Attraktivitätssteigerung der Landeshauptstadt
zu erschließen. Eine solche Attraktivitätssteigerung
würden Sie beispielsweise für Kreuzfahrttouristen
mit der Möglichkeit eröffnen, in Kiel nicht nur vor
heruntergelassenen Rollläden der Geschäfte zu ste-
hen.
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(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Das Wort für einen weiteren Beitrag nach § 56
Abs. 4 der Geschäftsordnung erhält Frau Abgeord-
nete Monika Heinold.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr
geehrter Herr Kollege, auch ich kann Ihnen das
nicht ersparen: Was ist das denn für eine Diskussi-
on, wenn wir sagen, dass der Sonntag in Kiel kein
Sonntag ist, wenn das Geschäft geöffnet ist, aber in
Timmendorfer Strand ist der Sonntag ein Sonntag,
auch wenn das Geschäft geöffnet hat? Das ist doch
eine absurde Debatte.

Deshalb sage ich: Lassen Sie uns darüber diskutie-
ren, welche rationalen Gründe es für den einen oder
anderen Ort gibt, die Geschäfte zu öffnen. Lassen
Sie uns vor allem aber darüber diskutieren, wie es
uns endlich gelingen kann, Urbanität in großen
Städten erlebbar zu machen und die 54.000 Passa-
giere der Kreuzfahrtschiffe, die an den Sonntagen
von April bis September hier sind, mit einem Ange-
bot zu bereichen, sodass sie wiederkommen, dass
sie gern die Stadt besuchen, dass sie Lust haben,
durch die Kieler Innenstadt zu gehen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wenn das eine große Geschäft nicht geöffnet hat,
weil ihm das zu teuer ist, aber rundherum mehrere
kleinere Geschäfte geöffnet haben, weil diese genau
darin eine gute Möglichkeit sehen, um sich gegen
die Großen zu behaupten, da das Kleinunternehmen
ein Flexibilitätsvorteil hat, dann ist das doch in
Ordnung. Jedes Geschäft wird letztendlich selbst
entscheiden, ob es öffnet oder nicht.

Die Debatte, dass die einen Menschen selbstver-
ständlich am Sonntag arbeiten müssen - Herr Garg
ist darauf eingegangen - und niemand darüber redet
- niemand würde ein Krankenhaus am Sonntag
schließen - und dass es andererseits einer Landes-
hauptstadt mit vielen Passagiergästen und anderen
touristischen Gästen nicht ermöglicht wird, die In-
nenstadt attraktiver zu gestalten, das ist eine absur-
de Debatte. Ich lasse mir auch nicht vorhalten, dass
mir der Sonntag nicht heilig sei, weil ich einen sol-
chen Antrag einbringe.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Das Wort für einen weiteren Kurzbeitrag erhält
Herr Abgeordneter Peter Eichstädt.

Peter Eichstädt [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Scheinheiligkeit der Grünen ist wirklich schwer
zu ertragen. Frau Heinold, Sie sagten, die Innen-
stadt werde attraktiver, wenn einzelne Geschäfte
geöffnet hätten. Das steht im eklatanten Wider-
spruch zu all dem, was Sie sonst gesagt haben, was
bezogen auf den Sonntag durchaus richtig war.

Sie sind ein Springbrunnen der Zitate. Deshalb
komme ich nicht umhin, Sie noch einmal zu zitie-
ren, Herr Matthiessen. In der Rede, aus der wir vor-
hin beide zitiert haben, heißt es: Diese sogenannte
Liberalisierung macht auch nicht diejenigen freier,
die als Inhaber eines vergleichsweise weniger
großen Geschäftes daherkommen. Sie haben die
Freiheit der Wahl zwischen Personalkostenerhö-
hung und weiterer Selbstausbeutung, um sich gegen
die Ketten behaupten zu können.

Das haben Sie gesagt. Ich finde, Sie müssten zu-
mindest einmal begründen, wie Sie diese Kehrt-
wendung um 180o hinbekommen haben. Ich finde,
das sollten Sie uns gönnen. Das würde ich sehr
spannend finden.

Ich möchte noch eine Bemerkung zur Frage der Bä-
derregelung machen. Mir kommt es so vor, als ob
hier überhaupt keine Kenntnis darüber vorhanden
ist, wie die Bäderregelung zustande gekommen ist
und welchen Sinn sie hat. Man kann sich darüber
streiten, und man hätte sich schon damals darüber
streiten können, ob sie diesen Sinn erfüllt. Der Mi-
nister hat das vorhin relativ ausführlich erläutert. Es
geht darum, dass in bestimmten Feriengebieten,
und zwar in den Feriengebieten, in denen Ferien-
haustourismus und Ferienwohnungstourismus im
Vordergrund stehen, die anreisenden Gäste die
Möglichkeit haben, sich auch am Wochenende mit
den Dingen des täglichen Bedarfs versorgen zu
können. Das ist in den Orten, die hier zitiert worden
sind, der Fall. Das ist in Kiel aber nicht der Fall.
Kein Mensch, der mit seinem Kreuzfahrtschiff hier
ankommt, wird sich mit Dingen des täglichen Le-
bens versorgen müssen, weil er Brot oder Ähnli-
ches kaufen müsste. Die kaufen andere Dinge. Man
kann sich natürlich darüber unterhalten. Wir reden
morgen zu einem anderen Tagesordnungspunkt dar-
über, was für manche Leute Dinge des täglichen
Lebens sind. In diesem Sinn ist das aber wirklich
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nicht notwendig. Von daher kann man sehr wohl ei-
ne Abgrenzung vornehmen.

Die Abgrenzung ist notwendig. Wenn wir diese
Abgrenzung nämlich nicht vornehmen, haben wir
das Problem mit der Verfassung, weil wir aufgrund
des besonderen Schutzes des Sonntages die Ge-
schäfte nicht unbefristet und im gesamten Land öff-
nen lassen dürfen. Das ist nicht möglich. Wir kön-
nen diese Verfassungsdiskussion gern führen, aller-
dings nicht im Rahmen von Dreiminutenbeiträgen.
Möglicherweise ist das im Ausschuss möglich.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD - Dr. Hei-
ner Garg [FDP]: Es geht um die Kieler In-
nenstadt und nicht um das ganze Land!)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Das Wort zu einem weiteren Beitrag nach § 56
Abs. 4 der Geschäftsordnung erhält der Herr Abge-
ordnete Detlef Matthiessen.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Frau Präsiden-
tin! Nachdem ich hier nun dreimal zitiert und be-
müht wurde und angebliche Widersprüchlichkeiten
von den Kollegen detektiert wurden, sehe ich mich,
ohne die Debatte unnötig zu verlängern, genötigt,
kurz Stellung dazu zu nehmen.

Man kann nicht die Diskussion, die zum Gegen-
stand hatte, allgemeine, im ganzen Land gültige
Öffnungszeiten - das war das, worüber wir damals
diskutiert haben -, auf einen Gegenstand übertra-
gen, der da heißt: Bäderregelung auch anderenorts
anwenden.

Um das auf eine kurze Formel zu bringen: Wir ha-
ben versucht, mit dem Instrument der Ladenöff-
nungszeiten Strukturpolitik zu betreiben,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Stärkung der Innenstädte versus Ausblutung grüne
Wiese. In diesem Wettbewerb sind allgemeine Öff-
nungszeiten eher zuungunsten der Innenstädte. Ich
hoffe, dass ich ein bisschen Klarheit geschaffen ha-
be, dass ich im Rahmen dieser Debatte mit meinem
grenzenlosen Ökonomismus die richtigen Worte
gewählt habe, und jetzt, wo wir uns um die Bäder-
regelung streiten, zugunsten der von der Kollegin
Heinold vorgetragenen Lösung plädiere.

Im Übrigen darf ich in die Debatte inhaltlich Fol-
gendes einführen. Bei einem Besuch in Kopenha-

gen wurde mir zumindest für die dänischen touris-
muswirtschaftlichen Verhältnisse - -

(Martin Kayenburg [CDU]: Ich denke, wir
reden über Kiel!)

- Herr Kayenburg, bei einem Besuch in Kopenha-
gen wurde mir gesagt, wie die tourismuswirtschaft-
lichen Verhältnisse sind. Ein Kreuzfahrttourist gibt
pro Tag das Sechsfache eines „normalen“ Touristen
aus.

(Zuruf des Abgeordneten Holger Astrup
[SPD])

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Herr Abgeordneter, erlauben Sie eine Zwischenfra-
ge?

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Das mag in Kopenhagen anders sein als bei einem
Ferienhaustouristen. Allgemein gilt, dass das eine
potentere Klientel ist, die, wenn sie an Land
kommt, dort eine Mark lässt.

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Herr Abgeordneter Matthiessen, erlauben Sie eine
Zwischenfrage?

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Bitte schön. - Mensch, ich wollte das gar nicht so
lange machen.

Rolf Fischer [SPD]: Ich gebe Ihnen noch
einmal die Chance zu antworten. - Habe ich
Sie richtig verstanden, Herr Abgeordneter
Matthiessen, dass Sie aufgrund eines Gesprä-
ches, das Sie in Kopenhagen geführt haben,
eine Initiative für Kiel angestoßen haben?

(Heiterkeit)

- Ich war in diesen Prozess nicht involviert, deshalb
hat auch die Kollegin Heinold geredet. Wollen Sie
mir irgendwie durch so eine blöde - - Entschuldi-
gung!

(Heiterkeit)

Ich habe dies als ein Element genannt. Wenn wir
Kiel betrachten, haben wir eine andere Klientel, als
wenn wir den Normaltouristen betrachten, der in ei-
nem Ferienhaus in Klein Wittensee wohnt. Der ist
wirtschaftlich potenter. Das bedeutet nicht, dass wir
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allein aufgrund dieser Erkenntnis zu dieser Initiati-
ve kommen - wenn ich Ihre Frage korrekt beant-
worten darf, Herr Kollege.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich
schließe damit die Beratung. Ich stelle zunächst
fest, dass der Berichtsantrag Drucksache 16/2671
hinsichtlich des mündlichen Berichts durch die Be-
richterstattung der Landesregierung seine Erledi-
gung gefunden hat. Der schriftliche Bericht folgt,
wie beschlossen, zur nächsten Tagung. Damit
schließen wir diesen Tagesordnungspunkt.

Erlauben Sie mir eine geschäftsleitende Bemer-
kung. Die Tagesordnungspunkte 30 und 43 werden
am Freitag aufgerufen. Wir werden heute nur noch
den Tagesordnungspunkt 27 erledigen.

Ich rufe damit Tagesordnungspunkt 27 auf:

Situation im Danfoss-Werk in Flensburg

Antrag der Abgeordneten des SSW
Drucksache 16/2705

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Mit dem Antrag wird ein Bericht
in dieser Tagung erbeten. Ich bitte Sie, zunächst
einmal darüber abzustimmen. Wer dem zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Damit ist einstimmig so beschlos-
sen worden.

Ich erteile das Wort für den Bericht der Landesre-
gierung dem Minister für Wissenschaft, Wirtschaft
und Verkehr, Herrn Dr. Jörn Biel.

Dr. Jörn Biel, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Abgeordnete Harms und manch anderer haben mir
vorgeworfen, ich hätte im Fall Danfoss zu schnell
die Flinte ins Korn geworfen. Ich möchte bei die-
sem Bild bleiben, Herr Harms. Haben wir über-
haupt eine Flinte, die wir ins Korn werfen könnten,
geschweige denn Munition? Wenn unsere Möglich-
keiten wie im Fall Danfoss sehr begrenzt sind, kann
bei starken Worten, die zuerst Beifall finden, der
Schuss schnell nach hinten losgehen. Das wollte ich
vermeiden. Natürlich bin ich, wie wir alle, über den
drohenden Abbau von Arbeitsplätzen verärgert.
Man ist enttäuscht und fühlt sich von Danfoss im
Stich gelassen. 50 Jahre haben die Flensburger gute

Arbeit geleistet. Da verlangt man eigentlich mehr
als nur einen Hinweis auf wegbrechende Märkte.
Da verlangt man, dass einem ein Stück weit entge-
gengekommen und dass nach Lösungen gesucht
wird.

Sie haben aber sicherlich Verständnis dafür, dass
Ärger ein schlechter Ratgeber ist in Situationen, in
denen kühl zwischen Wünschenswertem und Mach-
barem abgewogen werden sollte. Wünschenswert
ist, dass der Standort erhalten bleibt und man dort
weiter produziert, wenn auch nicht die jetzigen Pro-
duktlinien. Wie können wir das in unserem Sinn be-
wegen? Als ich von der Entscheidung des Kon-
zerns hörte - leider aus der Presse -, bin ich spontan
nach Flensburg gefahren. Die Geschäftsführung hat
mir versichert, dass sie alles ausgelotet hat und ihr
aufgrund der hohen Lohnkosten trotz erheblicher
Produktivitätsgewinne in den vergangenen Jahren,
an denen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
einen erheblichen Anteil hatten, keine andere Wahl
blieb. Wie Sie wissen, sieht die IHK Flensburg das
genauso. Auch mir erschien das plausibel.

Wahrscheinlich war ich zu früh da. Denn Gesprä-
che zwischen Geschäftsführung und Betriebsrat
sollten erst noch stattfinden. Da wollte ich nicht
vorgreifen. Herr Kollege Döring hat diesen Ball
dankenswerterweise später aufgegriffen. Wir arbei-
ten hier eng zusammen.

(Günter Neugebauer [SPD]: Guter Arbeits-
minister! - Weitere Zurufe)

Kommen wir zu den Fakten! Der Maschinen- und
Gerätebau verspürt die Weltwirtschaftskrise. Die
Nachfrage nach Kompressoren geht zurück. Wenn
die Auslastung 50 bis 70 % unter der des Vorjahres
liegt, leidet die Rentabilität. Die Wettbewerbssitua-
tion auf dem Weltmarkt trägt auch ohne Krise ihren
Teil dazu bei. Das ist nachvollziehbar. Das können
wir nicht wegdiskutieren.

Welche Lösungsmöglichkeiten bleiben uns? -
Danfoss ist kein Unternehmen, das Bürgschaften
oder Rettungsbeihilfen benötigt. Die üblichen Sze-
narien in Krisenfällen passen daher nicht. Wir ha-
ben bisher auch keine Signale erhalten, dass Dan-
foss am Standort Flensburg Investitionsbeihilfen
zur Umstrukturierung oder Modernisierung benö-
tigt. Hierfür könnten wir, was ich der Unterneh-
mensleitung bei meinem Besuch auch erläutert ha-
be, unsere Fördermittel bereitstellen und Investiti-
onsbeihilfen in Höhe von bis zu 15 % gewähren.
Hierüber - auch das haben wir beim ersten Treffen
vereinbart - muss mit dem Vorstand von Danfoss
weiter gesprochen werden.
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Am 8. Juli treffe ich mich in der Konzernzentrale in
Nordborg mit dem Vorstandsvorsitzenden Chri-
stiansen und dem Vorstandsmitglied Fausting. Herr
Oberbürgermeister Tscheuschner, der Betriebsrats-
vorsitzende Herr Andresen und ein Vertreter der
IHK zu Flensburg werden mich begleiten. Wir wer-
den mit Danfoss über Möglichkeiten sprechen, die
Produktionskapazitäten in Flensburg für andere
Produktlinien zu nutzen. Ein Unternehmen, das
über fünf Jahrzehnte von dem Einsatzwillen und
der Loyalität seiner Flensburger Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter profitiert hat, muss sich seiner Ver-
antwortung bewusst sein. Davon gehen wir jeden-
falls aus.

Wir stehen mit unseren Förderinstrumentarien be-
reit und werden alles daransetzen, neue, kreative
Lösungen mitzutragen. Die Potenziale des Stand-
ortes sind vorhanden. Sie müssen genutzt werden.
Die Beschäftigten stehen zu ihrem Unternehmen
und erwarten, dass auch ihr Unternehmen zu ihnen
steht.

Es wird wahrscheinlich unausweichlich sein, dass
die Produktion ab April 2010 eingestellt wird.
Dann kann eine sogenannte Kurzarbeit null zum
Tragen kommen. Das heißt, bis zu einem Zeitraum
von zwei Jahren werden cirka 60 % des Nettoloh-
nes weitergezahlt. Wir hoffen, dass die Wünsche
der Belegschaft Berücksichtigung finden und Dan-
foss noch einmal 25 % drauflegt. Kollege Döring
hat diese Möglichkeit und Vorgehensweise ins Ge-
spräch gebracht und mit Geschäftsführung und Be-
triebsrat diskutiert. Die Kurzarbeiterregelung gibt
uns etwas Zeit - Zeit, in der wir für den Standort
Flensburg Konzepte entwickeln und umsetzen kön-
nen. Es ist jetzt wichtig, dass wir den Beschäftigten
eine Perspektive geben können.

Zum Thema Auszubildende bleibt zu sagen: Hier-
zu ist zunächst einmal die IHK in der Pflicht. Diese
Pflicht hat sie auch angenommen. Darüber hinaus
gibt es Möglichkeiten des Arbeitsministers, hier zu
helfen. Auch dies hat er bereits in Flensburg erklärt,
sodass man dort darüber Bescheid weiß.

Ich werde mich mit dem Arbeitsminister darüber
verständigen, mit welchen Vorschlägen wir in
Nordborg antreten. Ich bin froh, dass wir uns nicht
im Vorfeld mit Kraftrhetorik die Wege verstellt ha-
ben. Ich gehe davon aus, dass man auch in Nord-
borg Verständnis für die besondere Situation hat
und mit uns gemeinsam nach tragfähigen Lösungen
suchen wird.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD - Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Herr Kolle-
ge Astrup, etwas mehr Enthusiasmus bitte!)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke dem Herrn Minister für seinen Bericht.
Ich eröffne die Aussprache und erteile für den SSW
im Schleswig-Holsteinischen Landtag der Frau Ab-
geordneten Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Minister, vielen Dank für den
Bericht. Aber um es klar und deutlich zu sagen: Es
ging uns nicht um Kraftrhetorik. Es ging uns von
Anfang an um etwas ganz anderes. Denn richtig ist
ja, dass die Nachricht, dass das Traditionsunterneh-
men Danfoss sein Kompressorenwerk in Flens-
burg komplett schließen will und 450 Mitarbeiter
innerhalb von neun bis zwölf Monaten ohne Arbeit
dastehen, wie eine Bombe einschlug.

Die erste Reaktion der Landesregierung in Person
unseres Wirtschaftsministers, der extra nach Flens-
burg gekommen war - das hat er uns gerade berich-
tet - und sich vor Ort mit der Geschäftsführung un-
terhielt, wirkte vor diesem Hintergrund - Herr Mi-
nister, ich kann Ihnen das nicht ersparen - völlig di-
lettantisch. Seine Aussagen wie „die Geschäftsfüh-
rung hat klug und besonnen gehandelt“ oder „da ist
nicht mehr viel zu machen“ zeugten davon, dass der
Minister von politischem Fingerspitzengefühl we-
nig Ahnung hat: Kein Wort wurde über die Situati-
on der Betroffenen verloren, es gab kein Gespräch
zum Beispiel mit dem Betriebsrat.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die rein wirtschaftlichen Erwägungen aus Sicht der
Geschäftsführung waren maßgebend für den Minis-
ter. Und so, Herr Minister Biel, betreibt man kein
politisches Krisenmanagement.

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nicht zu Unrecht hat Ihr Verhalten für Verärgerung
in der Belegschaft und auch in der Region geführt.
Dass die Landesregierung mittlerweile die Lage er-
kannt hat, zeigt der Besuch von Minister Döring bei
Danfoss. Er kam auf Einladung der Betriebsräte
und der IG Metall, füge ich hinzu. Als Ergebnis
dieser Gespräche steht im Raum, dass sich die Ge-
schäftsführung nun doch nicht der Forderung nach
Kurzarbeit verschließt.
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Auch wenn die Verhandlungen noch nicht abge-
schlossen sind, war dies ein Signal dafür, dass die
Situation doch nicht so ausweglos ist, wie sie von
Minister Biel zu Beginn geschildert wurde.

(Beifall beim SSW)

Der Besuch von Minister Döring war notwendig
und richtig. Richtig ist aber auch, dass die Landes-
regierung die Situation erst erkannt hat und aktiv
geworden ist, nachdem Betriebsräte und Gewerk-
schaften mobil gemacht haben und sich die gesamte
Region hinter die Beschäftigten von Danfoss ge-
stellt hat.

(Johannes Callsen [CDU]: Stimmt doch
nicht!)

Hätte die Landesregierung die Situation von Beginn
an richtig eingeschätzt und entsprechend reagiert,
hätte man sich viele Frustrationen und Verärgerun-
gen vor Ort ersparen können. Jetzt muss es aber
darum gehen, dass alle - Geschäftsführung, Be-
triebsrat, Gewerkschaften und Politik - alles Er-
denkliche unternehmen, dass es nicht zu Massen-
entlassungen kommt. Alle sind in der Pflicht, ihren
Teil dafür zu tun, diesen Schritt zu verhindern.

Erste Verhandlungen haben bereits stattgefunden,
und weitere Runden stehen noch aus. Es muss dar-
um gehen, die Kurzarbeit so arbeitnehmerfreund-
lich wie möglich auszugestalten und Wege zu fin-
den, wie die qualifizierte Belegschaft so lange wie
möglich zusammenbleiben kann, um eine gemein-
same Perspektive für den Standort zu ermögli-
chen.

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dies wäre auch im Sinne von Danfoss, füge ich
hinzu.

Die Landesregierung hat bereits angekündigt - das
sagte der Minister auch, das finde ich auch gut -,
Gespräche mit der Konzernleitung in Nordborg zu
führen. Dies ist mehr als angebracht, um auch dort
deutlich zu machen, was für die Region und die
Stadt Flensburg auf dem Spiel steht.

Danfoss hat immer damit geworben, dass es ein
Unternehmen aus der Region ist und zur Region
steht. Flensburg und Danfoss haben in den vergan-
genen Jahrzehnten gleichermaßen davon profitiert.
Diese Verbindung aufzukündigen, ist aus Sicht des
SSW nicht hinnehmbar. Auch die Art und Weise,
wie Danfoss seine Informationspolitik in dieser Sa-
che betrieben hat, ist nach meiner Auffassung nicht
professionell gewesen. Hier hätte ich mir vonseiten

der Geschäftsführung wirklich mehr Gespür ge-
wünscht.

Der Verlust von Arbeitsplätzen hat Flensburg in
den letzten Jahren immer wieder stark zugesetzt.
Das soll heißen: Die Wirtschaft auf beiden Seiten
der Grenze muss gestärkt werden. Dafür muss die
Landesregierung ihre Bemühungen um den grenz-
überschreitenden Arbeitsmarkt weiter ausbauen.
Das, Herr Minister, wäre eine Antwort in den ersten
Stunden nach Bekanntwerden dieser Massenentlas-
sungen gewesen.

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Was wir nicht brauchen - auch das muss ich sa-
gen -, ist ein Wirtschaftsminister, der sich allein als
Minister der Wirtschaft versteht und nicht als Mini-
ster der Menschen im Land.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten
Susanne Herold [CDU] und Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Das Wort für die CDU-Fraktion erteile ich der Frau
Abgeordneten Susanne Herold.

Susanne Herold [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 80 %
der Industrieproduktion für den Weltmarkt, Firmen
wie Danfoss, die Flensburger Schifffahrtsgesell-
schaft und Motorola haben Flensburg einst zum
Exportstandort Nummer eins in Schleswig-Hol-
stein gemacht.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das haben Sie bei
mir abgeschrieben!)

Innerhalb kurzer Zeit ist die Exportquote nunmehr
auf 50 % abgesunken - ein deutliches Indiz dafür,
dass Flensburg besonders von der Wirtschaftskrise
betroffen ist.

Am 27. Mai 2009 hat nun die Geschäftsleitung des
Danfoss-Werkes in Flensburg die Verlagerung der
Produktion in die Slowakei und nach China im
Laufe des nächsten Jahres bekannt gegeben. Die
Ankündigung wurde mit dem Rückgang beim
Kompressorenumsatz begründet. Das wurde bereits
mehrfach benannt. Diese Hiobsbotschaft traf die
Stadt und die Region ohne jegliche Vorwarnung,
und dies umso mehr, da noch im Frühjahr von der
Geschäftsleitung in Gesprächen mit der Wirtschaft
vor Ort versichert wurde, dass die Arbeitsplätze bei
Danfoss sicher seien.
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Nach Motorola verliert die Stadt Flensburg damit
innerhalb kurzer Zeit einen zweiten großen Arbeit-
geber - 450 Mitarbeiter sowie 45 Auszubildende
und deren Familien sind betroffen. Zwar wird nicht
von einer kompletten Schließung gesprochen - die
Produkt- und Technologieentwicklung soll erhalten
bleiben -, aber dies stellt für uns keine Perspektive
dar.

(Beifall beim SSW)

Und hier sind sich alle Regionalkräfte einig. Mit
der Botschaft „hier ist nichts zu machen“ werden
wir uns nicht zufriedengeben.

(Beifall der Abgeordneten Herlich Marie
Todsen-Reese [CDU], Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Lars
Harms [SSW])

Gemeinsam mit meinem Kollegen Johannes Call-
sen habe ich deshalb als Flensburger CDU-Abge-
ordnete in einem Schreiben an die Geschäftsfüh-
rung appelliert, ihrer Verantwortung für die Region
gerecht zu werden und die Beschäftigten zu halten.

Alle Möglichkeiten müssen ausgeschöpft werden,
um die Arbeitsplätze so lange wie möglich zu er-
halten. Ich danke allen Beteiligten - den Abgeord-
neten auf Bundes- und Landesebene, der Landesre-
gierung, den Gewerkschaften, den Kommunalpoli-
tikern und dem Flensburger Oberbürgermeister.
Gemeinsam ist es uns gelungen, die zugeschlagene
Tür bei Danfoss wieder zu öffnen. Das Manage-
ment ist nunmehr bereit, über Kurzarbeit zu verhan-
deln. Das Kurzarbeitergeld würde bis zu 24 Mo-
nate ausgezahlt, danach kann eine Qualifizierungs-
gesellschaft die Mitarbeiter zwölf Monate auffan-
gen und weiterbilden. Durch diese Übergangsrege-
lung würden wir drei Jahre gewinnen, drei Jahre, in
denen man nach weiteren Lösungsmöglichkeiten
suchen könnte. Die Flensburger Ratsversammlung
fordert überdies, für das Flensburger Werk mögli-
che Kapazitätserweiterungen anderer Danfoss-Pro-
duktionen zu prüfen. Auch ist es den Akteuren in
der Region wichtig, dass alle 45 Azubis ihre Lehre
beenden können.

Danfoss ist eines der alteingesessenen Unterneh-
men, das seit 1956 in Flensburg produziert. Das
Werk zählt für uns Flensburger zu den Symbolen
einer erfolgreichen Zusammenarbeit in der deutsch-
dänischen Region. Diese hervorragende Zusam-
menarbeit wollen wir auch in Zukunft in Flensburg
erhalten.

(Beifall bei CDU, SSW und der Abgeordne-
ten Anette Langner [SPD])

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke der Frau Abgeordneten Susanne Herold.
- Für die SPD-Fraktion erteile ich der Frau Abge-
ordneten Ingrid Franzen das Wort.

Ingrid Franzen [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Da ich
seit 1992 im Landtag die Stadt Flensburg vertrete,
gibt es zur Firma Danfoss eine ganz dicke Mappe.
In ihr sind Aufzeichnungen, die sich aus Firmenbe-
suchen und Gewerkschafts- und Betriebsratgesprä-
chen entwickelt haben, wobei sich die Gespräche
meistens leider um Entlassungen drehten, und zwar
in größeren und in kleineren Schritten. Das ist eine
unendliche Geschichte bei der Firma Danfoss in
Flensburg. Gegründet wurde das Unternehmen
1956. Es war lange Zeit größter Arbeitgeber der
Stadt Flensburg. In der jüngsten Zeit - binnen drei
Jahren - gab es eine Kürzung der Belegschaft von
1.450 auf 700 Mitarbeiter. Von Januar bis Mai wur-
den allein gut 200 Stellen gestrichen. Für das näch-
ste Jahr sind es 450 Stellen.

Es ist meine persönliche Wertung, dass nicht alles
für die offizielle Begründung spricht, Abbau und
Verlagerung seien aufgrund der Finanz- und Wirt-
schaftsschwäche notwendig. Das mag ein Anlass
sein. Es spricht eher für eine systematische und mit
langer Hand betriebene Schwächung des Standortes
Flensburg, so bedauerlich es auch ist, das sagen zu
müssen. Im April hat die Geschäftsführung mit
dem Betriebsrat noch vereinbart, die ausgehandel-
ten Tariferhöhungen nicht ab Mai, sondern erst ab
Dezember zu bezahlen. Das Gegengeschäft war die
Zusage, dass keine weiteren Kündigungen ausge-
sprochen werden. Das war im April. Jetzt sind wir
im Juni, und Sie wissen, was passiert ist. Natürlich
verlangt der Betriebsrat jetzt die Zahlung der Erhö-
hung um 2,5 % ab Juni. Das kann ich sehr gut ver-
stehen.

Es geht auch nicht nur um Flensburg, es geht um
die Region. Es geht um eine Region, die schon vie-
le Jahre lang bei den landesweiten Arbeitslosen-
zahlen Spitzenreiter war. Die Zahlen lagen bei über
20 %. Diese Region hatte sich deutlich erholt. Sie
war deutlich auf dem Weg zu einer Arbeitslosen-
quote von 10 %. Das hätten wir als Erfolg angese-
hen. Wir wären stolz gewesen, wenn wir das er-
reicht hätten. Wir haben nun aber im Zeitraum von
Mai 2008 bis Mai 2009 einen Zuwachs der Ar-
beitslosenquote um 12,8 %. Das ist der höchste
Wert in Schleswig-Holstein. Mit 12,9 % bilden wir
insgesamt wieder das Schlusslicht. Es geht also
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wieder von vorn los, und das kann der Landesteil
nicht gebrauchen. Hinzu kommt, dass wir bereits
im April 2009 in 92 Betrieben 1.244 Personen in
Kurzarbeit hatten.

Ich will noch etwas zum Unternehmen sagen; das
hat Anke Spoorendonk auch gemacht. Das ist ein
Unternehmen, das 1933 als Familienunternehmen
gegründet wurde. Der bei uns sicherlich bekannte-
ste Vorstandsvorsitzende Jørgen M. Clausen ist seit
1996 mit sehr guten Erfolgen - mit einer Verdopp-
lung des Umsatzes tätig. Gerade er ist und war ein
großer Verfechter der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit. Er hat anlässlich vieler Treffen auch
von anderen Unternehmen gefordert, es ihm gleich-
zutun. Er genoss und genießt große Bewunderung
in unserer Gegend. Die Frage ist aber, ob man das
so stehen lassen kann, wenn man sieht, was jetzt in
Flensburg passiert.

Wenn man den Namen der Firma in die Google-
Suchmaschine eingibt, dann liest man, dass die Fir-
ma stolz ist auf ihre Unternehmenskultur. Man
kann deutlich sehen, dass Sozial- und Umweltver-
antwortung eine hohe Richtschnur für dieses Unter-
nehmen sind. Man kann auch deutlich sehen, dass
auf Kommunikation Wert gelegt wird. Es heißt, die
Firma führe die Dialoge mit Kunden, Mitarbeitern,
der Presse, Politikern und Behörden aktiv. Davon
haben wir nicht viel gemerkt; das muss man so
deutlich sagen. Das muss man vielleicht einmal
nachlesen. Die Enttäuschung ist vor Ort groß.

Was kann man nun tun? - Herr Minister Biel hat
das zu Recht gefragt. Wir fragen uns das auch für
die Menschen in der Region. Solidarisieren, de-
monstrieren, zuhören, Briefe schreiben, Gespräche
führen und vieles mehr sind probate Mittel. Sie hel-
fen den Betroffenen durchaus, aber wir wissen na-
türlich genauso, dass dies nicht reicht. Wichtiger ist
es, konkrete Angebote zu machen. Dabei fällt mein
Blick auf unseren Arbeitsminister Döring, der so-
fort da war und das deutsche Modell der Kurzarbeit
noch einmal erläutert hat, obwohl man dieses Mo-
dell bei Danfoss kennt. Es wird dort teilweise auch
schon ausgeübt. Es ist also nicht so, dass es dort
nicht bekannt sei. Man kann aber immer noch ein-
mal kommen und sehen, ob man damit etwas ma-
chen kann.

Der Knackpunkt ist und bleibt meines Erachtens
aber die Frage: Will die Chefetage von Danfoss
überhaupt den Standort im Grenzland - den Stand-
ort in Flensburg - erhalten? Ich komme in diesem
Zusammenhang noch einmal zu einem Zitat des
Unternehmers Jørgen M. Clausen anlässlich der
Unterzeichnung eines Zukunftspakts, den ich gleich

noch schildern werde. Er sagte in diesem Zusam-
menhang: Ich sehe die Erklärung als langfristige
Verpflichtung an. Ich hänge sehr an dieser Region,
sie darf nicht zum Verlierer werden.

Für uns als Menschen, die dort oben leben und das
so lange mitverfolgen, ist das eigentlich Dramati-
sche das Déjà-vu-Erlebnis. Das alles war schon ein-
mal da. All das ist nicht neu, auch nicht in diesen
Dimensionen. Das ist schwierig. Ich beziehe mich
auf Entlassungen im Jahre 2005 von 700 Mitarbei-
tern. Damals gab es zwischen dem Flensburger
Oberbürgermeister, Jørgen M. Clausen und Minis-
ter Dr. Rohwer von der Landesregierung einen Zu-
kunftspakt, der Maßnahmen zur Stärkung der
wirtschaftlichen Kooperationen in der Region
Flensburg-Schleswig-Sonderjylland beinhaltete.
Damals kündigte Danfoss an, dass man innerhalb
von drei Jahren 30 Millionen € in Flensburg inve-
stieren wolle. - Eine Pendleroffensive, von der wir
wissen, dass sie erfolgreich gewesen ist. Sie hat et-
was gebracht.

Dieser Zukunftspakt - wenn ich das in Richtung der
Verhandelnden im Nordborg noch einmal sagen
darf - sollte bekräftigt werden. Er sollte erneuert
werden und für die Firma Danfoss weiterhin eine
Verpflichtung bleiben. Es sollten die Arbeitnehmer
und die Gewerkschaften einbezogen werden, denn
das ist einfach klug. Sie sind das Kapital einer Fir-
ma. Das gilt auch für Danfoss. Nur, der Bruch von
Vereinbarungen durch Aussagen wie: Wir kündigen
nicht, wenn ihr auf Tariferhöhungen verzichtet, und
die schonungslose Entlassung nach Jahrzehnten
treuer und zuverlässiger Arbeit, macht die Men-
schen zu Demonstranten und damit zu Außenste-
henden.

Ich komme zum Schluss: Ich denke, es gibt viele
Gründe, Ihnen für Ihre Gespräche sehr viel Erfolg
zu wünschen. Ich denke, die Region und auch der
Schleswig-Holsteinische Landtag werden das mit
Aufmerksamkeit betrachten.

(Beifall bei SPD und SSW)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke der Frau Abgeordneten Ingrid Franzen
und erteile für die FDP-Fraktion Herrn Abgeordne-
ten Dr. Heiner Garg das Wort.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Jetzt aber ein
bisschen kämpferischer! - Hans-Jörn Arp
[CDU]: Du musst dir vorstellen, ich stünde
da!)
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Dr. Heiner Garg [FDP]:

- Oh, Gott. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Lieber Kollege Arp, ich könnte mir
nichts Schöneres vorstellen.

(Heiterkeit)

Ich hatte zunächst befürchtet, die Kollegin Herold
hätte sich meines Manuskripts bemächtigt. Auch
hier könnte ich mir nichts Schöneres vorstellen.

Noch im vergangenen Jahr war die Region Flens-
burg der Exportstandort Nummer eins in Schles-
wig-Holstein. Ein Anteil von annähernd 80 % der
Industrieproduktion aus Flensburg ging an den
Weltmarkt. Der seit der Gründung der Bundesre-
publik einmalige Rückgang des Bruttoinlandpro-
dukts von geschätzten 6 % im Jahre 2009 hat die
exportorientierten Industriezweige in Deutschland
ganz besonders getroffen. Damit ist Flensburg deut-
lich härter von der Wirtschaftskrise betroffen als
andere Regionen in Schleswig-Holstein. In den ers-
ten fünf Monaten des Jahres ist die Exportquote
auf 50 % zurückgegangen.

Ich will an dieser Stelle auch sagen: Es betrifft
nicht nur Danfoss. Eine ganze Reihe von Flensbur-
ger Betrieben entlässt Mitarbeiter, nutzt die Mög-
lichkeit der Kurzarbeit und schickt Mitarbeiter in
den Vorruhestand: das Call-Center Perry&Knorr,
Tesa oder auch Danfoss.

Bei der seit 1956 in Flensburg ansässigen Danfoss-
Kompressorenproduktion sind bis zu 450 der
700 Mitarbeiter von Entlassung bedroht. Die Ge-
schäftsführung des dänischen Unternehmens hat be-
schlossen, den Produktionsstandort zu schließen
und die Produktion nach China und in die Slowakei
zu verlegen, wo die gleiche Arbeit deutlich günsti-
ger zu erbringen ist. Als Begründung gibt das Un-
ternehmen einen drastischen Umsatzrückgang bei
relativ hohen Produktionskosten an.

Frau Kollegin Franzen, ich bin Ihnen ausgespro-
chen dankbar, dass Sie deutlich bezweifelt haben,
ob die jetzige Politik tatsächlich ausschließlich ur-
sächlich auf die sogenannte Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise zurückzuführen ist. Ich will das einmal
neutraler formulieren: Die Entscheidung ist keine
Folge der Wirtschaftskrise, vielmehr steht das Un-
ternehmen vor einem strukturellen Problem: sin-
kende Verkaufspreise bei gleichbleibend hohen
Lohn- und Standortkosten in Deutschland.

Bei allen Entscheidungen, die seitens der Politik im
Fall Danfoss getroffen werden müssen, ist in Zu-
kunft zu beachten, dass es sich um ein strukturelles
Problem handelt, das vor Ort offensichtlich nicht

gelöst werden kann oder soll. Ich sage das noch
einmal so ausdrücklich, weil es die entscheidende
Frage, wer vor Ort eigentlich kämpfen soll, betrifft.

(Zuruf der Abgeordneten Anke Spoorendonk
[SSW])

- Frau Spoorendonk, wir sind uns darin einig, dass
wir uns einen anderen Auftritt des Wirtschaftsmini-
sters gewünscht hätten. Die entscheidende Frage ist
aber, wer vor Ort eigentlich kämpfen soll. Ich bin
der Meinung, dass es im Fall Danfoss vor allem ar-
beitsmarktpolitischer Maßnahmen bedarf. Des-
halb ist es gut, dass Arbeitsminister Döring sich
dieses Problems angenommen hat. Ein gutes Signal
ist mit Sicherheit auch die Aussage des Geschäfts-
führers von Danfoss, dass für alle 450 vom Aus be-
troffene Mitarbeiter definitiv ein Sozialvertrag gilt.

Wünschenswert wäre es zudem, dass Danfoss kon-
sequent die Möglichkeiten der Kurzarbeit nutzt.
Dadurch kann Zeit gewonnen werden, um eine
tragfähige Lösung zu erarbeiten, die insbesondere
den hochqualifizierten Mitarbeitern eine neue Per-
spektive am Standort ermöglichen könnte. In dieser
Zeit könnte möglicherweise ein neues Unternehmen
gefunden werden, das das Gebäude und einen
Großteil der hochqualifizierten Mitarbeiter über-
nimmt. Zum anderen kann aber auch versucht wer-
den, durch Verhandlungen mit Danfoss die Mög-
lichkeiten auszuloten, eine zukunftsträchtige Sparte
des Konzerns nach Flensburg zu holen. Bei all die-
sen Aktivitäten wäre der Arbeitsminister der richti-
ge Ansprechpartner.

(Beifall bei der FDP sowie vereinzelt bei
CDU und SSW)

Zum einen sehe ich die Landesregierung in der
Pflicht, arbeitsmarktpolitische Maßnahmen wie
Kurzarbeit, Ausbildungsgarantien für die Danfoss-
Auszubildenden oder Qualifizierungsmaßnahmen
auszuloten und gemeinsam mit Betriebsrat und Ge-
schäftsführung Lösungen zu finden. Zum anderen
hat die Landesregierung die Pflicht, mit einer offen-
siven Ansiedlungspolitik das Potenzial an qualifi-
zierten Arbeitnehmern in Flensburg zu halten und
deren Weiterbeschäftigung nach besten Kräften zu
unterstützen. Beides fordern wir ausdrücklich ein,
und wir werden sie in entsprechenden Bemühungen
unterstützen. Es wäre ein gutes Signal, wenn zu
beiden Punkten bei der für den 24. Juni 2009 anbe-
raumten nächsten Verhandlungsrunde entsprechen-
de Ergebnisse auf den Tisch kämen. Es geht übri-
gens nicht nur um die 450 betroffenen Mitarbeiter,
sondern auch um deren Familien.
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(Beifall bei FDP und SSW sowie vereinzelt
bei der CDU)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Dr. Garg und
erteile für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN dem Herrn Abgeordneten Detlef Matthiessen
das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Dass der Flensburger Traditionsbetrieb Danfoss sei-
ne Kompressorenproduktion komplett einstellen
will, ist ein Schock für die Region. Was bislang
vom Wirtschaftsminister dazu kam, ist völlig unge-
nügend.

(Beifall beim SSW)

Vor Ort sagte er, er könne nichts tun, die Geschäfts-
führung habe alles richtig gemacht. Verständnis für
die Sorgen der 450 betroffenen Mitarbeiter hat der
Minister nicht geäußert; vielleicht hat er sie in sei-
nem Inneren mit sich getragen. Es war insgesamt
ein hoch peinlicher Auftritt für den Wirtschaftsmi-
nister und die Landesregierung. Auch heute wurden
uns keine neuen entlastenden Vorschläge vom
Wirtschaftsminister präsentiert.

Trotz der Zusicherung seitens der Firma Danfoss,
offen zu kommunizieren, wenn Friktionen im Ge-
schäftsbetrieb auftreten, wurden der Flensburger
Oberbürgermeister Klaus Tscheuschner und sein
Wirtschaftsförderer Klaus Matthiesen von Danfoss
überhaupt nicht informiert. Noch im Januar 2009 -
damals mussten 120 Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer gehen - hatte das Danfoss-Management
versprochen, die Wirtschaftsförderung im Kri-
senfall zu informieren. Das ist aber nicht gesche-
hen.

Vor dem jetzt verkündeten Aus der Kompressoren-
produktion, das die letzten 450 Industrie-Ar-
beitsplätze bei Danfoss kosten wird, waren bereits
Mitte Mai 31 Stellen in der Lagerlogistik und Pfört-
nerei gestrichen worden. Es sollen offenbar nur die
Jobs in Forschung, Entwicklung und Verkauf blei-
ben. Große Zukunftssorgen haben natürlich auch
die 45 Danfoss-Azubis.

Es darf auch nicht vergessen werden, dass noch
rund 200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der
letzten und vorletzten Jobabbaurunde in der Dan-
foss-Transfergesellschaft sind. Bitter für den
Flensburger Arbeitsmarkt insgesamt ist, dass auch
bei Motorola noch 479 ehemalige Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in einer Transfergesellschaft sind.
Diese Transfergesellschaften sind von den Beleg-
schaften zusammen mit der IG Metall hart erkämpft
worden.

Es ist gut, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer den Kahlschlag nicht einfach hinnehmen.
Mit Mahnwachen wird die Forderung der IG Metall
nach der Einführung von Kurzarbeit unterstützt,
mit der Zeit gewonnen werden kann, um eine trag-
fähige Lösung zu finden. Ich hoffe, dass die Ver-
handlungen des Arbeitsministers Döring zu einem
Kurzarbeit-Nullkonzept zu einer Beruhigung beitra-
gen und dass am Ende vielleicht doch eine tragfähi-
ge Lösung gefunden werden kann. Insbesondere die
Ausbildungsgarantien für die Lehrlinge sind ein
kleiner Lichtblick im Finsteren. Ich hoffe, dass die
jungen Menschen eine echte Chance bekommen
und ihre Ausbildung auf hohem Niveau beenden
können. Diese Aktivitäten des Arbeitsministers sind
jedenfalls allemal besser als eine totale Nulllösung,
die der Wirtschaftsminister offenbar bereits akzep-
tiert hatte.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Matthiesen. -
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Ich stelle fest, dass der Be-
richtsantrag Drucksache 16/2705 durch die Bericht-
erstattung der Landesregierung seine Erledigung
gefunden hat.

Ich schließe die Sitzung, unterbreche die Tagung
und wünsche Ihnen erkenntnisreiche Stunden bei
Ihren Abendveranstaltungen. Wir sehen uns mor-
gen um 10 Uhr wieder.

Schluss: 17:56 Uhr
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